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Kurzschlußsichere Anlagen 
durch AEG-Beton-Drosselspulen 


Unbedingt kurzschlußfest, weil jede einzelne Windung 
in Beton eingegossen ist. 


Gleichbleibende elektrische und mechanische Eigen- 
schaften durch anorganische, nicht brennbare Werk- 
stoffe. 


Hohe Stoßspannungsfestigkeit und günstige Abführung 
der Verlustwärme durch reichliche Windungsabstände, 


Einfacher und übersichtlicher Aufbau der fortlaufend 
gewickelten Spulen ermöglichen leichte Kontrolle und 
Reinigung. 
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Bi 


gebnisse neuer Abschaltversuche in den Netzen West- 
(jropas zur Bestimmung von regeltechnisch 


tichfigen Größen 


‘Im Jahresbericht 1957-1958 der U.C.P.T.E. wurde bereits über Abschaltversuche berichtet, die die 

Mitglieder der Union einzeln und gemeinsam durchgeführt hatten, um die Eigenschaften der Verbund- 

netze in regeltechnischer Beziehung zu überprüfen. Dabei ist im Schlußwort des Berichts „Bedeutung 

und Bestimmung von Leistungszahl und Statik für die zusammengeschalteten Netze von Westeuropa‘“) 

darauf hingewiesen worden, daß weitere Versuche, insbesondere auch in den einzelnen Landesnetzen, - 

- nötig seien, um schließlich bei entsprechend großer Anzahl von Meßwerten die genaueren Zusammen- 
Br hänge mit Hilfe statistischer Methoden aufdecken zu können. Als Beitrag zu den Bemühungen der 
U.C.P.T.E.-Mitglieder bringt der vorliegende Auszug aus dem Jahresbericht 1958-1959 das Ergebnis von > 
Abschaltversuchen des Bayernwerks und der Österreichischen Verbundgesellschaft. : = 


Sun.den Abschaltversuchen waren die Netze von Belgien, den 
& derlanden, Österreich sowie des Bayernwerks (Deutschland), 
8 Edison-Gruppe und der SIP (Italien) beteiligt. Die Schweiz 
Bösichtigt, solche Versuche demnächst durchzuführen, wäh- 
#3 die in Frankreich vor einiger Zeit erzielten Ergebnisse 
et vorerst neue Messungen nicht erforderlich machen. Eine 
Sammenstellung der- wichtigsten gemessenen Werte bringt 
Shlentafel 1. Die beiden Zahlenwerte einer Spalte geben die 


J inst- und Größtwerte aus der Vielzahl der erhaltenen Ver- 


Shswerte an. In dieser Tafel ist die gesamte am Netz liegende 
aschinenleistung (Maschinen-Nennwirkleistung) mit Px be- 
-hnet und mit AP die Größe des Laststoßes, durch den die 
ıenzänderung Af erzwungen wurde. K ist .die Netzlei- 
gszahl und S.die auf Px bezogene Statik. 


Jie Größe der untersuchten Netze lag.bei Maschinenleistun- 
"von etwa 1000 bis 3500 MW. Die Laststöße lagen zwischen 
bis 6,5 v. H. der Einsatzleistung; als bleibende Frequenz- 
alerung wurden Werte zwischen 0,06 bis 0,4 Hz festgestellt. 
J2inen beachtenswerten Vergleich erlauben die bei den Ver- 
hen festgestellten Werte der Netzstatik; sie liegen innerhalb 
| weiten Bereichs von 6 bis 30 v. H. Der kleinste Wert wurde 
! einem Versuch in den Niederlanden ausgewiesen, in einem 
Itz, das allein von Wärmekraftwerken versorgt wird. Der 
IBte Wert hingegen ergab sich bei einem Versuch in Öster- 
ch, bei dem überwiegend Wasserkraftwerke einspeisten, wo- 
| eine größere Zahl mit Öffnungsbegrenzung arbeitete. Inner- 
!b eines Netzes schwanken die Werte für die Statik etwa im 
|rhältnis 1:1,5, mit Ausnahme der Netze des Bayernwerks und 
1-SIP, in denen als entsprechende Verhältniswerte 1:2,8 und 
2,5auftraten. 
Für das dynamische Verhalten eines Netzes scheint u. a. 
ch seine Zeitkonstante kennzeichnend zu sein. Einzelne Ver- 
he ergaben Werte in der Größenordnung von 1,5 bis 3 s 
erscheint wichtig, in Zukunft auch diese Größe genauer zu 
‚tersuchen. 


% Deutschland (Bayernwerk) 


Hierzu wird im. Jahresbericht,.der U. C. P. T. E. folgendes 
sgeführt: 

Als Unterlage für die betriebsmäßige Einstellung der .Netz- 
zelung und zugleich für die einschlägigen Arbeiten der 


Vgl. Elektrizitätswirtschaft Bd. 58 (1959), S. 356 bis 361 


wobei jede sowohl bei Tag als auch bei Nacht durchgeführt‘ 


HEFT4 0) 


DK 621.316.7.072:621.311.161.001,5 (4) 


U. €. P. T. E.-Arbeitsgruppe für Betriebsfragen wurden im 
Netz der Bayernwerk AG (nachtolgend BW genannt) am 
8./9. Oktober 1958 in Zusammenarbeit mit der Österreichische 
Elektrizitätswirtschafts-AG (abgekürzt ÖVG) Abschaltungen 
im Verbundbetrieb bei verschiedenen Netzzuständen - (tags 
bzw. nachts: Abschaltungen von Lieferung bzw. Bezug) dureh- 
geführt, um aus den dabei’ auftretenden Leistungs- und Fre- 
quenzänderungen die Statik des BW- und des ÖVG-Netzes zu 
ermitteln. Im ganzen wurden drei Versuchsreihen vorbereitet, - 


wurde, und zwar in der Zeit von 13.35 Uhr bis 17.16 Uhr und. 
von 0.02 Uhr bis 3.13 Uhr. Bei dem ersten Versuch wurden die 
beiden über die Kuppelstelle St. Peter verbundenen Netze der_ 
BW und der ÖVG in Aschaffenburg vom Netz der Rheinisch-.v 
Westfälisches Elektrizitätswerk AG (RWE) getrennt. 


Da von vornherein mit einer größeren Streuung der Broehe: 1 is 
nisse zu rechnen war, wurde gegenüber früheren Versuchen > 
die Anzahl der Abscl alerigen erheblich vergrößert (auf 44). Sie 
teilen sich auf in: = 


Versuchsreihe 1: 15 Abschaltungen BV + ÖVG vom, 


RWE in 
eihe 2: 12 Abs 


Versuchsr 
St. Peter. 
Versuchsreihe. 3.1: 


RWE in Aschaffenburg. 


Versuchsreihe 3.2: Während der Versuchsreihe 3.1 ‚des. x 
BW führte die ÖVG getrennte Versuche mit Abschaltung von 
Kraftwerks- bzw. Pumpenleistung durch. £ 


chaltungen ÖVG vom ı BW in 


17 Abschaltungen BW: (allein). vor’ © \ 


Die Abschaltleistungen bewegten sich zwischen 10 MW RR 
102 MW, die größten Frequenzänderungen betrugen vorüber- 
gehend 0,51 Hz, bleibend 0,41 Hz. Irgendwelche betriebliche 
Schwierigkeiten sind nicht aufgetreten. Die umlaufende Kraft . 
w erksleistung betrug tagsüber 1700 MW bei BW und 1550 MW 
bei der ÖVG, nachts 1200 bzw. 1250 MW. Die größeren am 
BW-Netz liegenden Kraftwerke waren angewiesen, die bei den 
Frequenzänderungen auftretenden Leistungsänderungen fest- 
zustellen und die Maschinen nicht nachzuregeln. Einzelne 
Werke zeigten dabei selbst Interesse an der Ermittlung ihrer 
Betriebsstatik. 

Bei der Versuchsreihe 1, in der die beiden Netze des BW und 
der ÖVG über St. Peter gekuppelt waren, erfolgte in Aschaffen- 
burg die Abschaltung des Stromaustausches mit dem RWE 


90 


"Die auf der linken Hälfte von Bild 1 aufgezeichneten Werte 
SRH stellen die Statik dar, die bei der Abschaltung einer Ausfuhr- 


MW 100 


Bild 1. Statik der Netze der Bayernwerk AG und der Öster- 
reichische Elektrizitätswirtschafts-AG (Verbundgesellschaft) 


leistung, also bei einem Lastabwurf ermittelt wurden; das 
rechte Feld dagegen enthält die bei Abschaltung einer Einfuhr- 
.. leistung, also bei einem Belastungsstoß aufgetretenen Werte 
der Statik. Die abgeschaltete Austauschleistung A P ist aus der 
. Abszisse ersichtlich. Ferner sind in beiden Feldern die Werte 
nach Tag (X) und Nacht (e) getrennt. Bild 2 ist entsprechend, 
‚jedoch für die Versuchsreihen2 und 3.1 ausgearbeitet worden, in 
denen das BW-Netz, das entweder mit dem RWE- oder mit dem 
"ÖVG- Netz gekuppelt war, von dem einen in Aschaffenburg 
a oder von dem anderen in St. Peter getrennt wurde. Beide Bilder 

bestätigen die vorausgeschene särke Streuung der Statikwerte; 


x 7ag e Nacht 


Bild 2. Statik des Bayernwerk- Netzes 


sie schwanken zwischen 7 und 16 v.H., wobei ein Extremwert 
der Versuchsreihe 1(S = 0 v.H.) und zwei Werte der Versuchs- 
“ reihe 2 (S = 20,4 v.H.; S = 4,7 v.H.) schon ausgeschieden 
- sind. Nach der bei jedem Versuch aufgenommenen Schnell- 


Zahlentafel 1. Zusammenfassung der Meßergebnisse 


registrierung (Papiervorschub 20 mm/s) hängt diese St 
einerseits mit dem Netzzustand im Abschaltmoment, 
seits mit Schwierigkeiten in der Auswertung der 5 
kurven zusammen. 
Der Verlauf der Frequenzänderung in der ersten Min 
der Abschaltung ist für drei Versuche der Versuchsreih. 
strichelte Bu) und für vier Versuche der Versuchsre 
und 3.1 (ausgezogene Kurven) in Bild 3 dargestellt. Ind 
"gel tritt die größte vorübergehende F ra 


else äh seilenie 


.-—-- or tr 


20,230 
a Nacht: BW--+ ÖVG-Netz, SE NE 
b Tag: BW- + ÖVG-Netz, Versuchsteihe 1 
c Nacht: BW-Netz allein, Versuchsreihen 2 und 3.17 
d Tag: BW-Netz allein, Versuchsreihen 2und 3.1 

Die MW-Werte geben die abgeschaltete Leistung an 


Bild 3. Frequenzänderung bei einzelnen Abschaltver: 
(o Meßpunkt für Af mittel) we 


bis 7s auf, aber nur in wenigen Fällen schwingt die Frequ 
etwa 16 bis 30 s, wie z.B. bei den Versuchen a (62 M\ 
(90 MW), auf einen stabilen Endwert ein. In den meisten 
treten lange, bis zu 60s dauernde Schwingungen 
Periodendauer von 20 bis 40 s auf, deren Ausschlag m 
ebenso groß ist wie die erste vorübergehende Abweil 
wie z. B. in den Versuchen a (20 MW) und c (18 MX 

hängen offenbar mit den Reglerschwingungen der W 
turbinen zusammen, wie sie ganz ähnlich bei Lastabsch: 

auftreten, vielleicht aber auch mit den bekannten Fluktua 
zwischen Netzen, oder sie sind abhängig von der Phas 
im Abschaltmoment, wodurch auch eine von der A 
leistung unabhängige Frequenzschwingung verursach 
kann. Hier ist Mer die Festlegung des Endwerts sc 


- Laufende Nr. 1 2 3 
Se ER Bundesrepubl. 
Land — Bundesrepubl.| Deutschland 3 Italien 
; z . Österreich Itali 2 
Thkefüchrhen Belgien Deutschland | (Bayernwerk) (Yerkın Sees ) (SID) (Edison- 
(Bayernwerk)| + Österreich gruppe) 
(Verbundges.) 
9.1.1958 
 Versuchsdatum 6.1.1959 | 8.10.1958 | 8.10.1958 | 8. 10. 1958 16.12. 10.1. 1958 
22.1.1959 | 9.10.1958 | 9.10.1958 | 9. 10. 1958 1957 30.1.1958 
j min 2150 1200 2450 1250 1600 
Px (MW) char 2200 1700 3250 1550 .. 3300 
, min 32 10 27 8 14,5 25 
AP (MW) a 100 90 102 32,4 50 214 
ap min 1,5 0,6 0,8 0,6 1,3 1,0 
I EEE) 2 oaz 4,5 5,3 31 2,6 4,5 6,5 
min 0,06 0,06 0,02. 0,09 0,13 0,10 
a] max 0,25 0,41 0,27 0,29 0,38 0,21 
min 400 167 316 83 110 120 
N) max 530 470 635 161 273 ‚350 
ee min 8,1 172 10,2 193 8,0 15,0 
‚Se.H.) EB: 11.0 20.4 15,7 30.0 20,0 


20,0 


TS 


@ dann schon von erh geh beeinflußt 
. Bei zwei Versuchspunkten sind deshalb in Bild 2 
zwei durch eine gestrichelte Linie verbundene Werte für 
chiedene Meßzeiten angegeben. 


ie Zahl K in MW /Hz kann meist nur aus dem Mittelwert die- 
equenzschwingungen errechnet werden. Die allgemein 
;e Festlegung eines bestimmten Zeitpunkts nach dem Ab- 
ltmoment hierfür erscheint kaum möglich. Gegenüber der 
en Dauer dieser Schwingungen ist die Zeitkonstante des 
en Frequenzmessers zu vernachlässigen. Sie wurde 
'h besondere Maßnahmen von rd. 1 s auf 0,3 s herabgesetzt. 


ie starke Streuung der Werte in den Bildern 1 und 2 zeigt, 
einigermaßen gültige Unterlagen nur als Mittelwert mög- 
t vieler Abschaltungen erhalten werden können. Eindeu- 
Tendenzen, etwa Abhängigkeit von der Tageszeit oder von 
Richtung der Laständerung, sind aus den vorliegenden 
sungen noch nicht zu erkennen; für das Gesamtnetz BW + 
5 (Versuchsreihe 1) liegen die Statikwerte im Mittel etwas 
r als für das BW-Netz allein (Versuchsreihen 2 und 3.1). 
ir die technische Durchführung der Netzregelung nach dem 
aenz-Leistungsverfahren a sich allerdings aus der 
en Einschwingzeit der Frequenz gegenüber den viel schnel- 


1 Leistungsänderungen verschiedene neue Gesichtspunkte, 


ht auch in Richtung einer Morbötereselung mit Ein- 
ng der Frequenzänderung. 


eich (Österreichische Elektrizitätswirtschafts- AG: 


cr 

von der U.C.P. T. E.-Arbeitsgruppe = Betriebsfragen 
en Anregungen folgend, wurde nachstehendes Ver- 

sprogramm von der Österreichischen Verbundgesellschaft, 

2. zusammen mit der Bayernwerk AG, München, dutch- 


ei RAN 1: Die Netze der Österreichischen Ver- 
lischaft und des Bayernwerks sind über eine 220-kV- 
in St. Peter gekuppelt. An der Kuppelstelle Aschaffen- 
eischn dem Bayernwerk und dem RWE wird durch 
eines Leistungsschalters der Laststoß erzeugt. 
ersuchsreihe 2: Nach dauernder Trennung vom RWE 
len an der Kuppelstelle St. Peter die beiden noch mitein- 
t verbundenen Netze des Bayernwerks und der Östetrei- 


en der Österreichischen Verbundgesellschaft (3.2) und 
ayernwerks (3.1) werden weitere Abschaltungen unab- 


um dadurch a Einflüsse des Maschineneih- 
s auf die Netzleistungszahl feststellen zu können. Als wei- 
\ te wurde der Stromfluß vor Öffnen des Kuppel- 
e eingeregelt, daß für die verbleibenden Netzteile 
| dem Abschaltvorgang bei einigen Versuchen ein Fre- 
anstieg und bei anderen eine Frequenzabsenkung eintrat. 
geschah deshalb, um das gegebenenfalls unterschiedliche 
3rechen der Turbinenregler auf Frequenzabsenkungen bzw. 
ee feststellen zu können. 


Jer die Versuchsteihen 1 bis 3.1 ist im vorhergehenden Ab- 
itt berichtet worden. Im Rahmen der Versuchsreihe 3.2 
je im Netz der Österreichischen Verbundgesellschaft eine 
ine i im Kraftwerk Kaprun abgeschaltet. Um jedoch den 
uß des Reglerspiels bzw. der Reglerunempfindlichkeit et- 

n zu können, wurden hierbei zwei verschiedene Versuchs- 
pen durchgeführt: Bei der Versuchsgruppe (a) wurde vor 
Abschalten der Maschine in Kaprun die Frequenz des 
teichischen Netzverbandes langsam auf 50 Hz gesteigert, 
ei ‚angestrebt wurde, daß vor dem Abschalten keinesfalls 
vorübergehende Frequenzabsenkung durch das Einregeln 
at. Bei der Versuchsgruppe (b) wurde jedesmal vor dem 
halten der Maschine in Kaprun die zunächst auf 50,2 Hz 
sregelte Netzfrequenz auf 50 Hz abgesenkt. Nachdem die 
Flug m in al Fällen der Versuchsreihe 3.2 im österrei- 
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ESCHER Netzverband eine Frequenzabsenkung zur Folge hatte, 
müßte somit bei den Versuchen (a) infolge des vorhergehenden 
Frequenzanstiegs eine Reglerunempfindlichkeit der im Netz 
eingesetzten Maschinen sich in einer Verminderung der Netz- 
leistungszahl ausdrücken, während bei den Versuchen (b) 
durch die schon vorher eingetretene Frequenzahsenkung RR 3 
vorhandene Reglerspiel beseitigt sein müßte. 


Die Frequenz wurde DER Hauptlastverteiler des österrei- 


war zu diesem Zweck ein Gast eingesetzt, dessen Fr ‚au 
proportionaler Gleichstrom mit einem Schleifenoszillographen 
aufgezeichnet wurde. Der Leistungsverlauf an der Kuppelstelle 
in St. Peter zwischen dem Netz des Bayernwerks und der Öster- 
reichischen Verbundgesellschaft wurde mit einer eis \ 
schleife des gleichen Oszillographen aufgeschrieben. Zwischen 
den beiden Netzen bestand die notwendige Fernsprechverbin- 
dung, so daß die Schaltkommandos von der jeweiligen Schalt- 
stelle zu den Meßstellen unmittelbar ee = 
konnten. ' 


tet sind. Der Industrieeinsatz liegt insgesamt bei 300 MW, wi 
von etwa 50 v.H. mit freiem Turbinenregler arbeiten. _ % 

Die Ergebnisse (der Versuchsreihen 1 bis 3.1 sind, wie e 
wähnt, in dem Bericht des Bayernwerks behandelt. Der vc 


und 3.2 und dabei mit Beh für das österreichische Netz chara 
teristischen Größen. In Bild 4 sind die Leistungszahlen, < 


2P 3 
BWA-ÖVG 


20 10 


Versuchsreihe2 


BHN-ÖVG 
o—- = 0V6 Versuchsreihe 32 


e Nacht 


x lag 


Bild 4. Leistungszahl des Netzes der Österreichische : ; 
Elektrizitätswirtschafts-AG E 


beiden Versuchsreihen sie gehören. Die auf der linken Hälfte HE 
des Bildes aufgezeichneten Werte stellen die Leistungszahl da ER 
die bei Abschalten einer Ausfuhrleistung, also bei einem La 
abwurf ermittelt wurden; das rechte Feld dagegen enthält, f 
die Versuchsteihe 2, die bei Abschaltung einer Einfuhrleistung 
aufgetretenen Werte der Leistungszahl und für die Versuchs 
reihe 3.2 die Werte, die sich bei der Abschaltung der Maschine 
in Kaprun Brdaben (also Belastungsstoß). Die abgeschaltete > 
Leistung A P ist aus der Abszisse ersichtlich. Ferner sind in « 
beiden Feldern die Werte nach Tag und Nacht getrennt. IS 


Für die Zeitkonstante des Netzes Tr ergaben sich durch gra- 
phische Untersuchung Werte zwischen 1,99 und 2,82 s. AL 
Mittelwert liegt bei 2, „38 & 

Zusammenfassend kann festgestellt werden: Die Ba Br 
mung der Netzleistungszahlen unterliegt g größeren Ungenauig- 
keiten, da sowohl die Größe der Belastung als auch vor allem 
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5 I 
je der Frequenz bei einem lebendigen Netz dauernd gewissen 


RI unterworfen ist. Im For aden Bericht wur- 
den demnach, soweit dies möglich wat, die Frequenz- und die 
2 Leistungswerte nach Beendigung des Einschwingvorgangs, 
5 also 15 bis 20 s, als stationär bezeichnet. Die so ermittelte Netz- 
" leistungszahl kann nun selbstverständlich dutch ungewollte 
überlagerte, andere Netzschwankungen oder Netzstöße beein- 

-  flußt worden sein. Abgesehen davon stellt sie jedoch den Dauer- 
wert und nicht den Wert dar, der durch eine etwa Bu 
vorübergehende Statik BukEekerr würde. 


Betrachtet man die Anzahl der Meßpunkte in der Darstellung 
‚der Leistungszahlen in Bild 4, so muß man feststellen, daß Er 


= > 'schiede der Leistungszahl bei den einzelnen Versuchsreihen 

=. „machweisen zu können. Bei der vorhandenen Streuung müßten 

: "vielmehr wesentlich mehr Einzelversuche durchgeführt werden, 
um in jeder Hinsicht zu einwandfreien Aussagen zu kommen, 
‚so z.B. über den Einfluß der Richtung des aststoßes oder HR. 
“den Einfluß der vorausgehenden a auf die bei 
einem Laststoß hane Leistungszahl. + 


"Abschließend wird füt das weitere Vor gehen empfohlen, die 
Nreßyerfihren zu verfeinern, Meßort Und Schaltort möglichst 


3 en einzelren Versuche in so großer Zahl durchzuführen, daß 
= man im Sinn der Statistik berechtigt ist, ins einzelne gehende 
SAussigen zu machen. 


i Andere Länder 


kn Belgien hat die CPTE im Januar 1959 Messungen der 
 Eeistungszahl des Netzes durchgeführt. Diese an Zahl begrenz- 
er ten Versuche dienten an sich zur Prüfung der Arbeitsweise des 
= ' Frequenzschreibers Type Speedomax der SEPTE: dessen Papier- 
- = vorschub 5,25 mm/s beträgt. Die bei diesen Versuchen erzielten 


_ zahl mit den Beobachtungen überein, die bei stöorungsbedingten. 
 Abschaltungen der Verbindungen zu den Netzen des benach- 
barten Auslands gemacht wurden. 


"In Italien wurden für die Netze der Societh ielenie 
E Peenchte; Turin (SIP), und der Edison, Mailand, durch Ab- 
„schaltversuche die kennzeichnenden Netzparameter ermittelt, 
die für die Regelung von Bedeutung sind. Auf Grund dieser 
Ki, Versuche MEER folgende Parameter bestimmt: 


> 


var 
_ Natürliche Leistungszahl K = TE 
RT AED 
Bun EISEN 
Ges | a ER | 
ö en zeit | a Sr Gehe 
an At 


© wobei Pn die gesamte Nennleistung der während der Versuche 
3 mitlaufenden Maschinen und f, die Nennfrequenz des Netzes 
60 Hz) ist (Zahlentafel 1). 


: a - Auch im niederländischen Verbundnetz, das ausschließlich 
De Pe acskbrafilerken gespeist wird, wurde während der 


„= U:C.P.T.E.-Bericht I — 1960 — In dem Bulletin I-1960 
wird u.a. über den Einfluß der Änderung der Arbeitszeit auf 
den Stromverbrauch berichtet. Es ist verständlich, daß die Elek- 
 trizitätswerke so schwerwiegende Eingriffe wie die Herabset- 
zung der Arbeitszeit bzw. die Einführung der Fünftagewoche 
2 im Zusammenhang mit der Beanspruchung der Kraftwerke mit 
7 Aufmerksamkeit und teilweise Sorge beobachten. Nach verhält- 
= nismäßig einfachen undtrotzdemhinreichend genauenVerfahren 


Zahl der Meßwerte zu klein war, um statistisch erhäftete Unter-. 


“ nicht'zu weit entfernt oteitänder anzuordnen und schließlich. 
aber aüderskseits die Öffnung der Turbine.nach einer den 


serverhältnissen angepaßten Zeit auf den Sollwert zurückfüh 


Ergebnisse stimmen hinsichtlich der Werte für die Leistungs- 


‚stellungen wiedergegeben und in diesem Bericht erläutert. 


Se 


letzten Jahre eine Reihe von Abeelwersuehehl zur Bes 
mung der Netzparameter durchgeführt. Die Anzahl der Y 
a wurde beschränkt, weil einerseits zunächst eine Orie 
tierung über die Größe von Leistungszahl, Statik und den Ve 
lauf de Frequenz genügt, andererseits die Durchführung d 
Versuche ziemlich viel Vorberiiumg erfordert und für die Kat 
werke einige Beanspruchungen mit sich bringt. Obwohl mı 
eine beschränkte Anzahl von Meßwerten zur. Verfügung steh 
kann doch angenommen werden, daß hierdurch die wichtigste 
Kenngrößen des Be erlindischen Netzes im Hinblick aufd 
Sueeeschins gegeben sind (Zahlentafel 1). Dies gilt i in 
besondere auch deshalb, weil es. genügt, den Sekundärreglerm 
einer gewissen Toleranz auf.die Kennwerte des Netzes abzı 
stimmen. Es wird aber beabsichtigt, die Versuche foren seE 
um weitere Werte der Tessa und der Netzstatik zue 

halten und die Änderungen dr Leistungszahl noch genau 
verfolgen zu können. 


Zusammenfassung: 


Das Ergebnis der aus-den beteiligten Ländern vörliegende 
Versuche bestätigt erneut die Notwendigkeit, zur ‚Verbesserun 
der Netzstatik ER Maßnahmen ne die im Jahre 
bericht 1957-1958 empfohlen worden sind. Die Bedeu, dies: 
Empfehlungen ist so groß, daß sie nochmals ausdrücklic 
angeführt werden sollen: 5 a 

1. Ausschaltung der Öffnungsbegrenzer an Wasserturbine 


und Einführung einer Hilfssteuerung, die einserseits dem. Tui 
binenregler erlaubt, auf Breseendaheen anzuspreche 1,di 


Eine solche Hilfssteuerung ist bereits in vier Kraftwerke 
der Bayernwerk AG mit t Erfolg eingerichtet worden. 


reglern. ER 
4. Anwendung elektrischer Regler in Dampf kraftwerken | 
beim Blockbetrieb eine Körnbigieie Regelung von Kessel un 
Maschine ermöglichen, wobei die Be von jed 
Behinderung dc den Vordrücktegler befreit und die Ur 
emphädlichkeit weitgehend beseitigt : a 


5% Beeinflussung der Stromlieferungen industrieller Kraf 
werke.an das öffenikehe Netz durch Roter die nach dem. Prir 


. zip der kombinierten. Frequenz- Listingsseociine arbeiten, ur 


auch diese Werke mit einer bestimmten Statik zur Freq x 
stützung heranzuziehen. > 


Bei verständnisvoller Mitarbeit der führenden Betriepe eut 
größerer Kraftwerke erscheint es vor allem aussichtsvoll, di 
Obnuidcheeränzet der Wasserturbinen und die Ölbremsen, di 
die Köruberseiende Statik bestimmen, mehr als bisher auß« 
Betrieb zu nahen und auf eine weitere Verminderung der‘ Ur 


empfindlichkeit der Turbinenregler hinzuarbeiten. Ra 


Schließlich ist dringend die Durchführung weiterer Versuch 
zu empfehlen, da de vorliegende Kahlenenäterist noch nich 
ausreicht, um die statistischen Vater nen mit ausreicher 
der Sichötheit durchzuführen. SE 


wurden in Belgien, der BR Deutschland, Prägkfeich: Östergeie 
und der Schweizfür die letzten Jahre Untersuchungen angestelli 
deren Ergebnisse sind in Zahlentafeln und zeichnerischen Dai 


Turnusgemäß gingen der Vorsitz der U.C.P.T.E. “und ode 
Sitz des Sekretatiats mit dem Jahreswechsel an die 'Schwei 
über. Die deutsche Vertretung in der U.C.P.T.E. nimmt ur 
verändert die Deutsche Verbundgesellschaft, ehe a 


trizitätswirtschaft 0° 00.00 
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e |NE-Stromkreuzungs-Richtlinien 
Vereinheitlichung des Kreuzungsrechts Stromversorgung /Nichtbundeseigene 


enbahnen > 


N 


26. Butze, Frankfurt amMain 


DK 347:.621.315.173 = 


Es wird über Anlaß, Bedeutung und Inhalt der von den Verbänden der Elektrizitätswirtschaft und der 
nichtbundeseigenen: Eisenbahnen (NE) aufgestellten und vereinbarten NE-Stromkreuzungs-Richtlinien 
vom 1. Januar 1960 berichtet. Dabei wird insbesondere auf die gegenüber den Stromkreuzungs-Richt- 
linien DB/VDEW unterschiedlichen Regelungen hingewiesen. 


om Verband Deutscher Nichtbundeseigener Eisenbahnen 
-(VDNE) und der Vereinigung Deutscher Elektrizitäts- 


ge e.V. (VDEW) sind Richtlinien über Kreuzungen von - 


kstromleitungen eines Unternehmens der öffentlichen Elek- 
tätsversorgung (EVU) mit Gelände oder Starkstromleitun- 
der nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE) (NE-Stromkreu- 
5s-Richtlinien) aufgestellt worden. Entsprechend der zwi- 
n beiden Verbänden getroffenen Vereinbarung vom 28. De- 
ber 1959 / 8. Januar 1960 (vgl. Anhang am Schluß des Auf- 
>s) werden die NE-Stromkreuzungs-Richtlinien den beider- 
sen Mitgliedsunternehmen zur Anwendung empfohlen!). 


aß zu den Verhandlungen 


nlaß zu den im Frühjahr 1958 begonnenen Verhandlungen 
Aufstellung der NE-Stromkreuzungs-Richtlinien war die Be- 
ıtgabe der zwischen der Deutschen Bundesbahn und der 
EW vereinbarten Stromkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW, 
las Kreuzungsrecht für Kreuzungen von Leitungsanlagen 
3V U’mit Gelände oder Anlagen der Deutschen Bundesbahn 
imfassender Weise im Sinne der Gleichberechtigung der 
azungspartner und der Verwaltungsvereinfachung neu 
reten?)3). Bekanntlich haben die Stromkreuzungs-Richt- 
n DB/VDEW die Bahnkreuzungsvorschtiften 1937 (BKV) 
löst, deren die Deutsche Bundesbahn vielfach einseitig 
tzugende Bestimmungen in technischer, rechtlicher und 
raltungsmäßiger Hinsicht den heutigen Verhältnissen nicht 
r ausreichend Rechnung trugen. In den Kreuzungsverträ- 
der EVU mit nichtbundeseigenen Eisenbahnen sind die an 
nur für Kreuzungen mit der Deutschen Bundesbahn gelten- 
BKV meist durch einfache Bezugnahmen zum Vertragsin- 
‚gemacht worden. Die vertragliche. Regelung der Kreu- 
ssverhältnisse mit den nichtbundeseigenen Eisenbahnen 
t deshalb praktisch unter den gleichen Mängeln, die bei der 
tschen Bundesbahn zu einer Ablösung der veralteten BKV 
h die Stromkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW führten, 
reicheE VU und verschiedene Eisenbahnaufsichtsbehörden 
Länder, die gem. $ 5 Allgemeines Eisenbahngesetz*) die 
liche Aufsicht über die nichtbundeseigenen Eisenbahnen 
end), haben deshalb den Wunsch geäußert, daß man die 
mkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW auch auf die Leitungs- 
zungen mit Bahnstrecken der nichtbundeseigenen Eisen- 
en anwenden möge. 


> 


eränderte Übernahme der Stromkreuzungs- 
itlinien DB/VDEW nicht möglich 

ie Berechtigung dieses Wunsches liegt auf der Hand. Für 
isch im wesentlichen gleichartige Vorgänge, wie sich Lei- 
skreuzungen mit jedweden Bahnstrecken darstellen, sollten 


Vel. dazu VDEW-Mitgliederrundschteiben Nr. 2 vom Febr. 1960 
Vgl.Kröner, Die neuen Stromkreuzungs-Richtlinien. Die Bun- 
ıhn 1959, Heft 5,8.186, ferner K. Sachs, Die Stromkreuzungs- 
inien 1956. Elcktrizitätswirtschaft Bd. 57 (1958), S. 383 

Die Stromkreuzungs-RichtlinienDB/VDEW nebst Ein- und Aus- 
ingsbestimmungen sowie sämtlicher Anlagen werden als Druck- 
ft von der Verlags- und Wittschaftsgesellschaft der Elektrizitäts- 
e mbH (VWEW), Frankfurt am Main, 'herausgegeben 
Allgemeines Bisenbahngesetz vom 29. März 1951 (BGBl. I, S.225) 
n fast allen Bundesländern ‚haben die Landesregierungen die 
ıbahnaufsicht der Deutschen Bundesbahn übertragen 


"Stromkteuzungs-Richtlinien DB/VDEW bereits erzielt werden- 


in technischer, rechtlicher und verwaltungsmäßiger Hinsicht 
möglichst einheitliche Regelungen geschaffen werden. Eine‘ 


Übernahme der Stromkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW in un- 
veränderter Form auf die Kreuzungsverhältnisse mit den nicht- 


bundeseigenen Eisenbahnen war jedoch aus verschiedenen 


Gründen nicht möglich. Bei der Vereinbarung det Stromkreu- & 


zungs-Richtlinien DB/VDEW stand auf = einen Verhand- 
lungsseite mit der Deutschen Bundesbahn-der Kreuzungspart- 
“ner, der an jedem Kreuzungsvertrag als Vertragspartei betei-. 


‚ligt Se Die ee hinde Regelung für die nichtbundeseigenen. 
Eisenbahnen mußte aber mit dem VDNE als dem Fachverband . 


einer Vielzahl von Eisenbahngesellschaften getroffen werden, 


denen — ebenso wie auf der EVU-Seite — die Anwendung der 


neuen Kreuzungs-Richtlinien nur empfohlen werden kann. Die 


Deutsche Bundesbahn hat die Stromkreuzungs-Richtlinien DB/ 


VDEW im. ganzen Bundesgebiet als für alle Bundesbahn- 


dienststellen verbindliche Dienstvorschrift einführen können. 


Das hat Inhalt und Form .der Stromkreuzungs-Richtlinien. - 
 DB/VDEW in verschiedener Hinsicht beeinflußt, z.B. die be-- 


tragsmäßige Festlegung der Verwaltungskostensätze ermög-. 


licht). Auch mußte berücksichtigt werden, daß die bisherige ... 
Vertragspraxis det EVU bei Kreuzungen mit ae ip 
“eigenen Eisenbahnen zum Teil recht erhielten ist, wäh-. 
cha sich die Kreuzungsverhältnisse mit der Deutschen Bündes- y 
‘bahn fast überall nach FR Bedingungen und Kostensätzen der‘. 


BKV 1937 richteten. Die im Verstich zut Deutschen Bundes- 
bahn ‘weniger behördenmäßige Orparisaton der nichtbun- 


deseigenen Birenbahngesctischätten ermöglicht zudem eine . 
noch eteekende een als sie mitden 


konnte. So braucht z.B. nach den NFE- Stromkreuzungs-Richt- 
linien für Leitungskreuzungen mit Grundstücken einer nicht- 
bundeseigenen Ran, die nicht Verkehrszwecken dienen, - 

ein. Besönderet Kreuzungsvettrag nicht abgeschlossen zu wer- 
den. Auch in den technlächen N der NE- a 


kreuzungs-Richtlinien sind gegenüber de Stromkreuzungs? 


Rikhrliaien DB/VDEW Ahreine Vereinfachungen getroffen, 
die sich wegen der bei den nichtbundeseigenen Eisenbahnen 


bestehenden andersartigen Verhältnisse 2 ee und | ee 2 


notwendig erwiesen. 


Trotzdem war man bei der Aufstellung der NE- sn 
zungs-Richtlinien im Interesse der Vest heliliehune des gesam- 
ten Kreuzungswesens bemüht, die Bedingungen und das Ver- 


fahren der Stromkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW, soweit es 


r hi ur 
fi 


möglich oder zweckmäßig war, zu übernehmen. Deshalb stim- u 


men auch der Aufbau und die Formulierungen der’ für die‘. 


Deutsche Bundesbahn und der für die. nichtbundeseigenen 


Eisenbahnen geltenden Richtlinien weitgehend überein. Mit 
der Einführung der NE-Stromkteuzungs-Richtlinien wird damit . 


erreicht, daß die Leitungsbauabteilungen der EVU bei den 
technisch gleichartigen Kreuzungsvorgängen im wesentlichen. 
auch das gleiche technische und verwaltungsmäßige Verfahren 
durchzuführen haben ohne Rücksicht darauf, ob die gekreuzte. 


Bahnstrecke von der Deutschen Bundesbahn betrieben wird 


oder nicht. 


Um die Bedeutung der NE-Stromkreuzungs-Richtlinien und 


ihren Anteil an der Neuordnung des Kreuzungsrechts richtig 


6) Vgl. Anlage 3 der Stromkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW 


\ > 


\ h 


94 


beurteilen zu können, sind die nachfolgenden statistischen An- 
gaben zu beachten. Von mehr als 200 nichtbundeseigenen 
- Eisenbahnunternehmen werden in der Bundesrepublik Eisen- 
r bahnstrecken mit einer Gesamtlänge von fast 6000 km betrieben. 
is Das entspricht nahezu einem Fünftel der von der Deutschen 
0° Bundesbahn unterhaltenen Streckenlänge von rd. 31000 km. 
- 0 In Bild 1 ist die Streckenkarte des Landes Nordrhein-West- 
ER falen wiedergegeben, — als Beispiel für den Umfang und die 
Bedeutung der nichtbundeseigenen Eisenbahnen im Verhältnis 
zum Streckennetz der Deutschen Bundesbahn. Die Zahl der 
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een mit Bahnstrecken nichtbundeseigener 
. Eisenbahngesellschaften beträgt nach vorsichtigen Schätzungen 
\ 5000 bis 60007). 


yrerlanf der Verhandlungen 


Die Verhandlungen, die zur Aufstellung der NE- öko 
zungs-Richtlinien führten, standen unter dem Zeichen der Ver- 
Mr dnisbereitschaft beider Seiten für die besonderen Belange 
“der Kreuzungspartner und waren gekennzeichnet von dem 
Willen, die durch die Stromkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW 
für den Bundesbahnbereich erzielten Vorteile auch für die 
Kreuzungen mit nichtbundeseigenen Eisenbahnen Anwendung 
ke finden zu lassen. Besonderer Dank gilt den von dem VDNE 

und der VDEW eingesetzten Verhandlungskommissionen, die 
Pt "in mehreren Sitzungen den Text der NE-Stromkreuzungs-Richt- 
"linien ausarbeiten. Die Verhandlungskommissionen setzten sich 
er 3 anmen 


- für den VDNE aus den Herren Dipl.-Ing. Hartwig (Ober- 
theinische Eisenbahn-Ges. AG), Meinen, Oberbaurat Hen- 
Ekel (Deutsche Eisenbahngesellschaft mbH), Frankfurt am Main, 
Dr. jur Schulz (VDNE), Kain; Dr. jur. Wersche (Osthanhover- 
sche Eisenbahnen AG), Celle, 


3 . für die VDEW aus den Herren Dipl.-Ing. Fielitz (RWE), 
22 Essen, Dipl.-Ing. Hofmeyer (Elektrizitäts-AG Lahmeyer & Co.), 
° Bad Homburg (zeitweilig), Dipl.-Ing. Weidler (Schleswag), 
Rendsburg, und dem Verfasser. 
In den Verhandlungen wurden außer dem Richtlinientext®) 
ähnlich wie seinerzeit auch mit der Deutschen Bundesbahn 
 — gemeinsame Anmerkungen und einheitliche Vertragsmuster 
= aufgestellt. 


2 Zum Inhalt der NE-Stromkreuzungs-Richtlinien 


' In der folgenden Darstellung einzelner für die EVU-Praxis 
ji Be deokariek Regelungen der NE-Stromkreuzungs-Richtlinien 
wird insbesondere auf die Unterschiede Binden! die ge- 


9) Mit Bahnstrecken der Deutschen Bundesbahn bestehen schät- 
'zungsweise 30000 bis 40000 Leitungskreuzungen 


8) Die NE-Stromkreuzungs-Richtlinien werden mit den gemein- 
sam aufgestellten Anmerkungen, Vertragsmustern und Anlagen 
von der Verlags- und Wirtschaftsgesellschaft der Elektrizitätswerke 
mbH (VWEW), Frankfurt am Main, als Druckschrift herausgegeben 


’ 
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genüber den Stromkreuzungs-Richtlinien DB/VDEWbesteh 
und auf die deshalb beim Abschluß von Kreuzungsverträ, 
mit nichtbundeseigenen Eisenbahnen besonders zu achten ii 
Gleich den Stromkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW u 
NE-Stromkreuzungs-Richtlinien in die drei Do „Ve 
waltungsbestimmungen“, ‘, „Technische Bestimmungen“ 
„Schlußbestimmungen“ uhferteile, Zu den einzelnen Vor ß 
en sind von der VDEW und dem VDNE gemeinsam ech 
rungen aufgestellt worden. Weiterhin sind den Richtlinien 
gende Anlagen beigefügt: 
ein Muster für einen Ki (Anlage 1), 
die Richtlinien der Schiedsstelle für Beeinfussungsfiä 
(Anlag ge 2), 
ein Muster für einen Vertrag zwischen EVU und nichd | 
deseigener Eisenbahn über die Anwendung der NE- St {o) 


kreuzungs-Richtlinien (Anlage 3). a 
Verwaltungsbestimmungen B 
In $ 1 werden der Geltungsbereich der Rich gere % 
und die verwendeten Begriffe erläutert, und zwar weitgehend 
Anlehnung an die ebeeprechendn Regelungen in $ 1 Sttor 
kreuzungs-Richtlinien DB/VDEW. Gegenüber letzteren. » 
steht jedoch insofern ein wesentlicher Unterschied, als — auß 
für die nur selten vorkommenden Kreuzungen von Leitun 


beider Partner — die Richtlinien nur für Leitungskreuzung: 
mit sogenanntem „NE-Gelände“ gelten, das im wesentlich 


ra 


dem Beliapslände® im Sinne von $ 1 Abs. 4a Stromkreuzu 
Richtlinien DB/VDEW (=Verkehrsgelände) entspricht. 
tungskreuzungen mit Grundflächen der nichtbundeseiger 
Eisenbahnen, die nicht unmittelbar Verkehrszwecken dien 
oder in absehbarer Zeit dienen sollen, werden durch die Ric 
linien nicht erfaßt. Deshalb brauchten auch die Bestimmun 
der Stromkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW über Lei 
kreuzungen mit sogenanntem „sonstigen DB-Gelände“ 
übernommen zu den Für Leitungskreuzungen mit Gen 
stücken der nichtbundeseigenen Eisenbahnen, die nicht Ve 
kehrszwecken im Sinne von $1Abs.3 dienen ‚braucht grunds 
lich kein besonderer Kreuzungsvertrag ab: geschlossen zu werc 
Als „NE-Gelände‘“ gelten nach $ 1 Abs. 3 auch solche Grun 
stücke, die ncbaib von fünf Jahren nach Errichtung derE 
Leitung von der nichtbundeseigenen Eisenbahn für Verkeh 
zwecke in Anspruch genommen werden. 

Nach $ 1 Abs. 1 gelten die NE-Stromkreuzungs-Richtli 
für alle Leitungskreuzungen eines EVU mit Verkehrs 
Beilchane einer ende Eisenbahn. Ba 
teren muß es sich um Eisenbahnen im Sinne von $ 1 Abs. 
Allgemeines Eisenbahngesetz) handeln. Eisenbahnen sind < 
nach alle „Schienenbahnen mit Ausnahme der Straßenbal 
und der nach ihrer Bau- oder Betriebsweise ähnlichen Ba 
der Bergbahnen und der sonstigen Bahnen besonderer Fe 
Maßgebendes Kriterium, ob eine Schienenbahn unter den 
ch der NE- Stromkreuzungs-Richtlinien f 
dürfte die Unterstellung der Schencnhein unter die Ei 
bahnaufsicht gem. $ 5 Alleenetie Eisenbahngesetz sein. Un 
den Begriff chkbkidss gen: Eisenbahn“ allein erster Lit 
die nicht von der Deutschen Bundesbahn betriebenen Eise 
bahnen des öffentlichen Verkehrs, die nach ihrer Zweckbesti 
mung jedermann zur Personen- und Güterbeförderung benu 
kann?). Außerdem fallen unter den Begriff „‚nichtbundeseig 
Eisenbahn“ dieebenfallsim VDNE zusammengeschlossenen: 
der Eisenbahnaufsicht unterstehenden Eisenbahnen des nicl 
öffentlichen Verkehrs, bei denen es sich in der Hauptsache 
Eisenbahnen von öffentlichen Häfen und um einzelne, me 
kommunale Industriebahnen handelt. % 

Unter den Anwendungsbereich der NE-Stromkreuzun; 
Richtlinien fallen dagegen nicht Leitungskreuzungen mit Werl 
und Zechenbahnen sowie mitBerg- oder Seilbahnen). Auch: 
Leitungskreuzungen mit Straßenbahnen und ähnlichen Sch 

9), Vgl. $2 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz vom 29. März 1° 

10) Werks- und Zechenbahnen werden vom VDNE nicht vet 
ten, während die meisten deutschen Seilbahnen im VDNE zusa 
mengefaßt sind. Über eine entsprechende Anwendung der N 
Stromkreuzungs-Richtlinien auf Leitungskreuzungen mit "4 
soll erforderlichenfails später entschieden werden 


‚ahnen sind die NE-Stromkreuzungs-Richtlinien nicht anzu- 
‚len, da diese Kreuzungen praktisch keiner besonderen ver- 
ichen Regelung bedürfen. Wird jedoch eine Bahnstrecke — 
s gelegentlich vorkommt — nut teilweise von einer nicht- 
leseigenen Eisenbahn und im übrigen von einer Straßen- 
\ benutzt, so finden auf die Leitungskreuzungen der EVU 
JE-Stromkreuzungs-Richtlinien Anwendung. 


‘e bisher üblichen Bezeichnungen „Privatbahnen‘ oder 
bahnen‘ sind durch das Inkrafttreten des Allgemeinen 
abahngesetzes vom 29. März 1951?) und einer Reihe Lan- 
‚senbahngesetze weggefallen. Insofern müssen auch FE 
hlägigen VDE-Bestimmungen in VDE 0210/2.58"), i 

nnoch die überholte Bezeichnung „‚Kleinbahnen‘“ verwen- 
yird, der heute geltenden Sprachregelung angepaßt werden. 


ie Bestimmungen über die Rechtsgrundlagen einer Kreu- 
»($ 2) und den Abschluß des Kreuzungsvertrages ($ 3) 
men mit den entsprechenden Regelungen in den Strom- 
zungs- -Richtlinien DB/VDEW fast wörtlich überein. Das 
he gilt für $ 4, wonach eine dingliche Sicherung von Lei- 
sführungen bE-NE- Gelände erst bei Veräußerung der 
nbahngrundstücke zu erfolgen braucht. Auch die Vor- 
iften über Herstellungskosten, Unterhaltung, Erneuerung 
Änderung von Kreuzungsanlagen ($$ 5 bis 9) stimmen im 
ntlichen mit den entsprechenden Bestimmungen der Strom- 
zungs-Richtlinien DB/VDEW überein. Das gilt auch für die 
elung der Folgekosten in $ 9 Abs. 2, wonach bei einer 
erung der Anlagen des einen Partners, die eine Änderung 
ı der Anlagen des anderen Partners erforderlich macht, der 
derung ' verursachende Partner dem anderen Partner die 
te der ihm entstehenden Kosten erstatten muß!?). In Ab- 
hung von der gleichen Regelung in den Stromkreuzungs- 
tlinien DB/VDEW wird dazu jedoch in $9 Abs. 2 bestimmt, 
‚diese Folgekostenregelung nur gilt, wenn nicht ander- 
ige Vereinbarungen bestehen. Als anderweitige Vereinba- 
‚en in diesem Sinne gelten’nicht etwa die in den bisher be- 
enden Kreuzungsverträgen vielfach unter Anlehnung an 
eralteten BKV vereinbarten vollen Folgepflichten derEVU, 
iese den heutigen Erkenntnissen nicht mehr entsprechenden 
azungsregelungen auf Kreuzungsverträge nach den NE- 
mkreuzungs-Richtlinien umgestellt werdensollen (vgl. $27). 
„anderweitige Vereinbarungen‘ kommen jedoch beispiels- 
€ Konzessionsverträge einer nichtbundeseigenen Eisenbahn 
siner Gebietskörperschaft in Betracht, in denen abweichen- 
'olgekostenregelungen bereits getroffen sind, die auch auf 
ungskreuzungen des von der Gebietskörperschaft betriebe- 


a 


ie Regelungen über Mitbenutzung baulicher Anlagen des 
uzungspartners ($ 10), Rechtsnachfolge ($ 11) und Haftung 
2) decken sich mit den entsprechenden Bestimmungen der 
mkreuzungs-Richtlinien DB/VDEW. Für durch Leitungs- 
zungen mit Bahnstrecken nichtbundeseigener Eisenbahnen 
rsachte Personen- oder Sachschäden soll nach Maßgabe der 
chenden gesetzlichen Bestimmungen gehaftet werden. Da- 
werden die bisher vielfach die EVU einseitig benachteiligen- 
vertraglichen Haftungsregelungen abgelöst, deren Fortbe- 
en nicht mehr gerechtfertigt ist, nachdem durch Inkraft- 
n von $ 1a Reichshaftpflichtgesetz im Jahr 1941 auch eine 
ihrdungshaftpflicht der EVU für die von ihnen betriebenen 
trischen Leitungen eingeführt und somit ein Gleichgewicht 
gesetzlichen Haftpflichten zwischen EVU und nichtbundes- 
nen Eisenbahnen hergestellt worden ist. 


Vgl. z.B. VDE 0210/2.58, $32b 1.6 und 1.7 


Nachdem nunmehr diese den tatsächlichen Verhältnissen am 
.n gerecht werdende Folgekostenregelung sowohl in den Strom- 
zungs-Richtlinien DB/VDEWalsauch den NE- Stromkreuzungs- 
tlinien für sämtliche Leitungskreuzungen der EVU mit Verkehrs- 
‚en von Eisenbahnen Anerkennung gefunden hat, sollte erwartet 
len, daß bald auch die Straßenverwaltungen eine ähnliche Folge- 
nregelung für ee der EVU mit öffentlichen 
an anerkennen 


# Entsprechend der mit erben schen Bundesbahn getroffenen 
| Regelung soll im Interesse der Verwaltungsvereinfachung gem. 


' kostenvergütungen gem. $ 13 Abs. 1 jeweils zwischen den 


. gesetzlichen Vorschriften über die Planfeststellung zugunsten % 


EVU mit der nichtbundeseigenen Eisenbahn anzuwenden 


$ 13 an Entgelten für die Leitungskreuzung von den EVU nur 
eine einmalige Vergütung zur Appeltung der entstehenden Ver- 
waltungskosten an die nichtbundeseigenen Eisenbahnen gezahlt 
werden. Ein Nutzungsentgelt ist nicht vorgesehen. Es war je- 
doch nicht möglich — wie bei den Stromkreuzungs-Richtlinien 
DB/VDEW —, eine Pauschalierung der Verwaltungskosten- 
vergütungen vorzusehen, da die bisher an die nichtbundes- 
eigenen Eisenbahnen geleisteten Zahlungen in ihrer Höhe zu 
unterschiedlich sind. Insbesondere konnten die Verwaltungs- - | 
kostensätze aus Anlage 3 der Stromkreuzungs-Richtlinien DB/ 
VDEW nicht übernommen werden, da der durch eine Lei- 
tungskreuzung bei einer nichtbundeseigenen Eisenbahn verur- 
sachte Verwaltungsaufwand häufig geringer als bei der Deut- 
schen Bundesbahn sein wird. So wird z. B. die Prüfung der 
technischen Kreuzungsunterlagen meist nicht von der nicht- 
bundeseigenen Eisenbahn, sondern allein von der die Eisen- 
bahnaufsicht ausführenden Dienststelle der Deutschen Bundes- 
bahn durchgeführt. Für diese Tätigkeit der Eisenbahnaufsicht 
dürften der nichtbundeseigenen Eisenbahn regelmäßig keine 
besonderen Kosten berechnet werden, da es sich um eine Auf 
sichtstätigkeit handelt, für die von der nichtbundeseigenen ER 
Eisenbahn bereits ein jährlicher, verhältnismäßig gering be- 
messener Beitrag entrichtet wird. Die re u 
gütungssätze der Anlage 3 der Stromkreuzungs-Richtlinien 
DB/VDEW sind deshalb ebenfalls als obere Grenze der nach 
$ 13 zu zahlenden Verwaltungskostenvergütungen anzusehen. 
Es erscheint deshalb zweckmäßig, die Höhe der Verwaltungs- 


Kreuzungspartnern zu vereinbaren, womit der bisher sehr un- 
terschiedlichen Praxis am besten entsprochen werden kann. 


In $ 14 sind in voller Übereinstimmung mit den Se i ES 
zungs-Richtlinien DB/VDEW Bestimmungen über die Aufhe- 
Bde einer Kreuzung getroffen. Die in $ 14 Abs. 1b erwähnten bi 


Landeseisenbahngesetzen der Länder "SchleswieHolseein, Nie- ” R 
dersachsen, Nordrhein- Westfalen und Be a 


sprechende Tale in Möcbetenunk sein. 


Technische Bestimmungen 


Die technischen Bestimmungen der NE- Stromkreuzungs- . 
Richtlinien ($$ 15 bis 25) sindim wesentlichen unverändert aus. & 
den Stromkreuzungs-RichtlinienDB/VDEWübernommen wor- 
den. Auf einzelne ABS etehungke: Vereinfachungen und auch Pr 
Verbesserungen auf Grund von ewischenzeitlicht gewonnenen 
Ben wird nachfolgend besonders hingewiesen. I, 


Nach $ 15 sind für die Ausführung der Kreuzungen die ein- 
schlägigenV DE-Bestimmungen und die Richtlinien der Schieds- 
stelle für Beeinflussungsfragen (SfB) maßgebend. Da der VDNE 
nicht Mitglied der SfB ist!?), sollte diese bei Meinungsverschie- 
denhäiten: über Beeinflussungsfragen von den Kreuzungspart- 
nern nur dann angerufen werden. wenn sich die berrefiEn den N x 
nichtbundeseigenel Eisenbahn damit ausdrücklich einverstanden 
erklärt. & 


Wegen des in der Fachsprache nicht mehr verwendeten, in. 
VDE 0210/2.58 jedoch noch gebrauchten Begriffes ‚„Kleinbah- 
nen“) wird es in der Praxis häufig nicht inch zu entscheiden ig 
sein, ob eine Freileitungskreuzung mit NE-Gelände entspre- . 
chend VDE 0210 $ 32 oder mit erhöhter Sicherheit nach VDE ar = 
0210 $ 35 auszuführen ist. Als Maßstab für: die Abgrenzung der Fa 
Anwendung von VDE 0210 $ 32 oder $ 35 könnte man zum 


'f 


Beispiel EN für das Maß der an eine Bahnstrecke zu stellenden a a 
Sicherheitsanforderungen bedeutsame Tatsache verwenden, ob RN 
beim Betrieb der gekreuzten Bahnstrecke die Eisenbahn-Bau- , 


en 
Bir 
er ae /R 5 


13) Deshalb sind den NE-Stromkreuzungs-Richtlinien als Anlage 2 
auch nur die Richtlinien der S£B beigefügt, die, wie die VDE-Be- 
stimmungen, als anerkannte Regeln der Elektrotechnik gelten, nicht 
jedoch die von den Mitgliedern der SfB getroffene Vereinbarung 
über Beeinflussungsfragen vom 1. Mai 1952 


ER 


« 


96 


"und Betriebsordnung vom 17. Juli 1928 (RGBl. II, 541) und:die 

% Eisenbahn-Signalordnung vom 28. Dezember 1934 (RGBl. 

1935, II, 67) oder nur die Vereinfachte Eisenbahn-Bau- und 
‚Bettiebsordnung vom 10. Februar 1943 (RGBl. II, 31) und die 
Vereinfachte Eisenbahn-Signalordnung vom 15. März 1943 
(RGBI. I, 97) zu beachten sind. Letztere werden in überwiegen- 

. dem Maß auf den Betrieb von nichtbundeseigenen Eisenbahn- 

strecken angewendet. 

: Der die technischen Unterlagen für Kreuzungen mit NE- 
Gelände regelnde $ 16 weicht in folgender Hinsicht von der 
.  ssentsprechenden Regelung in $ 17 Stromkreuzungs-Richtlinien 

. DB/VDEW ab: 

a) Gemäß $ 16. Abs. 4 hat das EVU'bei Herstellung einer Frei- 

“  leitungskreuzung die in Abs. 4 näher bezeichneten Nachweise 

"= nicht schon spätestens vier, sondern erst spätestens zwei Wo- 

“.0.chen vor Aufbringen der Seile der nichtbundeseigenen Eisen- 

= © bahn vorzulegen; die, in $ 17 Abs. 4a Stromkreuzungs-Richt- 

0. linien DB/VDEW bei Leitungskreuzungen mit Bahngelände 
der DB vorzulegenden Maßskizzen entfallen bei Kreuzungen 

. mit NE-Gelände. 

5 'b) Nach $ 16 Abs. 5 sind die Kreuzungsunterlagen von 
einem an der Aufstellung nicht beteiligten und von der nicht- 
bundeseigenen Eisenbahn anerkannten EV U-Sachverständigen 

zu prüfen und mit einem Prüfvermerk zu versehen. Als Solche 
“von der nichtbundeseigenen Eisenbahn anerkannte Sachver- 

B ständige kommen nicht nur die bereits von der DB anerkannten 

 „undin die Liste der Sachverständigen für die Prüfung der sta- 

& tischen Berechnungen der das Bundeshahngebiet krenzenden 


z 
7 


er ek dmanlabcn aufgenommenen EVU- Dede in Be- 


“tracht, sondern auch sonstige EVU-Bedienstete, die als Sach- 
x Ralier anerkannt rn: 


ce) Während bei Löiuieskreuzungen mit Bahngelände der DB 
; gem. $ 17 Abs. 3 in Veh ndsg mit Absatz 3 der Anlage 3 der 
" Stromkreuzungs- Richtlinien DB [VDEW das ungenutzte Ver- 


bereits gezahlten Valatnsskosten führt, tritt diese für das 


frist nicht ein. 


. Die Kreuzungsunterlagen sind Srsndsätslich nur in doppelter 
Ausfertigung‘ vorzulegen. Sollte jedoch eine RBisenbahn-Auf- 
sichtsbehörde von der TE indereigenen Eisenbahn die Über- 


et 


eicchen Bestimmungen in den Stromkreuzungs-Richtlinien 
. DB/VDEW ($ 24) sind Auch in den Bestinimüngen‘ in $ 22 über 
die Überwachung der Kreuzungen mit NE-Gelände vorgenom- 
men worden. Unter Berücksichtigung der in. letzter Zeit ge- 
un Erkenntnisse sind in $ 22 Abs. 2a auch die nach 
‚ einem anerkannten Rüttelverfahren hergestellten Stahlbeton- 
masten dem längeren sechsjährigen Prüfungsturnus unterstellt 
“worden. Nach $ 22 Abs. 3 ist über durchgeführte Prüfungen 
“eine von beiden Partnern zu unterzeichnende Niederschrir zu 
‚ fertigen. Das Anlegen eines besonderen Prüfungsblattes — wie 
bei Kreuzungen mit Bahngelände der DB — ist nicht vorgesc- 
„hen, weil erfahrungsgemäß von den meisten Bichtbündeseigr 
nen Eisenbahnen Kreuzungen wegen Fehlens geeigneten ER 
personals nicht überprüft werden. 


2 u 'Schlußbestimmunge n 


a Die NE- Stromkreuzungs- Richtlinien sollen ab 1. Januar 1960 
angewendet werden, vorausgesetzt, daß zwischen den Kreu- 
‚ zungspartnern die Anwendung der NE- Stromkreuzungs-Richt- 
n je . linien vereinbart wird ($ 26). In $ 27 schen die NE-Stromkreu- 
zungs-Richtlinien eine Umstellung der vertraglichen Regelung 
"für vor dem 1. Januar 1960 errichtäke Kremaneen vor. Der 
-VDNE und die VDEW haben gemeinsam ein Muster für den 
2 zwischen den Kreuzungspartnern abzuschließenden Vertrag 
über die Anwendung der NE-Stromkreuzungs-Richtlinien und 


Heft 4 vom 20. Februar 1960 ER 


= © streichenlassen, der Zweijahresfrist zum Verfall dt vom EVU_ 


zwischen dem 
:EyVU' nachteilige Kostenfolge bei ungenutztem Verstreichen- 


‚lassen der in $ 16 Abs. 3 geregelten entsprechenden Zweijahres- 


= und.der 


" lassung einer Ausfertigung der Kreuzungsunterlagen verlangen, 
0 sollte das EVU auf Anfordern eine dritte Ausfertigung vor-. 


‚Geringfügige Änderungen gegenüber den entsprechenden 


‚Köln, den 8. 1. 1960 


die Umstellung der bisherigen Kreuzungsregelungen aufgestell 
das den NE- Senken Richtlinien als Anlage3 beigefü 
ist. 3 
Um die mit der Einführung der NE- ren “Rich. 
linien angestrebte Verwalıuheivereniackung bald zu verwirk 
lichen, sollen die für die Umstellung der Kreuzungsregelunge: 
erde Erklärungen möglichst bis zum 31. Dezembe 
1960 abgegeben werden, womit zugleich eine rückwirkend 
A osendkar der NE- Sromkreuzunds Richtlinien mit Wirkun 
vom 1. Januar 1960 erreicht wird ($ 27 Abs. 2). Das EVUh 
zur Abgeltung der durch die Umstellung der Kreuzungstege 
lungen adhesder Verwaltungskosten eine einmalige Ver; 
tung an die nichtbundeseigene Eisenbahn zu zahlen, deren F a 
zwischen den Vertragspartnern besonders zu vereinbarc 


($. 27 Abs. 3). ; 


In Anlehnung an die sich praktisch SER ausgezeichnet" 
währende Ehtsnreeiende Regelung in den Stromkreuzung 
Richtlinien DB/VDEW ist in $ 28 vorgesehen, zwischen x 
Kreuzungspartnern entstehende Mäinunssverschiede 
dem VDNE und der VDEW zu unterbreiten, um zwecks ve 
meidung gerichtlicher ad nen eine gütliche ini 
gung herbeizuführen. > 


Be au BR: 


Die NE-Stromkreuzungs- Richelinren sind ein weiterer Bei 
zur Vereinheitlichung und Modernisierung der aus Sicherheit 
gründen erforderlichen Regelungen für Kreuzungen zwischei 
Versoramsdedrsch und VellichrinaGen Es ist deshalb 
hoffen, daß die für die bundeseinheitliche Anwendung‘ der NE 
Stromkreuzungs-Richtlinien noch erforderlichen Ve 
gen zwischen den jeweiligen Kreuzungspartnern möglichst Ba 
eo und damit die Grundlagen für eine vertrauensvol | 
und gleichberechtigte Vhsanidenafbeit ‚zwischen den nicht 
bundeseigenen Eisenkähhen und den Elektrizitätsversorgung 
unternehmen geschaffen werden. 


Anhang 


Vereinbarung 


‚Verband Deutscher Niekbundseisent Eisenbahnen € 
(VDNE) a 


MereiniEügg Deutscher Bickritzaswe ©; NV. (VDE 


über die Einführung von = E 
Br Kr 


Richtlinien über Kreuzungen von Starkstromleitungen eine 


Unternehmens der Sun Elektrizitätsversorgung (EVL 


mit Gelände oder Starkstromleitungen der nichtbundeseigene 
Eisenbahnen (NE) — NE- Stromkreuzungs- Richtlinien a 
der Fassung vom 1. Januar 1960. & 
Tr. Die NE-Stromkreuzungs-Richtlinien sind von VDNEun 
VDEW gemeinsam Sulgestailt worden. e: 
2. VDNE und VDEW empfehlen ihren Mitgliedern, ‚dieN 
Stromkreuzungs-Richtlinien den Verträgen über Kreszune 
von EVU- Starkstremieiäingen mit NE- Gelände oder N 
Starkstromleitungen Zuender regen: ART V 
3. VDNE und VDEW sind sich darüber einig, daß die NE 
Stromkreuzungs-Richtlinien nach Möslichkeit auch. auf dieb 


reits Hestäkenden Kreuzungsverhältnisse Anwendung finde 


sollen. \ = R 


4. Die Einführung der NE- Stromkreuzungs- „Richtlinie 
schließt nicht aus, daß im Einzelfall über eine Kreuzung, insh 
sondere im Zusammenhane mit sonstigen Vertragsregelunge 
abweichende Vereinhätungen ae werden können. 


5. VDNE und VDEW werden ihre Erfahrungen bei der A: 
wendung der Stromkreuzungs-Richtlinien miteinander austä 
schen und im gegenseitigen Einvernehmen auswerten. = 


E 
. Frankfurt (M), den 28, 12. 19 


Verband Deutscher Nichtbundes- 
eigener Eisenbahnen e. V. 


Vereinigung Deutscher 
Elektrizitätswerke e.V. - 
gez. Reckel gez. Strahringer gez. Roggendo 


dtrizitätswirtschaft 


e kriegszerstör 


ıW. Hammer, Kassel 


. Die Meinöngsverschledenkieffen, wer die Kosten für die Wiederherstellung zu tragen hat, sind bis zum. 
heutigen Tag noch nicht endgültig beigelegt. Es lohnt sich daher, die nunmehr vorliegende Entscheidung 
des Bundesgerichtshofes vom 29. September 1959!) in ihren Auswirkungen näher zu untersuchen, zumal 
sie entgegen den gelegentlich vertretenen anderen Meinungen?) die erste höchstrichterliche- Entschei- 
dung in dieser Frage ist; mit ihr wird sicher ein endgültiger Schlußstrich unter ein Kapitel der Nach- 
kriegsgeschichte gesetzt werden können. Ss 


er Wiederaufbau der im Kriege zerstörten Versorgungs- 
e hat auch verschiedene juristische Fragen aufgeworfen. 
> der wichtigsten war die, wer die Kosten für die Wieder- 
tellung zu tragen hat. Bei den Kosten für die Straßen- 
ptleitungen (III, 5 AVB) sind nennenswerte Schwierig- 
en nicht bekannt geworden?). Dagegen gab es heftige Aus- 
ndersetzungen über die Frage, wer die Kosten für di Wie- 
1erstellung: ER ech (IV, 4 AVB) zu tragen 
Zahlreiche Rechtsstreite wurden geführt, die im allgemei- 
zu dem — allerdings recht unterschiedlich begründeten — 
ebnis kamen, daß der aboeLıe die Kösten zu tragen 
4). . 


ntergang des Vertrages 


on unserer Betrachtung können zunächst die Fälle ausge- 
eden werden, in denen nach der Zerstörung des Hausan- 


usses ein Eigentümer wechsel stattgefunden hat). Für. 


e Fälle gilt folgendes: 


er Versorgungsvertrag ist ein schuldrechtliches Recbreverkallgie: 
nur die Vertragsparteien bindet. Es haftet nicht etwa nach den 
ndsätzen des Sachenrechts an dem Grundstück, dem Haus oder 


Wohnung und geht dementsprechend auch nicht automatisch auf - 


Nachfolger über. Hierzu wären besondere ‚Vereinbarungen 
rendig, die nach den Grundsätzen.der $$ 398 f.BGB und $$ 414 
GB zu beurteilen sind; im übrigen giltIX,3 AVB$). Das bedeutet, 
mit dem neuen Eigentümer in der Regel ein neuer Versorgungs- 
rag abgeschlossen wird. Wenn ein Hausanschluß nicht oder nicht 
r vorhanden ist und deshalb neu erstellt werden muß, so liegt ein 
eutiger Fall von IV, 4a AVB vor. 

arüber hinaus ist aber die Frage zu entscheiden, ob auch bei 
tbestand deralten Eigentumsverhältnisse der Ver- 
Jungsvertrag, insbesondere im Anschluß an die Kriegszer- 
ungen, untergegangen ist. Der BGH hat in seiner früheren 
scheidung vom 25. Mai 1954 die Ansicht vertreten, daß die- 
Tatbestand — zumindest bei der Zerstörung des Versor- 
esnetzes — in II, 3 Satz 2 AVB ausdrücklich in dem Sinne 
gelt sei, daß der Versorgungsvertrag nicht untergegangen 
sondern nur ruhe. Der BGH hat seine Meinung a be- 
ıdet, daß der Zeitpunkt der Anordnung über die Verbind- 
seitserklärung (27, Januar 1942) erkennen lasse, daß gerade 


gseinwirkungen als Fälle höherer Gewalt ängescheh wer- 


müßten, die nur ein Ruhen der Vertragspflicht zur Folge 
nn Sollten. Der BGH übersicht, daß die Allgemeinen Ver- 
ungsbedingungen nicht etwa im Jahre 1942 neu entstanden 


; damals sind nur diejenigen Bedingungen für allgemein’ 


indlich erklärt worden, die bereits seit Jahren und seit Jahr- 
ten allgemein üblich waren. Es steht eindeutig fest, daß 
de die vom BGH herangezogene Bestimmung. bereits 
lich in den Musterbedingungen von 1931 und von 1939 
alten war. Zu dieser Zeit hat aber kein Mensch an Flug- 
rangriffe auf Großstädte gedacht und schon garnicht an die 
eheuren Zerstörungen, die später eingetreten sind. 

er BGH hat also allein aus dem Zeitpunkt der Allgemein- 
indlicherklärung Schlüsse gezogen, die nicht gerechtfer- 
sind. Er hat nunmehr in seiner Entscheidung vom 29. Sept. 


die Frage des Ruhens des Versorgungsvertrages ausdrück- 


offen gelassen. Es ist bedauerlich, daß der BGH. im An- 
ıB an die recht anfechtbare Begründung in der Entschei- 
> vom 25. Mai 1954 zu diesem Prob nicht erneut Stel- 
‚genommen hat. Bine Entscheidung über diese Frage wäre 
deshalb interessant, gewesen, weil sie nicht nur den Fra- 


“Heft A vom 20. Februar 190 7... cn mn 


ten Hausanschlüsse eh 


"nutzten Hausanschluß (aus Sicherheitsgründen) abtrennt und: 
der Abnehmer dieser Maßnahme nicht widerspricht). Eine 2 


daß der Abnehmer trotz der in IX, 2 AVB festgelegten: Ver- 


"scheidung des BGH v. 25. Mai 1954 — Sarechtsbeilige 1954, S, 987 N Er 


AVB, Anm. e).in diesem Zusammenhang zitierte Entscheidung. des { 
“BGH x. 25. Mai 1954 (Rechtsbeilage 1954, S.66) sowie die Entschei-. 


‚einen völlig anderen Sachverhalt. In beiden Fällen war der Hausan- 


‘ 


DK 347:621.316.172 -, 


\ 


genkreis der Kriegszerstörungen berührt hätte, sondern wahr- 
scheinlich auch von allgemeiner Bedeutung gewesen wäre. Mi Kl 
wird sich also — ade vorläufig. — mit den recht unter- . 
schiedlichen Auffassungen zur Frage des Unterganges eines 
Versörgungsvertrages abfinden müssen. es 

Die Beurteilung der Rechtslage ist einfach, wenn.eine aus- 
drückliche Kundienaz vorliegt (IX, 1 AVB). Schwieriger 
wird die Entscheidung schon aan. wenn eine Kündigung 
durch konkludente Handlung in Frage kommt’). Eine solche u 
konkludente Kündigung'kann z.B. darin geschen werden, daß» 
das Versorgungsunternehmen (VÜU) einen seit langer Zeitunbe- 


stillschweigende Kündigung kann auch darin gesehen werden, 


pflichtung den Grundpreis nicht mehr bezahlt und das VU ent- 
sprechende Forderungen nicht mehr geltend macht. Der BGH. 
vertritt zwar in seiner Entscheidung vom 29. Sept. 1959 die An- 

sicht, daß nach. der völligen Zerstörung des Hauses die Ver-; 


1) Rechtsbeilage zur Elektrizitätswirtschaft TU, SEM NW 
1959, S..2261 = Der Betriebs-Berater 1959, S. 1156; vgl. ferner: °- 
Epergiewirtschzkliche Tagesfragen Bd. 9(1959), Heft 78/79. 3207-287 7 
VKU Naächtichtendienst Folge 133 vom 19. 1. 1960, Ziff. 2- 556 — j 
Dem BGH liegt zur Zeit eine weitere Revision vor = 2 


2) Wegen der in diesem Zusammenhang fälschlich währen Ent- 


vgl. Fußnote 4 


-3) Insofern ist die Einordnung dieses Keane Ba Eiser-- FR 
Riederer, Energiewirtschaftsrecht, Stand 1. Juli 1958, unter Urz 
AVB, Anm. 4, insbesondere e) und f) irreführend 


4) LG Duisburg, Urteil v. 4. Dez. 1953, Rechtsbeilage 1955, 5: ImR £ 
LG Hannover, Urteil v. 21. Dez. 1951, Nachrichtendienst des Ver- 5 
bandes kommunaler Unternehmen (VKU), Folge 33 Ziff. 396; Be: _ 
zirksverwaltungsgericht Koblenz, Urteil v. 5. Dez. 1951, Rechtsbei- 
lage 1952, S. 66; LG Düsseldorf, Ütteil v. 12. Juli 1951, Rechtsbeilage 
1951 Nr. 2; S.3= MDR 1952, S. 294 mit im Ergebnis zustimmender 
Anm. von Neumann- Duesbetg; AG Köln, unveröffentlichtes‘ 
Urteil v..11. März’ 1954.— Az,:.45 C 170754: AG Worms, un- 
veröffentlichtes Urteil v.29. Nov. 1957 — Az.:2 C 42/57; AG Düren, 
Urteil v. 27. Okt. 1953, Rechtsbeilage 1954, S. 46 — Städtetag 1954 ° 
S. 168; AG Neunkfrehen (Saar), Urteil v. 12. April 1958, Nachrich- 2 
tendienst des VKU, Folge 115 Ziff. 2- 098; AG Kassel, Urteil v. 1E- 
Nov: 1952, Rechtsbeilage 1953, S. 11; ebenso Eiser- Riederer x 
a.a.-O., Ul,5 AVB, Anm. 4 e; Hofmann, GWF 1952, x a0? vl. S 
auch Kiieget, GWE 1953, S: 180. %; 
Es ist nur eine gegenteilige rechtskräftig gewordene Hanchgäeng X 


bekannt geworden, nämlich LG Kassel, unveröffentlichtes Urteil v. 
17. Jan. 1952 — Az.: 1 S. 271/51; die von Eiser-Riederer IL, 5 


dung des LG Münster v. 10. Aug. 1950 (MDR 1952,:S. 292 mie zu © 
stimmender Anmerkung von Neumann- Duesberg) betreffen 


schluß erhalten geblieben. Die Kosten waren jedesmal aus. anderen Be BERS« 
Gründen entstanden. Es handelte sich also nicht um Fälle der Wieder- _ WERRN,; 
hetstellung kriegszerstörter Hausanschlüsse ER 

5) So der Fall des AG Neunkirchen und des AG Wornie, a.2.0. 

6) Vgl. im einzelnen Eiser-Riederer IX, AVB Anm. 3 Sya® ; 
7) Vgl. OGH, BrZ, Urteil v. 23. Juni 1949, Rechtsbeilage 1951,” ER 
Nr. 6,8.5 ; 

®)LG Düsseldorf, Urteil v. 12. Juli 1951, Rechtsbeilage 1951° 
Nr. 2,S.3 und AG. Kassel, Urteil v. 11. November 1952, Rechts- 
beilage 1953, s-1l 


l TE 


pflichtung des Klägers zur Zahlung des Grundpreises gemäß ’ 


$ 323 BGB entfalle. Dabei geht der BGH jedoch von der irr- 
tümlichen Ansicht aus, daß der Grundpreis ein Äquivalent für 
die Verpflichtung des VU zur Unterhaltung des Hausanschlus- 
uN, ses darstelle. Tatsächlich ist aber der Grundpreis — zumindest 
. 0 inerster Linie — ein Entgelt für die Verpflichtung zur Vorhal- 
tung, die sich aus Il, 3 Satz 1 AVB ergibt. Solange das VU diese 
0 Leistung erbringt, ist für die Anwendung von $ 323 BGB kein 
Raum; die in IX, 2 AVB festgelegte Pflicht zur Zahlung des 
Grundpteises besteht also fort’). Werden die Zahlungen trotz- 
dem eingestellt, so ist das ein starkes Anzeichen für eine Kün- 
digung des Versorgungsvertrages durch konkludente Hand- 
Das lung. 


Es bleibt die Frage, ob der Versorgungsvertrag auch dann 
‚untergegangen ist, wenn keinerlei Anzeichen einer Kündigung 
vorliegen. Betrachtet man die Verpflichtung des Versorgungs- 
unternehmens zur Herstellung des Hausanschlusses für sich, so 
kommt man zu dem Ergebnis, daß diese Verpflichtung mit der 
" erstmaligen Herstellung des Anschlusses, also mit der Erfül- 
lung, gemäß $ 362 Abs. 1 BGB erloschen ist!P). Eine nochma- 
lige, dazu kostenlose, Herstellung eines Hausanschlusses kann 
nicht verlangt werden!!). 
a 


Im übrigen könnte der Versorgungsvertrag auch durch die 
späteren Kriegszerstörungen in 'seinem Bestand beeinflußt 
. „worden sein. Sei es, daß man nach der vollständigen Zerstö- 
rung eines Wohnhäuses und der Zuleitungen davon ausgeht, 
daß der Vertragszweck überhaupt he (stl2)> 
sei es, daß die Wiederherstellung des Hausanschlusses nach- 
"träglich unmöglich oder ist; die Hauszuleitung um- 
 faßt nämlich (IV, 1 AYB) „die Verbindung des Leitungsnetzes 
des EW mit der elektrischen Installation 46 are von 
. der Verteilungsleitung ab gerechnet (in der Regel) bis zur Haus- 
‚ anschlußsicherung einschließlich‘. Aus dieser Formulierung 
ergibt sich, daß zur Wiederherstellung des nehlusc 
"nach der Natur der Sache auch die Wiedererrichtung des Hau- 
‚ses nebst Abnehmeranlagen gehört. Solange ein Haus nicht 
der aufgebaut wird, kann an der Bansanschkiß nicht wie- 
rkesiellt werden, weil er teilweise im Haus selbst verlegt 
e und am Haus befestigt (Freileitung) ist. 


"Die, Wiederherstellung ist also insoweit unmöglich. Zwar 
handelt es sich hierbei im allgemeinen nur um eine lee 
 hende Unmöglichkeit. Da aber dem VU mit Rücksicht auf die 
sonst fortbestehenden Verpflichtungen, insbesondere die Vor- 
 haltepflicht, ein Festhalten an dem Versorgungsvertrag nicht 
‚über Jahre hinaus zugemutet werden kann, Rue hier die vor- 


N werden"?). Das führt zum Freiwerden der Parteien von Lei- 

 stung und Gegenleistung ($$ 275, 323 BGB), nach der Ansicht 
von Palandt") sogar zum völligen Erlöschen des Vertragsver- 
a Schließlich können die an die Kriegszerstörun- 


x 9) In diesem Zusammenhang hätte also der BGH die Frage des Un- 
 terganges des Vertrages konsequenterweise nicht offen lassen dürfen 


20) So das LG Duisburg, Urteil v. 4. Dez. 1953, Rechtsbeilage 1955, 
8.17; LG Hannover, Nachrichtendienst des VKU, Folge 33 Ziff. 396 


x 11) In diesem Zusammenhang mag die Frage unerörtert bleiben, ob 
die Verpflichtung zur Herstellung des Hausanschlusses in einem selb- 
3 . ständigen Dienst- oder Werkvertrag festgelegt ist, der in einem mehr 
oder weniger engen Zusammenhang mit dem Versorgungsvertrag 


! der Form eines gemischten Vertrages oder der Aufnahme einer unter- 
. geordneten Nebenverpflichtung (vgl. hierzu Enneccerus-Leh- 
. mann, Recht der Schuldverhältnisse 1958 S. 393 ff). Auch wenn die 
- _ Verpflichtung zur Herstellung des Hausanschlusses nur eine Neben- 
.  verpflichtung innerhalb des Versorgungsvertrages sein sollte, so 
.  wäte das eine von den übrigen Verpflichtungen des Versorgungsver- 
 trages teilbare Leistung, die zulässig ist und deshalb zu einer teilwei- 
sen Erfüllung und somit zum teilweisen Erlöschen des Vertrages 
. > führt (vgl. das umfangreiche Schrifttum und die Rechtsprechung, zu 
$ 18 Umst.-Ges.); für die Anwendung des $ 266 BGB dürfte kein 
Raum sein 
12) Enneccerus-Lehmann a.a.O.S. 305 
13) BGH, Lindemeyer-Möhring zu $ 275 (3, 4,7) OGH 3,393 
1) Vorbemerkung 1 vor $ 362 


Heft 4 vom 20. Februar 1960 


2. Kostentragung bei fortbestehendem Vertrag 


steht, oder ob sie im Versorgungsvertrag selber verankert ist, seiesin _ 


schäftsgrundlage für den Versorgungsvertrag darstellenis 
wobei die Frage offen bleiben mag, ob damit der völlige Unter 
gang des Velaees verbunden ist. 


#4 ; 

Zusammenfassend kann also festgehalten werden, daß di 
Entscheidung des BGH vom 25. Mai 1954 in der Frage des Un 
terganges des Versorgungsvertrages auf einer fehlsamen Be 
ding ruht. Ihr lag im übrigen auch ein besonderer un 
deshalb nicht zu erallderteinender Tatbestand zugrundel) 
die Versorgung war seinerzeit nur ganz kurze Zeit a 


Eine Verpflichtung der Versorgungsunternehmen, die F 
sten für die Wiederherstellung eines zerstörten Hausanschlu 
ses zu tragen, ist a" allein aus der Tatsache a 


dankehgängen der römisch- heckeliche Satz: „casum sentit de 
minus“ zugrunde!®). Indes hat dieser Satz einen gänzlich ande 
ren Sinn: Bei einem schadenbringenden Ereignis, das nicht aı 
die ee bzw. die schuldhafte Verursachung = 


hat a Versorgungsunternehmen voll en denn sie h 
ben für die ihnen gehörigen Hausanschlüsse im allgemeine 
keinen Ersatz bekommen. $ 


Eine völlig andere Frage ist aber die, ob die Versorgung 
Gnternehien, ee sind, die zerstörten Hausanschlüss 
wiederherzustellen, und wenn ja, wer hierfür die Kosten zu tt 
gen hat. Diese Frage kann nicht nach dem bloßen Gesicht 
Sue des Brass entschieden werden. Ausschlaggeber 
sind hier et die vertraglichen Bestimmungen und sot 
in erster Linie die Alsenäinch Versorgungsbedingungen. IV 
AVB unterscheidet ah den Kosten für 3 


a) die Erstellung des Hausanschlusses, SE. 
b) die Veen des EEE EN S die durch ei 
Änderung oder ee seiner Anlagen erforderlic 
werden, | 
c) die Unterhaltung des Hausanschlusses. 


Der Fall der Veränderung des Hausanschlusses spielt zu 
insofern eine gewisse Rolle, als mit der Wiederherstellung ol 
Verstär Fe verbunden a sind. Denhierauf entfallende 
Kostenanteil muß auf alle Fälle der Abnehmer tragen (sofer 
die Anlagen zu IV, 4b AVB diese Regelung vorsehen)®). E 
bleiben ui reinen Kosten für die Wiederherstellung, die un c 
die „Erstellung“ oder unter die „‚Unterhaltung‘“ a könnter 
Hat ein Versorgungsunternehmen IV, 4 AVB in dem Sinne © 
gänzt, daß der Abnehmer auch die Kosten für die Unterhaltun 
zu tragen hat, sö ist die Rechtslage einfach (wobei der Bi 
griff de „Erneuerung“ hier che unberücksichtigt bleibt 
Der Abnehmer trägt die Wiederherstellungskosten?!). Schwi 

riger wird die Flege nach der Kostenverteilung dann, wenn - 
wie in der Regel — die Anlagen zu den AVB Soc daß di 
Abnehmer die Er kelimaeskoe te erstattet, während ar Us 


15) Bezirksverwaltungsgericht Koblenz, Urteilv.5. Dezember idß 
Rechtsbeilage 1952, S. 66; AG Köln, unveröffentlichtes Urteil wi 


März 1954 4 
16) Das wird auch im BGH-Utteil v. 29. September 1959 ausdrüc 
lich herausgestellt u 


") Neumann-Duesberg, MDR 1952, S. 294 unter Ziff. 2) Bi 
18) So ausdrücklich: LG Kassel, Urteil v. 17. Januar 1952 


2) Vgl. Neumann, Handlexikon zu den Quellen des römische 
Rechts, 7. Aufl., 1891, S. 58 „‚casus“ #r 

20) So das nn BGH- Eis keidere vom 29, Se 1959 voran ega 
gene Urteil des OLG Frankfurt a. M. (II. Kasseler | 
20. März 1958, das insoweit Rechtskraft erlangte 


21) Soim Fall des LG Hannovera.a. O. 
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itswinse haft 


ung. vom Versorgungsunternehmen he getragen wird. 
Est die — übrigens allgemein interessierende — Grenz- 
* zwischen srellung“ einerseits und „Unterhaltung“ an- 
rseits zu ziehen. 


jer BGH stellt in seinem Urteil vom 29. September 1959 
‚egen den Entscheidungen der Vorinstanzen und des LG 
sel vom 17. Januar 1952 mit Recht fest, daß die Wiederher- 
ung einer Anschlußleitung nicht mehr als deren „Unterhal- 
3 angesehen werden kahn, wenn sie seit Jahren überhaupt 
it mehr existiert. Jede andere Betrachtungsweise würde dem 
riff „Unterhaltung“ Gewalt antun??). Der BGH verwendet 
srdem einen Grundgedanken, den er bereits in seinem Netz- 
tellungsurteil®®) herausgearbeitet hat, nämlich den, daß die 
rgie der Allgemeinheit zu möglichst billigen Preisen zur 
fügung gestellt werden soll; unter en Gesichtspunkt 
ne dem VU die Kostentragung für die Wiederherstellung 
zerstörten Hausanschlüsse nicht zugemutet werden. 


iese Entscheidung des BGH muß vorbehaltlos anerkannt 
den. Sie findet zudem noch weitere Stützen in folgenden 
rlegungen: IV, 4 AVB geht unter c) von dem Grundsatz 
‚daß der Abnehmer auch die Kosten für die Unterhaltung 
Hausanschlusses zu tragen hat. Wenn viele VU von diesem 
ndsatz eine Ausnahme in der Form konstatiert haben, daß 
selbst die Unterhaltungskosten übernehmen, so muß diese 
nahmevorschrift nach den allgemein üblichen Auslegungs- 
In eng interpretiert werden. Unter den Begriff der „‚Unter- 
ung‘ können keine Maßnahmen subsumiert werden, die 
ntlich nicht hierher gehören. Auch die Unterordnung der 
derherstellung unter den Begriff der „Unterhaltung“ wider- 
cht jenem Auslegungsgrundsatz. \ 


ieses Ergebnis entspricht auch der steuerrechtlichen Praxis, 
streng zwischen Erhaltungs- und Herstellungsaufwand un- 
cheidet. Die Rechtsprechung des Reichs- und Bundesfinanz- 
>s läßt erkennen, daß ein Herstellungs- und nicht ein Erhal- 
ssaufwand vorliegt, wenn ein Anlagengegenstand in seiner 
stanz vermehrt wird?!) oder wenn die Aufwendungen im 
e einer schrittweisen Erneuerung der Gesamtanlage nach 
m vorgefaßten Plan vorgenommen werden). Auch die Wie- 
1erstellung kriegszerstörter Anlagen ist dementsprechend 
Terstellungsaufwand angesehen worden®), 

chließlich zeigt auch das Mietrecht eine Parallele. Die im 
6 BGB verankerte Erhaltungspflicht des Vermieters um- 


) Das „Unterhalten“ ist übrigens mit dem „Instandhalten“ gleich- 
zen, einem Begriff, der im Gegensatz zum Bauen, Erneuern und 
eitern einer Anlage steht. Das kommt auch im $ 4 Energiewirt- 
esetz zum Ausdruck. Hiernach sind zwar der Bau, die Er- 
tung und die Erweiterung anzeigepflichtig, nicht aber die Unter- 
ing. Darge-Melchinger-Rumpf, Energiewirtschaftsgesetz 
Anm. 3 b), IS. 115, betonen unter Bezugnahme auf den Sprach- 
auch ausdrücklich, daß die Unterhaltung keine Erneuerung sei. 
‚auch OVG Münster, Urteil v. 8. Juli 1953, Nachrichtendienst 
VKU, Folge 57 Ziff. 763 


Urteil vom 30. April 1957, Rechtsbeilage 1957, S. 52 
‚BFH, Bundessteuerblatt 1953, III S. 245 
RFH, Steuer und Wirtschaft 1942, Nr. 10 


Eddlung der Städtische Werke Nürnberg — Mit 
immung des Nürnberger Stadtrats wurden Ende vergan- 
n Jahres folgende drei Gesellschaften in das Handelsregi- 
Be agen: die Städtische Werke Nürnberg GmbH, 

die Energie- und Wasserversorgung AG und 
die Verkehrs-AG. 


Heft 4 vom 20. Februar 1960 
“ die Unterhaltung eines Hausanschlusses Kicht dessen Wieder-- 


und für die Fälle der Erneuerung gegebenenfalls eine ergän- 


- werden. Auch diesen Fall sieht der BGH als einen Neuanschluß 


BEE EN: 


Ki an In aM Mor} 
lee 
B 


N. 2% 
ne : 


a, 
"ur 


faßt zwar die Instandsetzung und die Ausbesserung, nichtabr 
die Wiederherstellung zerstörter Mieträume?”). ; ir: 
Man muß also mit dem BGH. zu dem Ergebnis kommen, daß Ruf 


herstellung nach der Zerstörung umfaßt; dieser Grundsatz 
dürfte nicht nur für Kriegszerstörungen Gültigkeit haben. 
Es bleibt die Frage, ob die Wiederherstellung dann unter den 
Begriff der Eistellung“ fällt, oder ob — wie gelegentlichange- 
nommen wird?) — die AVB hier eine echte Lücke enthalten 


zende Vertragsauslegung ($$ 157,242 BGB) notwending ist??)®). 
Der BGH kommt zu dem Ergebnis, daß auch bei fortlaufendem 

Versorgungsvertrag die Wiederherstellung des vor zwölf Jah- 
ren zerstörten Stromanschlusses als Neuanschluß, also als „„Er- ;* 
stellung‘ im Sinne IV, 4 a AVB anzusehen ist. Insoweit be- 
steht also nach seiner Ansicht keine Lücke in den AVB. Wenn 
man berücksichtigt, daß der Begriff der „Erneuerung“ (der a 
zwischen ‚Erstellung‘ und „Unterhaltung“ existieren könnte) EN 
in der Revisionsinstanz ausdrücklich zur Sprache gebracht wor-. 
den ist, so muß man davon ausgehen, daß der BGH in voller. 
Kenntnis dieser energierechtlichen Frage den Tatbestand unter 
IV, 4a AVB eingeordnet und eine Lücke in den AVB a 
jekar hat. 


Können nun die Grundsätze dieser BGH- Entscheidung auc 


scheint aueh hier einen u Hinoerieie zu a 


Im Gegensatz zum Stromanschluß war der Gasse 
nicht zerstört. Er wurde lediglich aus Sicherheitsgründen abge-_ 
trennt. Da er zur Zeit des Wiederaufbaus nicht mehr brauchbar 
war, mußte er ebenfalls durch einen neuen Anschluß ersetzt 


tungen besteht, sollte man nach Ansicht des Verfassers davon 
ausgehen können, daß auch diese Fälle nicht unter die „Unter- 
haltung“ (IV, 4 c AVB) oder unter einen nicht geregelten Be- 
griff „Erneuerung“, sondern unter die „Erstellung“ 
der Ziff. IV, 4a AVB fallen. 


S. 965 

27) Palandt,a.a. ©. $536 Anm. 5 

28) Krieger,a.a. OÖ. unter IV 

») Palandt,a.a.O©.$ 157 Anm. 2 ER. 

30) Die Allgemeinen Bedingungen für Privatgleisanschlüsse a NS 
kennen eine Unterscheidung zwischen Kosten der Erstellung ($ 
Änderung und Erweiterung ($ 9), Inbetriebhaltung, Unterhalt 
und Erneuerung ($ 10) a 

»1) Die von Krieger unter diesen Fall subsumierten Kosten, 
anläßlich einer Umstellung der Stromart oder Spannung entstehen, 
dürften nicht hierher gehören. In diesen Fällen wird auf Grund eines 
Umkehtschlusses aus IV, 4b AVB von einer Verpflichtung der N er- 
sorgungsunternehmen auszugehen sein ; 


Die Stadt Nürnberg hat in diese Gesellschaften den Eigenbe- 
trieb eingebracht und anschließend die Aktien auf de GmbH ° 
übertragen. Alleinige Gesellschafterin der Städtische Werke 
Nürnberg GmbH ist die Stadt. Der Aufsichtsrat der Mutter- 
gesellschaft besteht aus Mitgliedern des Stadtrats. 


ren ? OB We? 


100 Ka: Sana van 26 Februar daR 2 Y 


Berechnung des Geschäftswertes für Leitungs- und 
Transformatoren-Dienstbarkeiten 


. .Mon©.Hofmann, Köln 


DK 347.266:621.31 6 


. 


Der Geschäftswert für Leitungs- und Transformatoren- Dienstbarkeiten wird von den Grundbuchämter 


und den Notaren noch sehr uneinheitlich festgesetzt. Daher ist es zu begrüßen, daß das OLG Schleswi 


mit Beschluß vom 8. Januar 1959 eine PURE AUDI erlassen hat, auf die im SOG enden nähe 


et z eingegangen wird. 


- Die Sicherung der Rechte der EVU zur Benutzung fremder 
Grundstücke für die Errichtung von Leitungsmasten und Um- 
spannanlagen sowie die Überspannung mit Leitungen ist von 

‚lebenswichtiger Bedeutung für die Energieversorgung!). Soweit 
‘öffentliche Wege hierfür in Anspruch genommen werden, 

„haben sich die EVU regelmäßig in langfristigen Konzessions- 

 werträgen durch die örtlich zuständigen Gebietskörperschaften 

Seren „ausschließliches Wegebenutzungsrecht‘“ einräumen lassen, 

- - © das gem. $ 10312 GWB als Kusnalimersbesahd auch kartell- 

et Gechilich anerkannt worden ist. Darüber hinaus sind den EVU 

2 üblicherweise für die „überörtlichen‘‘ Durchgangsleitungen — 

Ne nicht ausschließliche — Wegebenutzungstechte in den gleichen 

Konzessionsverträgen eingeräumt worden, die im übrigen 
„auch meist für „sonstige Grundstücke der Gebietskörperschaft‘“ 

die Benutzung für Leitungszwecke des EVU vertraglich. ge- 

= statten. 


BR 


“Wenn es auch danach für diesen öffentlichen Grundbesitz 
einer dinglichen Sicherung der Benutzungsrechte der EVU im 


gtundstücken anders aus: 


0. ‚Zwar haben auch hier die EVU durch das in IIL 3 AVB fest- 
a 'gelegte Benutzungsrecht sich vertraglich die Benutzung der 
‚Grundstücke des Abnehmers für Leitungszwecke gesichert. 
' Diese Befugnis bezieht sich jedoch einmal nur auf die. Leitungen 
usw., die „für die Zwecke örtlicher Versorgung‘ bestehen. 
Darunter ist nicht nur — wie sich aus der in IIT3 AVB in einer 
„ Paranthese befindlichen Sonderbestimmung für die entschädi- 
gungslose Benutzung für das Niederspannungsnetz bereits er- 
‚gibt — das‘ Ne pereasnee zu verstehen, sondern das 
"allgemein den Zwecken örtlicher Versorgung dienende Lei- 
tungsnetz. Diesen Zwecken dient aber z.B. auch eine Mittel- 
'spannungsleitung, mit der außer dem Wohnort des Grund- 
. stückseigentümers auch andere Ortschaften versorgt werden?), 
“ Das Benutzungsrecht des EVU bezieht sich danach — wie das 
LG Kassel mit Urteilvom7. Okt. 1954 (Rechtsbeilage 1955, S.1) 
“ ausdrücklich bestätigt — nicht nur auf die der Versorgung des 
- Abnehmers selbst dienenden Leitungen, sondern Aueh auf alte 
der örtlichen Versorgung dienenden Lalunsen), 


Während sich die in HI 3 AVB festgelegten Duldungsrechte 
auf die „,Zu- und Fottleitung elektrischer Arbeit über die Grund- 
-stücke sowie die Anbringung von Leitungen, Leitungsträgern 
"und. Zubehör‘ beziehen, dient der. weiteren vertraglichen 
- » Sicherung des EVU fir die Aufstellung einer Transformatoren- 
anlage die Bestimmung des IV 6 AVB insofern, als danach der 
"Abnehmer einen hierfür erforderlichen Raum kostenfrei dann 
_zur Verfügung stellen muß, wenn zu seiner Versorgung 
die Aufstellung einer Tran stösnatbrinanlase notwen- 
2% ‚die ist. : 
Nachdem also durch die in den Konzessionsverträgen nach 
den obigen Ausführungen den EVU eingeräumten Wegebe- 
RE A) Vgl. Eiser-Riederer, Energiewittschaftsrecht, Stand 1. Juli 
1058, VIT- 
2.22) Vgl. Eiser-Riederer'a.a. O.IV 23unter3d 
FEAR 3) Dabei können die im BGH-Beschluß vom 6. Okt. 1952 (Rechts- 
=. ‚beilage 1953, S. 80) geäußerten Bedenken der Fortgeltung dieser in 


III 3 AVB festgelegten Duldungsrechte schon deshalb unerörtert- 


bleiben; weil die Rechtsprechung sich seither dieser Meinung nicht 
: ae uigsenhat; Eiser-Riederer a.a.O. IV22 


\ 


allgemeinen nicht bedarf, so sieht die Rechtslage bei Privat- 


Bar 


nutzungsrechte die Benutzung zu Leitungszwecken und auc 
zur Aufselltne von algcn im Allgemeinen. Bi 
öffentlichen Wegen ausreichend gesichert ist,/reichen diei 
den aufgeführten Bestimmungen ed: AVB verankerten Ve 
tragsrechte bei weitem nicht aus; denn während sich die ve 
tragliche Duldungspflicht hiernach nicht auf die nur der übe: 
örtlichen Versorgung dienenden Mittel- und Hochspannungsle 
tungen oder auf die Aufstellung von Transformatorenstationet 
die nicht für den Grundstückseigentümer selbst erforderlie 
sind, bezieht, so daß alle übrigen Leitungen oder Umspant 
anlagen ‘ohne die erforderliche echrlihe Sicherung sind, en 
ie die Benutzung von Grundstücken, die,nicht Abnet 
mern gehören, überhaupt insofern der mer ich Sicherung 


Um im Interesse einer möglichst billigen und reibungslose 
Versorgung der Bevölkerung mit Energie die Position de 
EVU auch insofern soweit wie möglich rechtlich zu sichett 
machten die EVU daher in großem Umfang von der Möglich 
keit der Einräumung beschränkter persönlicher Dienstbarkei 
ten Gebraucht). Die zunächst wegen der nach $ 1092 BGB g& 
setzlich begründeten Hefibertraghärkeit bestehenden Bedenke 
waren nämlich bereits durch das „Gesetz über die Veräußerun 
von Nießbrauchsrechten und beschränkter persönlicher Di 


„barkeiten“ vom 13. Dez. 1935 (RGBl. I 1468) beseitigt wordei 


Nach diesem Gesetz können auch beschränkte persönlich 


Dienstbarkeiten in gewissem Umfang übertragen werden, s 


daß auch beim Übergang eines — Kleinen -- EVU u ei 
— größeres — EVUdie fürdasübergegangene EVU eingetragt 
nen Dienstbarkeiten auf das ed EVU übertragen we 
den können, ohne daß eine besondere — zumeist mit Kosten: | 
das EVU verbundene — Genehmigung des Grundstückseiger 
tümers erforderlich wurde, Die Einräumung von, derartige 
Dienstbarkeiten bot sich auch deshalb an, weil der Erwerb 2 
Eigentum bei den meist nur sehr kleinen Ce größer 
Schwientgkäiten machte und sowohl durch die Verwaltung a 
auch durch die bei einem Fortfall des betrieblichen Zwecke 
(Abbruch der Leitung oder der Transformatorenstation) mitde 
Verwertung ee Schwierigkeiten zu Unannehmlict 
keiten führte. 


II. 


Die EVU — insbesondere die Regionalunternehmen 1 m 
ihren weitverzweigten Überlandnetzen — hatten daher ein ki 
rechtigtes Interesse daran, die Eintragung dieser zu’ihren Gut 
sten von den Grundstückseigentümern bewilligten beschränl 
ten persönlichen Dienstbarkeiten möglichst einfach und ohr 
große Kosten durchführen zu können. In dieser Erwartun 
sahen sich die beteiligten EVU bisher jedoch weithin dadurc 
getäuscht, daß die Berechnung der Kosten, die für die Begla 
Bigtne Her Eigentumeruntefschaiftere unter den Bewilligung 
anträgen sowie für die Eintragung in das Grundbuch erhobe 
wurden, sowohl von den Grundbachinsteg: als auch von de 
Notaren in einer sehr uneinheitlichen und keinen bestimmte 
Richtlinien entsprechenden Weise vorgenommen wurden. 5 
setzten — um nur ein Beispiel zu nennen — bei einem Lande 
EVU die für das vom EVU mit Strom versorgte Landesgebi 
zuständigen etwa 60 Amtsgerichte (Grundbuchämter) soW 
die Hoch; zahlreicheren Notare für dieBewertung der genannte 
Kosten Geschäftswerte an, die zwischen dem Mindestwerä vo 
50 DM und dem Regelwert des $ 30 II BKO von 3000 D! 
lagen. Da mangels einer für diese speziellen Kostenfragen vo 
liegenden obergerichtlichen Entscheidung eine einheitliche B 


ung nicht erreicht werden konnte, ist es besonders zu be- 
en, daß das Schleswig-Holsteinische OLG Schleswig mit 
hluß vom 8.1. 1959 (7 W 258/58) eine Grundsatzentschei- 
über die Bemessung des Geschäftswertes für solche „‚Lei- 
s- und anklefiatorene Dienstbarkeiten“ erlassen hat. Es 

zu hoffen, daß die in dieser Entscheidung enthaltenen 
ıdsätze nichtmge von den im Land Schleswig-Holstein an- 
zen Gerichten und Notaren auf Grund der in den „‚Schles- 
Holsteinischen Anzeigen“ 1959, $. 125/126 erfolgten Ver- 


itlichung der wesentlichen Entscheidungsgründe, sondern 


; von den übrigen Gerichten und Notaren des Bundesge- 
s nach der in.der Rechtsbeilage zur Rlektrizitätswirtschaft 
2, vom Februar 1960, S. 11 vorgenommenen allgemeinen 
»ffentlichung befolgt wird. Damit dürfte im Interesse aller 
iligten, der aber der an der Eintragung dieser 
ıstbarkeiten interessierten EVU, eine AnkBeRe Hand- 
ng dieser Kostenberechnung erreicht werden. 


ie in dem genannten Beschluß des OLG Schleswig ent- 
elten rsase für die Bewertung von Leitungs- und 
ısformatoren-Dienstbarkeiten, die gemäß der Kostenord- 
, in der Neufassung vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S.-960) 
DO) festgelegt wurden, lassen sich wie folgt zusammen- 
1 29 7 


$ 22 BKO scheidet als Bewertungsmaßstab aus, da diese: 


immung nur für Grund- und nicht auf beschränkte persön- 
: Dienstbarkeiten anzuwenden ist!). 


Da die genannten Dienstbarkeiten dem EVU ein Recht auf 
rnde Nutzung verleihen, sind sie grundsätzlich nach $ 24 
) zu bewerten). Dabei ist nach objektiven Gesichts- 
sten. vorzugehen®), so daß subjektive Interessen des 
J z.B. daran, daß auf allen für eine bestimmte Leitungs- 
ung vorgesehenen Parzellen eine Dienstbarkeit bestellt 
und sonst viel höhere Aufwendungen gemacht werden 
ten, ausschalten.- Ebensö- spielen bersönliche Beziehun- 
zwischen dem EVU und dem Grundstückseigentümer 
> Rolle, so daß das Interesse des EVU an den ihm dar die 
stbarkeit eingeräumten Nutzungen ohne Belang ist. Die 
ertung darf vielmehr für ein Regional-EVU nicht anders 


gen, alswennein TransformatorenhausodereineLeitungfür 


YVU von nur örtlicher Bedeutung errichtet wird. Daher 
"auch z.B. ein Notar — wie es im vorstehenden Fall ge: 
hen war — nicht eine Bewertung der Nutzungen unter Be- 
sichtigung des gesamten Jahresertrages des begünstigten 
J verlangen. Mit Recht hat daher das OLG davonabgesehen 
ie es in dem vom BayObLG in „Rechtspfleger“ 1955, S. 350 
hiedenen Fall geschehen war —, den Jahreswert der Nut- 
en aus den Bilanzen und Göyinhrechnungen des EVU zu 
hnen?). Schließlich sind auch die vom EVU häufig in der 
is an die Grundstückseigentümer gezahlten einmaligen 
chädigungen nicht als Grundlage für die Wertbemessung 
1zuzichen, soweit sie nur als Eintschädigung für die durch 
Jienstbarkeit entstehenden Beeinträchtigungen des Eigen- 
ts gedacht und nicht zum Umfang der Nutzungen in Be- 
ing gesetzt worden sind®). 


Da der Jahreswert der dem EVU durch die Dienstbarkeit 
> räumten Nutzung danach nicht eindeutig zu bestimmen 
st bei der Wertfestsetzung zu unterscheiden, 


ob die Dienstbarkeit sich auf alle Nutzungen erstreckt, die 
jetroffene Grundstücksteil gewährt. Dies ist nach der Ent- 
dung dann der Fall, wenn das EVU einen Mast oder ein 
sformatorenhaus errichten darf. Gemäß $24 V BKO istdann 
injährige Wert der Nutzungen nach 4 v. H. des Wertes des 


el. Küntzel- Köseen: KostO $ 20 Ra, 2; Beushausen, 


sches Notariatskostenrecht, 3. Aufl., S. 312; BayObLG, Der 
sche Rechtspfleger (Rechtspfleger) 1955, S. 350 und die. dott 
führten weiteren Entscheidungen . 


1. M., vgl. OLG Hamburg vom 13. März 1957 und OLG Stutt- 
vom 20. August 1957, gemeinsame Anmerkung von Hornig, 
tZ.1958, S. 209 ff. 


/ gl. OLG ee 4.2.0: 
o noch AG Hof/Saale vom 18. Juli 1957, Rechtabeiliee 1957, 5.90 
. A, Ackernnnn in Beet 1955, S. 351 


x 


‚sätzlich der Einheitswert zugrundezulegen, da eine Werter- 


bisher weitgehend geübte Bewertung nach $ 30 II BKO'2): Wie 


"barkeiten lediglich für Leitungskreuzungen danach ebenfalls. 


dungen nicht deckende Gebühr Erkalten! würde. Das „Kosten-- 


tatsächlich in Anspruch genommenen Grundstücksteiles zube- 
stimmen?). Als Grundstückswert ist gem. $19 I1BKO grund- .. 


höhung — anders als bei Tankstellen-Dienstbarkeiten — durch 
die Errichtung von Masten oder Transformatorenhäusern in.der 
Regel nicht eintritt!%). Der Gesamtwert der Dienstbarkeit be-. 
stimmt sich auf dieser Grundlage gem. $ 24 Ib BKO, da es sich Sr 
bei diesen für das EVU als juristische Person bestellten Dienst- 
barkeiten um solche ‚von unbeschränkter Dauer“ im Sinne 
dieser Bestimmung handelt, dann nach dem 25fachen- dieses 
Wertes, so daß im Ergebnis der Einheitswert des in Anspruch ° 
genommenen Ginndticksteils selbst für die Wertberechnung 
urunderulesEn ist. Da bei Maststandorten meist noch nicht E RS > 
1 m? und bei Transformatorhäusern im allgemeinen nichtüber 
20 bis 30 m? Bodenfläche in Anspruch genommen werden, die 
meist nochaan Grundstücksgrenzen oder Wegen liegen werden, / © 
wird in der Regel der Miodestseschitiiwere. von 50 DM nicht, Ba ge 
überschritten; > - = EEE 


b) ob die Dienstbarkeit sich nicht auf/alfe Nutzungen be 
zicht, wie dies insbesondere bei Kreuzungen der Fall ist. Dann Er 
ist der Gesamtwert gem. $ 30 IBKO nach freiem Ermessen zu - 
bestimmen!) Dabei genügen einige Anhaltspunkte, die auch 
nur anbähenssweise eine Schätzung erlauben, weil dies dem 
wahren Wert immer noch näherkommt als die in der Praxis’ 


die N der Praxis zeigen, spricht es schon dann füreine E i 2 
Anwendung dieses Bewer tingsmaßstabes des 630 1IBKO, wenn = 1 
der in $30 Il festgelegte Mindestwert von 200DM zu hoch ist). 
Da nach den Ausführungen zu a) sogar bei der Bewertung von. 
Dienstbarkeiten zur Sicherne von Maststandorten oder Trans- 
formatorenhäusern meist nur der Mindestwert von 50 DM in 
Ansatz zu bringen ist, dürfte bei der Einräumung von Dienst 


dieser Mindlesrgert von 50 DM nicht überschritten werden 
Wiedas OLG Schleswig mit Recht ausführt, kann nämlich nicht. 
schon deshalb auf $ 30 II BKO zurückgegriffen werden, weil 
der Notar — wie dieser in seiner weiteren Beschwerde gegen 7 
die Vorentscheidung des LG Lübeck vorgebracht hatte — 
sonst ein „Zusatzgeschäft‘“ machen, d.h. eine seine Aufwen- 


deckungsprinzip‘“ gilt-also für diese Wertbemessung nicht, 


Das OLG hält unter Würdigung dieser. Gesichtspunkte die = 
vom LG Lübeck in seiner Vorentscheidung vorgenommene 
Bewertung nach der niedrigsten Wertstufe von 50 DM für an- 
gemessen undbestätigt damit diehierfür gegebene Begründung 
Danach war für diese Wertbemessung die Rose RR: 
bend, daß — wie allgemein in der Dale irtschaft.bei Kreu- = x 
zungen üblich — eine Entschädigung in diesen Fällen nicht ° 
gezahlt und diese auch nicht — mangels Wirtschaftserschwer- 2 
nisse — vom LG für angemessen angesehen wurde. 


4. Bei einem Zusammentteffen von Nutzungen, die Sieh, auf. 
die Errichtung von Leitungsmasten oder Umspannanlagen so-. 
wie Deningskreuhuhgch beziehen, sind diese Werte in’ der 
Regel zusammenzurechnen, so daß sich z.B. bei einer Dienst-. 
barkeit, die sich sowohl auf das Recht des EVU zur Errichtung. 
eines Transformatorenhauses als eines Mastes und Norah: 
einer Kreuzung bezieht, 3 : 50 = 150 DM als Geschäftswert 
zugrundezulegen sind. 


5. Wichtig ist schließlich der vom OLG für beide Fälle (oben. 
unter 3a und b aufgeführt) festgelegte Grundsatz, daß über die. © 
obigen Nutzungen hinaus weitere vom Eigenfärer übernom- 
mene Nebessnflehtuinsen arekssine von Bepflanzung 
usw.) nicht besonders zu bewerten und auch Wirtschaftser- 
schwernisse — die bekanntlich bei der Festsetzung von Mast- 
entschädigungen im allgemeinen eine große Rolle pie er 


9) Ebenso für Tankstellen- DänsiBärkenen OLG Stuttgart a..2. OR 
und OLG Frankfurt vom 15. März 1958, Rechtspfleger 1958, 5. ob. 


10) Vgl:Horniga.a.O. 

1) Vgl, Ackermann ‚„Rechtspfleger 1958, S. 23 Se 
12) Korintenberg-Wenz, Kostenordnung 1958, sr Rn: UT 
13) Kotintenberg-Wenz a.a.O.,I4 Se. 
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nicht zu Frrücksichtigen sind, da diese in dem für die Bestim- 

mung des Geschäftswertes nach $ 24 VI BKO. maßgebenden 
.) Zeitpunkt, nämlich bei der Bestellung der Dienstbarkeit, ganz 
bedeutungslos sind). 


$ 


II. 


Zusammenfassend ist daher festzustellen, daß das OLG 
Schleswig mit den oben aufgeführten Grundsätzen für die Be- 
wertung von „Leitungs-und Transformatoren-Dienstbarkeiten“ 
in gleicher Weise allgemeine Richtlinien für die Bewertung 
gegeben hat, wie sie für die damit vergleichbaren ‚‚Tankstellen- 
Dienstbarkeiten“ die Entscheidung des OLG Hamburg vom 
13. 3. und des OLG Stuttgart vom 20. 8. 19575) darstellen. 
- > Um die Herausbildung einer einheitlichen Rechtsprechung auf 
diesem für die Praxis, insbesondere der Überland-EVU, wich- 


„a. 0. 822114, BayObLG a. a. O. 


14) Korintenberg-Wenz,a 
a) Vgl. Anm. 5) 


DK 061.5 (047):621.311 


Aus EVU-Geschäftsberichten 


Im Rahmen einer der „Vertrauenswerbung in der öffentlichen 
Wirtschaft‘ gewidmeten Aufsatzreihe!) empfiehlt R. Szo/pe, 

Berlin, in einem Beitrag „Der Jahresbericht — ein ungenützter 
 Aktivposten‘“ nicht die gute Gelegenheit zu versäumen, den 

regelmäßig wiederkehrenden Jahresabschluß mit seinem Zah- 
lenwerk der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung in 
aller Öffentlichkeit vorzulegen, so die notwendige Werbung 
. um Verständnis und Vertrauen einzuleiten und mit dem Ge- 
 schäftsbericht eine „Politik der offenen Tür‘ zu betreiben. Der 
Verfasser schildert dabei, wie der Geschäftsbericht aussehen soll. 


' Eifreulicherweise gehen die EVU nach und nach dazu über, 
ihre Geschäftsberichte sowohl inhaltlich als auch in der „‚Auf- 
 machung‘‘ schr sorgfältig zu behandeln, von der Erkenntnis 
geleitet, daß die Jahresabschlüsse nicht nur Rechenschaft gegen- 
über den Kapitalgebern ablegen sollen sondern auch einen Lei- 
 stungsbericht gegenüber der Öffentlichkeit darstellen, der sie 
EN mit ihrem Unternehmenszweck dienen. 


. Ein Dokument, das diesen Forderungen in weitem Umfang 
< Belcht wird, ist der Geschäftsbericht 1958/59 der Berliner 
 Kraft- und Licht (Bewag) - Aktiengesellschaft. Es ist 
a ein us hetieh denn die Berliner Stromversorgung konnte 


1957/58 


Mio 
kWh 


1958/59 


Mio 
kWh 


Mio 


. Stromerzeugung 1852,6 | 2041,8 | 2 199,9 
ER  Strombezug 0,2 0,8 2,1*) 
Strombeschaffung ; 1 852,8 2 042,6 2.202,0 
Stromverkauf 1 553,8 1 706,4 1 852,9 
Anteil des Stromverkaufs 

! an der Strombeschaffung v.H. 83,9 83,5 84,1 

" Anteil am Stromverkauf 
‘ Niederspannung v.H. 51,4 53,5 53,9 
Hochspannung v.H. 41,9 40,1 40,0 
 Fahrstrom v.H. 6,7 6,4 6,1 


*) Das Flughafenkraftwerk Tempelhof lieferte 1,8 Mio kWh in das 
 Bewag-Netz. Zudem wurden für einige Abnehmer an der Scktoren- 
_ und Zonengrenze aus technisch-wirtschaftlichen Gründen 0,3 Mio 

0... kWh von der Ostzone bezogen — 

Stromerzeugung und Strombezug erreichten im Jahr 1942 mit fast 

3 Mrd kWh einen Höchstwert 


2) Die öffentliche Wirtschaft Bd. 8 (1959), Heft 4 (Oktober-Dezem- 
eu: ber), S. 182 


Heft 4vom 20. Februar 100 1 Elektrizitätswirtscha 
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tigen Gebiet zu beschleunigen, dürfte es daher zu em 
sein, wenn sowohl Gerichte als auch Notare, die mit derart 
Kostenfestsetzungen zu tun haben, auf den vorliegende 
schluß des OLG Schleswig hingewiesen werden und 
die darin festgelegten Grundsätze nicht befolgt werden soll 
unter Bezugnahme hierauf die gegen die Wertfestsetzung na 
der BKO vorgesehenen Rechtsmittel eingelegt werden. We 
danach gegen, die Kostenfestsetzung der Notare gem. $ 7 
BKO die Beschwerde. beim zuständigen Landgericht & 
gegen die Festsetzung der Gerchakoen für ie Eintragü 
der Dienstbarketten in das Grundbuch gem. $ 14 BKO Erin N 
rung beim zuständigen Amtsgericht eingelegt wird, so da 
damit gerechnet werden, daß durch diese — äbripens ge 
$$1561V,14IIBKO gebührenfreie — Entscheidungen die Hk 
ausbildung einer einheitlichen Rechtsprechung für das gesam 
Bundesgebiet im Interesse der betroffenen EVU wirksat 
fördert wird. 


im Berichtsjahr ihr 75jähriges Bestehen feiern?). Am 8. Mail j 
gründete Zmil Rathenau die Aktiengesellschaft „‚Städ iscl 
Elektricitäts-Werke‘“ mit 3 Mio Mark Aktienkapital. Im E 
von 7*/, Jahrzehnten wechselte sie mehrfach sowohl Ihre 
sellschaftsform als auch die Firmierung, bis als mittelba 
Rechtsnachfolgerin 1931 das heutige Unternehmen mit eine 
Aktienkapital von zur Zeit 210 Mio DM daraus hervorging, 


Die Entwicklung der Strombeschaffung und Stromabgabe 
den letzten Jahren geht aus der nebenstehenden Aufstellungf 
vor. Die Zuwachsrate gegenüber dem Vorjahr beträgt 
Stromverkauf 8,6 v.H. Wie zu erwarten war, steht der Ha 
halt mit einer Verbrauchssteigerung von 13,1 v.H. wieder 
an der Spitze aller Abnehmergruppen. Aber auch der Stk 
verkauf an die industriellen Abnehmer wies eine Zunahr 
von 8,8 v.H. auf, ein Zeichen dafür, daß der Beschäftig 
grad der Westberliner Wirtschaft trotz der seit November 
gen Jahres angespannten politischen Lage noch gestiegeh 
und der Auftragsbestand durch die gemeinsamen Bemühung 
politischer und wirtschaftlicher Stellen Westdeutschland 
Westberlins nicht nur gut gehalten, sondern auch noch erhö 
werden konnte. Dies geht auch daraus hervor, daß sic 
Stromerzeugung je Kopf der Bevölkerung und Jahr — oh 
S-Bahn — um 7,8 v.H. auf 990 kWh erhöht hat. 

"Die Höchstbelastung mit 509000 kW trat am 11. Dezeml 
1958 infolge der milden Witterung vorzeitig und nich 
üblich, kurz vor den Weihnachtsfeiertagen auf. Sie erga 
eine Zuwachsrate von 4,7 v.H. gegenüber 13,8 v.H. im 
jahr. Da die Erzeugung einen Ge von 7,7 v.H. erre 
hat sich das Verhältnis Bruttoarbeit zur Höchstbelastung 
bessert, so daß die Benutzungsdauer der Höchstbelastung 
4201 auf 4322 h anstieg. Der in den meisten Industriebetrieh 
eingeführte arbeitsfreie Sonnabend hat dazu beigetragen , ( 
Lastverlauf des Sonnabends fast dem des Sonntags anzugleich 


Im Frühjahr 1959 wurde auf dem Gelände des Kra 
Spandau mit den Gründungsarbeiten für den Bau der 
Einheit eines neuen Kraftwerks begonnen. Zunächst wird. 
100-MW-Turbosatz mit wasserstoffgekühltem Generator 1 
dazugehörigem Benson-Kessel für 320 t/h Dampf, 190 acht 
530° C aufgestellt. Die Kessel können wahlweise mit Kohleo: 
mit 50 v.H. Kohle und 50 v.H. Öl betrieben werden. Die 
stufe soll planmäßig im Frühjahr 1961 fertiggestellt sein. 
Beendigung des Geschäftsjahrs war der 55-MW-Block Ch 
lottenburg 2 fertiggestellt. Die technischen Daten sind 130 
Trommeldruck, 530° Frischdampftemperatur, 
hitzung auf 520° und siebenstufige SpeisewasservorwärM 
auf 235°. Die Turbine ist mit Rücksicht auf die Fernheizung 


») Vgl. R. Wissell, Elektrizitätswirtschaft Bd. 58 (1959), 
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gehäusige Entnahme-Kondensationsturbine mit Zwischen- 
thitzung ausgelegt. Der Kessel leistet 200 t/h Dampf und 
schmelzkammerfeuerung. DertheoretischeWärmeverbrauch 
tim Bestpunkt bei 2450 kcal/kWh. Ende Februar 1959 
de das bisher auf Kohlebasis arbeitende Kraftwerk Steglitz 
Heizöl umgestellt, nachdem vier Kessel auf Ölfeuerung um- 
aut worden waren. Im Kraftwerk Moabit wird die zum Teil 
e 50 Jahre alte Kohlenförderanlage bis 1960 erneuert. Das 


zkraftwerk Technische Universität war im Winter 1958/59 - 


2 Tagen in Betrieb und hat in das Heizdampfnetz Charlotten- 
5 14500 t Dampf, d. s. 9,5 v.H. der Gesamtlieferung an 
es Netz, abgegeben. In der Wärmekraftkupplung sind dabei 
000 kWh erzeugt worden. Bei einem Höchstbelastungsver- 
leistete das Krakireek unter Zuhilfenahme der Kondensa- 
ısturbine mit 1200 kW und bei einer Kesselbelastung von 
/h rd. 7000 kW. 


ie installierte Engpaßleistung aller Bewag-Kraftwerke be- 
t einschließlich des neuen Blocks im Kraftw erk Charlotten- 
g (678000 kW (Heizkraftwerk Techn. Universität 7000 kW). 
"spezifische Wärmeverbrauch der Kraftwerke hat sich von 
(5 kg/kWh auf 0,396 kg/kWh verbessert. 


ie Fernheizung hat sich wie folgt entwickelt: 
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r 1957/58 | Zugang | 1958/59 


Brußwert der Abnehmer- 

lagen Mio kcal/h 260 b1 317 
geschlossene pauschalbe- 
heizte Grundfläche 103 m? 1117 297 1414 
Geschäftsjahr abgegebene 
Wärmemenge Mrdkcal 499 33 532 


ın die Stadtheizung haben die Kraftwerke 1097000 t Dampf 
efert, also 10 v.H. mehr als im Vorjahr. Durch die Wärme- 
ftkupplung wurden 174 Mio kWh erzeugt oder 8 v.H. der 
jamterzeugung; das entspricht einer volkswirtschaftlichen 
parnis von rd. 50000 t Kohle. 


er im Juni 1957 begonnene Bau des Großabspannwerks 
te als Schaltknotenpunkt des 110-kV-Netzes und als 
/30/6-kV-Abspannwerk wurde fertiggestellt. Es ist seit Sep- 
ber 1958 mit sechs 110-kV-Kabeln, drei 110/30-kV-Trans- 
matoren von je 40000 kVA sowie drei 30/6-kV-Abspannern 
‚je 12500 KVA in Betrieb. Das 110/30-kV-Abspannwerk 
glitz erhielt einen dritten Transformator von 40000 kVA. 
r Zugang in beiden Werken erhöhte die Leistungsfähigkeit 
‚110 /30-kV-Abspannwerke um 50 v.H. auf 480000 kVA. 


n den 30/6-kV-Abspannwerken stieg die installierte Leistung 

"Transformatoren um 8,5 v.H auf 783000 kVA. Das bisher 
maschte 30-kV-Netz wurde in fünf örtliche Teilnetze auf- 
öst. Jedes 30-kV-Teilnetz ist über Abspanner an das ge- 
nsame 110-kV-Netz angeschlossen. Während im 30-kV-Ne etz 
ıter/Charlottenburg mit Rücksicht auf die beträchtliche Erd- 
azität seines Kabelnetzes das Prinzip der Erdschlußlöschung 
ch Peiersen-Spulen beibehalten wurde, werden die übrigen 
kV-Netze nunmehr mit isoliertem Sternpunkt betrieben. 


m Berichtsjahr gingen im 6-kV-Netz zwei neue Stützpunkte 
Betrieb; zwei Stützpunkte wurden um je eine Gruppe er- 
tert. Durch die zur Kompensation der Blindleistung und 
besserung der Spannungsverhältnisse im 6-kV-Netz einge- 
ten 15 Kondensatorenbatterien mit einer Gesamtleistung 
ı 17400 kVAr wurden im Geschäftsjahr rd. 543000 kWh an 
lustarbeit gespart. 


die Vermaschung i im Niederspannungsnetz wurde weiterge- 
rt, so daß jetzt ein Gebiet von 54,7 km?, d. s. 20,7 v.H. der 
auten Fläche Westberlins, mit einer ransformatorenliistüng 
ı 199000 kVA von Maschennetzen versorgt wird. 


m Stromvertrieb ist die Bedeutung des Haushalts noch wei- 
gestiegen. An Haushaltabnehmer wurden 33 v.H. aller ab- 
ebenen Kilowattstunden gegenüber 32 v.H. im Vorjahr 
kauft. Das entspricht dem bereits erwähnten Verbrauchszu- 
hs von etwa 13 v.H., der einmal dadurch verursacht ist, daß 


in den neuerrichteten 22000 Wohnungen 17700 Elektroherde, _ 
13300 Elektro-Durchlauferhitzer und 1700 Elektro-Heißwas- 

serspeicher mit einem Gesamtanschlußwert von 272000 kW an 
das Netz angeschlossen wurden, zum anderen durch die Ver- a 
brauchssteigerung bei den alten Kunden. RR 


' Die Strompreisesind gleich geblieben. Dagegen ist der Durch- - ar Fe 
schnittserlös je kWh weiter gesunken. Die Ursache hierfür legt 
im Tarifsystem der ie und Leistungspieise und in einer _ 4 ’ 
erheblichen Abwanderung der Haushaltabnehmer zu den billi- 

geren Arbeitspreisen. ; 


Hier bedarf es zu gegebener Zeit einer Tarifreform, die. eng un 
bessere Relation zwischen Kosten und Erlösen sicherstellt. FE Rn, 


Die Bewag hat ihr Interesse am Euratom-Kernkraftwerks- 
programm bekundet und Angebote über nal DE ’ 
kraftanlagen von verschiedenen Firmen eingeholt. Die A = Be 
bote werden hinsichtlich der Technik, Strahlungssicherheitund 
Wirtschaftlichkeit überprüft. Außerdein arbeitet das Referat 
„Kernenergie“ innerhalb der technischen Arbeitsgruppen, die 2 x 
in der Studiengesellschaft für Kernkraftwerke (SKW) gebildet 
wurden, an zwei 100000-kW-Kernkraftprojekten. Im laufenden E 
Geschäftsjahr hat sich die Bewag auch an der Europäischen G- 
sellschaft zur chemischen Aufbereitung bestrahlter Kernbrenn- | 
stoffe („Eurochemie“) in Mol Belgien beteiligt. 


Zur Bilanz ist zu sagen, daß das Land Berlin im Juni 1959 dies e En a 
Zahlung für die letzte der vier Jahresraten von je 15 Mio DM 2 
auf die 1956 beschlossene Kapitalerhöhung geleistet hat. Damit & 


ER 


Bilanz (in Mio DM) mit Gegenüberstellung der DM- ” en 
Eröffnungsbilanz zum 1. April 1949 HER, 


1. April | 30. Juni | 30. Juni 
1959 


Aktiva 
Ausstehende Einlagen auf 
das Grundkapital — — 
Unbebaute und bebaute 
Grundstücke 80,7 
Betriebseinrichtungen in 
Gebäuden 0,3 
Kraftwerksanlagen 224,7 
Übertragungs- und 
Verteilungsanlagen 298,5 
Sonstige Sachanlagen 12,6 
616,8 
Im Bau befindliche Anlagen 
u. geleistete Anzahlungen 
für Bauten 85,8 
Finanzanlagen e= 0,3 
Anlagevermögen insgesamt | 234,7 702,9 


Angefangene Arbeiten, 
Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe 

Wertpapiere 

Mittel- und kurzfristige 
Forderungen 

Flüssige Mittel 


Umlaufvermögen insgesamt 


Rechnungsabgrenzung — 7,4 


Aktiva insgesamt 


Passiva 


Grundkapital 150,0 210,0 +.,0,0 
Rücklagen 28,8 53,1 RE 
Wertberichtigungen — 244,0 + 37,4 
Baukostenzuschüsse — 27,6 + 45 
Rückstellungen 7,4 76,3 + 10,4 
Verbindlichkeiten 78,5 222,6 + 16,5 
Rechnungsabgrenzung — 1,8 20,0 
Gewinn u 17,6 + 12 
Passiva insgesamt 264,7 853,0 + 70,0 
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Gewinn- und Verlustrechnung (in Mio DM) mit Gegen- 
überstellung für das Geschäftsjahr 1949/50 


ER ARE 1. Juli | 1. Juli 
Bee: 1958 | 1957. | £ Ver- 
1949/50 bis bis ände: 
30. Juni | 30. Juni | rungen 
1959 1958 
Erträge 
Aus Stromlieferungen 92,8 246,5 228,7 + 17,8 
- Aus Wärmelieferungen 182 14,2 12,1 + 21 
Aus anderen Leistungen 4,2 135 14,6 | — 1,1 
- „Sonstige Erträge 2,8 0,6 0,6 \:=£ 0,0 
 Ertragszinsen 0,2 2,8 3,5..1— 0,7 
: . Außerordentliche Erträge 155 10,0 14,6 | — 4,6 
; R ... Erträge insgesamt?) VER SIEG 274,1 +113,5 
® - Aufwendungen 
‚Einsatzstoffe 14,7 77,3 754 | + 19 
-— Strombezug 16,1 0,08 0,03) 270,0 
Sonstiger Sachaufwand 10,6 17,2 17,8 | — 0,6 
Personalaufwand 27,1 67,0 60,2. | +. 6,8 
Abschreibungen 17,9 42,7 384.1 + 4, 
Aufwandzinsen 5,3 ER 8,9 + 0,8 
= "Steuern. 8,8.-| . 29,3 DIESE 7, 
: Konzessionsabgabe — 19,4 28,82) | — 9,4 
Außerordentliche gg m 
Aufwendungen DA E15 EG ER en A) 
Zuweisung an Rücklagen — nn Ir 21 
: “ Aufwendungen insgesamt 102,9.) 270,2= | 258,0 .| 2.122 
" Jahresgewinn = 154 16,3 |’+°1,1 
© Dividende 9v.H. | 9v.H. | + 0,0 


> 1) Plus Jahresverlust von 203000 DM = 102,9 Mio DM 

72:2) Einischl. Abgeltung der Verbindlichkeiten aus einer Vereinba- 
ER rung mit dem Senat von Berlin 

it Mas Grundkapital von 210 Mio DM voll eingezahlt. Das 
_ dividendenberechtigte Kapital für das Geschäftsjahr 1958/59 
. beträgt 195 Mio DM. - 


Von dem Zuwachs im Sächanlagevermögen von 64,4 Mio 
DM (im Vorjahr Spitzenbetrag von 71,5 Mio DM) entfielen 
Ex 2 '14,9 Mio DM auf Kraftwerksanlagen und 25,5 Mio DM auf 

=  Übertragungs- und Verteilungsanlagen. Wie in den Vorjahren 
=: "wurden die Mittel überwiegend aus der Innenfinanzierung auf- 


 bungen und Pensionsrückstellungen, während aus der Außen- 
Se nnansierüng die Resteinzahlung auf die Kapitalerhöhung und 


leihe stammen. Der restliche Anleiheerlös wird erst in der Folge- 
. zeit der Anlageninvestition dienen. Er schlug sich ei in 
der Erhöhung des Wertpapierbesitzes (um 11,0 Mio DM) und 


& "Bau bndtiche Anlagen und geleistete Anzahlungen für Bauten“ 
erhöhte sich um 14,1 Mio DM. 


Auf der Passivseite überschreitet die Zuweisung an die Wert- 
B © berichtigung für das Sachanlagevermögen mit 42 Mio. DM 
.den'Vorjahrsbetrag mit rd.5 Mio DM. Dies ist insbesondere auf 


er ‚zu 75.v.H..auf die Anschaffungs- oder oe _ 
gemäß $ 14 des Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft von 
RER .“, Berlin (West) zurückzuführen. Die Rückstellungen für Pen- 
ee _ sionsverpflichtungen haben sich um 2,7 Mio DM erhöht. Die 
£ ‚sonstigen Rückstellungen enthalten Heben Steuerrückstellungen 

in Höhe von 13,5 Mio DM vor allem Rückstellungen für Kon- 
Ne K \ zessionsabgabe mit 19,3 Mio DM und für die Haleepiaiaie für 


“die Belegschaft. Die Verbindlichkeiten aus Anleihen stiegen um’ 


= 2 2 32 Mio DM, im wesentlichen auf Grund der Aökrahme der 


x "neuen 30-Mio-DM-Anleihe und der Minderung der Erstattungs- _ 


'ansprüche auf Grund des Londoner Schuldenabkommens um 

12; 4 Mio DM. Die Position „Sonstige Verbindlichkeiten“ enthält 

“mit 16 Mio DM die im Vorjahrsbericht erwähnte Verbindlich- 
keit gegenüber dem Senat von Berlin. 
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‚eine 25- oder 40jährige Dienstzeit zurückblicken. 


- daß der Anteil der Ausfuhr, die allerdings nach wie vor u 


gebracht. Hierbei dominierten die Gegenwerte für Abschrei® 


ie Baukostenzuschüsse sowie Teile aus der 30-Mio-DM-An- 


der flüssigen Mittel (um 6,7 Mio DM) nieder. Die Position „Im 


die steuerliche Vergünstigung erhöhter Abschreibungen — bis. 


= ye N a ErASS Ne TE 
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; R 
Aus der Berinns md ee geht. heran dab 
Wirtschaftlichkeit des Unternehmens gesichert ist. Dazu tru i 
entscheidend die über dem Durchschnitt der 

liegende Zuwachstate von 8,6 v.H. für den Stromverkauf un 
die Steigerungsrate von 6,6 v.H. für den Wärmeverkauf b 
Zwar blieb die Wachstumsrate für den Stromertrag hinter € 
des Stromverkaufs infolge der starren Grundpreise zurüc 
doch wurde diese Ertragseinbuße. durch den gestiegenen Wwag i 

ertrag wettgemacht, 


5740 Beschäftigte FE ehdise und Praktikanten) an, 
denen 3202 handwerklich, und 2538 kaufmännisch/tech 
tätig waren. 55 v.H. der Belegschaft stehen seit mehr als 2 
Jahren im Dienst des Unternehmens, ein Fünftel der Mitarbe 
ist länger als 15 Jahre in der Firma tätig. 83 Jubilare können 


+ 


DK 061:5.(047):621.3 Osram 
Osram mit 13v.H. Dividende 


Der der Besprechung des Geschäftsberichts 1957/58 vorät 
gestellte Hinweis, daß die Osram GmbH, Berlin und Mün 
chen, einen Bericht vorgelegt hat, dessen Ausgestaltung. u 
Rechenschaftslegung mancher Aktiengesellschaft als Vor 


konnte BR einem Gesamtumsatz von 196 Mio DM das Geschä 
umrd. 4v.H. ausweiten; diese gegenüber dem Vorjahr ver 
nismäßig niedrige Zuwachsrate zeigt aber; daß Schwierigk 

einiger ahderer ar der denech Wirtschaft, die Beon 
in der ersten Hälfte des Berichtsjahrs auftraten, sich auch be 
Lampengeschäft bemerkbar gemacht haben. Bemerkenswer 


erheblichem Preisdruck steht, noch weiter — nämlich- auft 
19 v.H. — gestiegen ist. Der Ausfuhrumsatz stieg gegenül 
1957/58 um 12 v.H. auf 36,7 Mio DM. Zu etwa 70 v. m: Br 
die Ausfuhr in europäische, zu 30 v.H. in außereuropäisch 
Länder. Im Inland wurden 159,2 Mio DM umgesetzt; das sin 
2,6 v.H. mehr als im Vorjahr. Auf dem Gebiet der Allgemeit 
belcuchlung hielten sich belebende und hemmende Einflüs: 
auf die Marktlage etwa die Waage. Demgegenüber hat sich d 
 Autöliinberabsatz infolge der guten Konjunktur im Bereit 
der Automobilindustrie beträchtlich erhöht. Ferner ergaben 
zunehmende Verbreitung der Photographie und Bildprojektio 
sowie die wachsende Verwendung von elektrischen Lampen$ 
Signaleinrichtungen gute Ähsatzmöplichlehen: Auch der 
trieb von fechnischöd Sondererzeugfilsson Selb) na) 
weiter an Umfang zu. 


Das Gesamtbild der Kosten ist im Berichtsjahr wiederum vo 
unterschiedlichen Einflüssen geprägt worden. Die Einführun 
der 44-Stunden-Woche hat kostenerhöhend gewirkt. Derii 
genüber konnten die Herstellkosten dank der größeren Fer 
gung sowie durch weitere Rationalisierungsmaßnahmen g 


‚senkt werden. Das Geschäftsergebnis konnte infolgedesse 


einem ausgeglichenen Stand gehalten’ werden. 
Bin ernstes Problem ist, wie der Vorsitzende der Geschäft 
führung, Dr.-Ing. 7. Freiberger, München, in einer Bilanzb 
Sehne vom 12, Januar 1960 erwähnte, die ‚weitgehende E 
schöpfung des Arbeitsmarktes, vor allem in Berlin. Sie hat 
eine verstärkte Fluktuation vor allem bei Neueinstellungen 2 
Folge. Die Zahl der Mitarbeiter im Inland hat sich oe 
a Ende des Geschäftsjahrs 1957/58 auf 13807 erhöht. 
Personalzuwachs war in den Berliner Betrieben größer als. 
den westdeutschen. Der Anteil der weiblichen Mitarbeiter 
der Zahl der Beschäftigten blieb mit rd. 56 v.H. gegenüber de 
Vorjahr nahezu unverändert. Die Zahl det Lehrlinge, Anler 
linge, Praktikanten wurde auf 328 erhöht. Neben der, Heranb 
dung und Förderung des technischen und ‚kaufmännisch 


4 
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vuchses waren auch auf dem Gebiet der Fortbildung befä- 
Mitarbeiter verschiedene neue Maßnahmen erfolgreich. 


er ‚weitere Ausbau der Osram GmbH im In- und Ausland 
At gute Fortschritte. So wird in Augsburg in unmittelbarer 
e des dortigen Glas- und Tannen mit dem Bau einer 
nn Pr öduktionsstätte für Leuchtstofflampen begonnen. In 
vabmünchen bei Augsburg sind ein Drahtwerk und ein 


B _ Bilanz (in Mio DM) 


y ß Ver- 
= 30. Juni | 1. Juli | E 
: 108051 -4ö5R. .ı) ander 
rungen 

Hva 
jaute Chaniktöcke und Gebäude 20,96 19,88 | + 1,08 
schinen und maschinelle Anlagen 15,86 15,41 0,45 
tkzeuge und Ausstattung 292, 2,43 |+ 0,49 
Bau befindliche Anlagen 3,69 2,93 |+ 0,76 
eiligungen 20,78 15,61 |+ 5,17 
agevermögen insgesamt 64,21 56,26 |+ 7,95 
tiebsstoffe und Erzeugnisse 59,94 45,66 | + 14,28 
rtpapiere 3.12 2,83 |+ 0,29 
iv-Hypotheken 1,63 1,42 |+ 0,21 
zahlungen und Fergtungen 41,38 | 40,84 |+ 0,54 
ssige Mittel 7,46 16,27 |— 8,81 
Er rermögen insgesamt 113,53 | 107,02 |+ 6,51 
hnungsabgrenzung 0,60 0,70 |— 0,10 
iva insgesamt 178,34 | 163,98 | + 14,36 


siva 


mmkapital 48,00 | 48,00 |-+ 0,00 
klagen 23,20 | 22,50 |+ 0,0 
enkapitalinsgesamt 71,20 | 70,50 |+ 0,70 
-kstellungen 45,67 | 34,51 | + 11,16 


ıdlichkeiten insgesamt _ 55,204] 53,04 


— Eee 
mdkapitalinsgesamt 100,87 87,55 | + 13,32 
ngewinn 6,27 5,93 |+ 0,34 
siva iisgesamt 178,34 | 163,98 | -+ 14,36 


Darunter 12,76 Mio DM an Osram-Unterstützungseinrichtun- 
23,57 Mio DM langfristige Bankkredite und 11,90 Mio DM 
tige Verbindlichkeiten 


Gewinn-und Verlustrechnung (in Mio DM) 


fwendungen 


ine und Gehälter + 9,73 
etzliche soz. Aufwendungen +1,10 
istige soz. Aufwendungen + 1,28 
schreib. auf das Anlagevermögen — 0,98 
sen (über Ertragszinsen hinaus), 0,25 
sweispflichtige Steuern 3,80 
stige Steuern 40:02 
veisung an Rücklagen 1,80 


endungen insgesamt 


ht gesondert ausgewiesene 


ufwendungen und Erträge 127,83) 121,14 |+ 6,69 
3erordentliche Erträge 1,02 259.50 
räge aus Beteiligungen 0,77 0,40 I|+ 0,37 
E rens 1.7.1958 0,17 0,09 |+ 0,08 

129,79 | 124,15 |+ 5,64 


äge ins esamt 


. aufwendungen haben ihre Ursache in dem Anwachsen der Be- 


Leuchtstoffwerk geplant. Im Ausland wurde der Rückerwerb 
der Aktienmajorität der griechischen Societ@ Anonyme Helleni- 
que Athen endgültig bestätigt; die hier seit langem geplanten 
Rationalisierungsmaßnahmen sind nunmehr eingeleitet worden. 
Die Aktienmehrheit der schwedischen Vorkriegsbeteiligung 
Osram AB Stockholm ist wieder in Händen der Osram GmbH, Ru. 
Die brasilianische Tochtergesellschaft wurde imHinblick aufeine _ 
zukünftige Marktausweitung ausgebaut. Zug um Zug wird . 
ferner die jüngst zurückgekaufte Osram Argentina in Buenos 
Aires vergrößert. FAR 


In der Bilanz wird der Brutto- Anlagenzugang mit 18,68 ae R 
DM gegenüber 10,13 Mio DM im Vorjahr ausgewiesen. Die 
Investitionen dieriten hauptsächlich der Erueenog und dem 
weiteren Ausbau der Fabrikationsstätten. Die Abschreibungen 
auf das Anlagevermögen beliefen sich bei Anwendung des de- 
gressiven Abschreibungsverfahrens auf 10,31 Mio DM. Sie sind. 
im Gegensatz zum Vorjahr geringer als der Sachanlagenzugang, 
so daß das Anlagevermögen um rd. 8 Mio DM auf 64,21 Mio ut 
DM zugenommen hat. Sein Anteil an der Bilanzsumme beträgt 
36 v.H. Zur gleichen Zeit ist das Eigenkapital geringfügig _ 
(+0,7 Mio DM) auf 71,2 Mio DM gestiegen. In den Zugängen 
der Position „Beteiligungen“ kommen eine erhebliche Erhö- 
hung der Beteiligung an der Osram AB Stockholm, eine Kapi- % 
talerhöhung der brasilianischen Tochtergesellschaft sowie die 2 
Neugründung einer Gesellschaft in Argentinien als Nachfolge- RE “ 
rin der früheren dortigen Tochtergesellschaft zum Ausdruck. 


Die Geschäftsentwicklung erforderte eine Erhöhung der Wa- 
renbestände, besonders der Vorräte an Fertigerzeugnissen (won 
23,04 auf 32,64 Mio DM). 


Als Folge der Rentenreform wurde die Altersversorgung für 
den Personenkreis, der an der Erhöhung der Sozialversiche- 
rungsleistungen nicht voll teilhat, neu geregelt. Darüber hinaus 
wurde der Teil der Versorgungsleistungen für die außertarif- 
lich Beschäftigten, der bisher von der Osram-Unterstützungs- R 
einrichtung GmbH gezahlt wurde, von der Osram GmbH übe Zi 
nommen. Dutch diese Maßnahme und den Eintritt besondere 
Versorgungsfälle, die einmalige größere Rückstellungen zu 
lassen, konnte die Pensionsrückstellungin diesem Jahr um eine 
Betrag erhöht werden, der über einen normalen Jahren ne 


Gehälter mit 72,4 Mio DM — im Monsrsdurehschnär 6, 0 
Mio DM — um 9,7 Mio DM höher als im Vorjahr. Die Mehr 


legschaft und in vorwiegend tariflich bedingten Lohn- und Ä 
haltserhöhungen. Setzt man das Geschäftsjahr 1949/50 = 
100 v.H., so sind im Geschäftsjahr 1958/59 Löhne und Gehäl 
ter um 280 v.H., die Zahl der Beschäftigten dagegen nur ur 
rd. 160 v.H. gestiegen. Die gesetzlichen sozialen Aufwendun 
gen sind etwa in dem gleichen Verhältnis gestiegen wie dieL.ohn- 
und Gehaltsaufwendungen. Löhne, Gehälter und Sozialauf 
wand machen 39 v.H. der-Einnahmen aus (dazu kommen Ma-- 
terialaufwand mit 24 v.H., Steuern mit 13 v.H., Investitionen 
mit 12 v.H,, Versand, Werbung und Mieten mai 5y,H. Bar % 
stiges mit 4 v.H. und Diviiende mit SövsHl;): 


Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung zum 30. Juni 8 x 
weisen einen Gewinn von 6,27 Mio DM aus. Die Gesellschafter- 
versammlung hat beschlossen, hieraus 13 v.H. Dividende (im 
Vorjahr AR ® auf das Kapital von 48 Mio DM zu Ei, 


Vopuaen. x Su 


Im zweiten Teil des Geschäftsberichts mit dem Titel „Aus x 
unserer Arbeit“ wird in sehr anschaulicher Weise über das neue 
Lichthaus in Berlin-Charlottenburg berichtet. Es ist beabsich-. 
tigt, auch an anderen wichtigen Plätzen neue Informationsstät- 
ten, die Osram- Thehischaden: einzurichten. Sie sollen erfolg- ® 
reiche Ausdruck der Bestrebungen sein, nicht nur Lampen her- 
zustellenund zu verkaufen, sondern auch der Allgemeinheitund 
den Kunden des Unternehmens einen echten „Lichtservie“ 
zu. bieten. Schra msnat 


v2 ZEL, 


DK 347,51:62 (083.133) 


Die haftungsrechtliche Bedeutung 
technischer Vorschriften im Energierecht 


Der Ausdruck ‚‚technische Vorschriften‘ umfaßt eine Viel- 
“zahl juristisch durchaus nicht gleich zu bewertender Normen. 
Das große Normen- und Richtlinienwerk des VDE und die 
entsprechenden Arbeiten des DVGW gehören hierher, aber 
auch DIN-Normen, Vorschriften der Gewerbe- oder Baupoli- 
Unfallverhütungsvotschriften, die sich inhaltlich weitge- 
hend, aber nicht vollständig mit den von VDE und DVGW er- 


- arbeiteten Richtlinien decken. Der weite, etwas unbestimmte 


Begriff „technische Vorschriften‘ 


A 


empfiehlt sich indes schon 
deshalb, weil nur so Raum bleibt für die stets gesondert ge- 
botene Untersuchung der Rechtsnatur der einzelnen Regelun- 
gen technischer Fragen. Nach ihr richtet sich auch die jeweilige 
haftungsrechtliche Bedeutung der technischen Vorschriften, die 
hier getrennt zu behandeln ist für vertragliche und außerver- 
tragliche Ansprüche. 


Nach dieser kurzen Einführung behandelte Prof. Dr. Baller- 
stedt, Direktor des Instituts für Eine gierecht an der Universität 


n we Bonn, im 15. Kolloquium am 19. November 1959 zunächst die 
- mit dem Thema zusammenhängenden vertraglichen An- 
- sprüche. 


a) In Kauf-und Werkverträgen können die Parteien ausdrück- 
lich oder stillschweigend die Beachtung technischer Vorschriften 


‘zum Vertragsinhalt machen, so daß, wenn die Leistung ihnen 
> nicht ne 


der Verkäufer oder Unternehmer für den 
‚Mangel zugesicherter Eigenschaften haftet. Aber auch ‚ohne 
eine solche Zusicherung muß der Verkäufer unter Umständen 


> : für die normgerechte Beschaffenheit der Sache gemäß $ 459 I 
BGB einstehen. Die einfache Gewährleistungshaftung, die nach 
richtiger Ansicht ebenfalls auf dem Vertrag beruht, greift bei 


jedem „Fehler“, d.h. jeder dem Käufer ungünstigen Abwei- 


' chung der tatsächlichen von der im Vertrag zugesagten Be- 
.. schaffenheit ein, die die Tauglichkeit der Kaufsache zu dem ge- 


wöhnlichen oder vertraglich vorausgesetzten Gebrauch min- 


"dert. Ist der Käufer z.B. Händler, so wird man als beachtlich 


jede Abweichung von den technischen Vorschriften ansehen 


' müssen, die die Weiterveräußerung erheblich erschwert. Drohen 
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pr 


‚allerdings nur vereinzelte Reklamationen, so dürfte es sich um _ 


'eine nur „unerhebliche Minderung“ i..S. von $ 459 I2 BGB 


= handeln. Die Abweichung von der technischen Norm stellt also 


mangels Zusicherung einen Gewährleistungsmangel gemäß 


- &459 1,1 BGB nur danlı dar, wenn die betreffende technische 


Vorschrift sich als nie Regel der Technik“ auch im 


Verkehr durchgesetzt hat. Das ist Auch wichtig für die Fälle, in 


 , denen nicht eine Übereinstimmung mit den jeweils geltenden 
technischen Vorschriften zugesichert war und diese sich zwi- 


Ze schen Vertragsabschluß und dem für den Gewährleistungs- 
. mangel entscheidenden Zeitpunkt, dem nämlich des Gefahr- 
 “übergangs, geändert haben. Hier können die neuen technischen 


Vorschriften einen Gewährleistungsmangel nur dann begrün- 


3 . den, wenn sie als die maßgebenden Regeln der Technik bötelts 


allgemein anerkannt sind. 


Ist der Käufer ein Letztabnehmer von Energieverbrauchs- 
geräten, so kommt als „Fehler“ der Kaufsache i. S. von $ 4591 
BGB in erster Linie eine dem Käufer etwa drohende Haftung 


- aus Vertrag oder Delikt in Frage. Soweit die Abweichung von 


‚der ehälsehen Norm die Unfallgefaht zwar erhöht, Hose Er- 


 höhung aber nur geringfügig ist, wird man zwischen Käufer- 


 kategotien unterscheiden müssen: Bei einem Privatmann als 


Käufer spielt das Haftungsproblem eine weitaus geringere 
"Rolle als etwa bei einem Unternehmer, der der Verhütung von 


"Unfällen besondere Aufmerksamkeit widmen muß. Für ihn 
kann, wenn sein Gerät nicht der technischen Norm i. S. von 


£ Ss 13 II EnWG entspricht, darin durchaus eine wesentliche Be- 
 einträchtigung der Brauchbarkeit der Kaufsache liegen, und 


zwar selbst dann, wenn ihm im Prozeß nur eine Umkehrung der 
‘ Beweislast droht. Gemäß $ 460 Satz 2 BGB ist indes zu prüfen, 


"ob der Käufer nicht seinerseits grob fahrlässig handelt, wenn er 


nicht schon bei der Bestellung die Übereinstimmung des Geräts 


‚mit. den maßgebenden technischen Vorschriften prüft. Beson- 


dere Bedeutung können die Zusammenhänge sc 
Wahtkennekpiche und technischen Vorschriften bei dem 
zug von Energiegeräten aus dem Ausland haben. i 


b) Innerhalb eines Energieversorgungsvertrages stellt si 
das Problem der technischen Vorschriften auf der Grundl 
der AVB bzw. der entsprechenden Allgemeinen Geschäfts! 
dingungen für Sonderabnehmer. Hier interessieren vor. all 
Hechiskätelker und Rechtsfolgen der sog. „Abnahme“ 5 
Verbraucheranlagen durch das EVU. Die in Ziff. V AVBa 
dergelegte Befugnis des EVU, Abnehmeranlagen ih 
Insalladon und en später jederzeit zu überprüfen, begrüne 
anerkanntermaßen keine entsprechende Prüfungspflicht, so« 
das EVU aus einer unterlassenen Überwachung nicht belan 
werden kann. Das gleiche gilt für Schäden, die auf 
Mängeln beruhen, dies der Abnehmer, öbwahl das EVU 
beanstandet hat, nicht einwandfrei beseitigt; denn er kannn 
aus seinem eigenen Verstoß gegen die Versorgungsbedingu 
gen einen Brsdanspruch gegen das EVU herleiten (etwai 
Anäpenche geschädigter Dritter würden nicht auf Eu 
ruhen). Auch der weitere Fall, daß das EVU bei einer Prü 
einen Fehler nicht entdeckt, öbgleich er bei sorgfältiger Pi 
fung hätte entdeckt werden müssen, löst sich verhältnis näl 
Etiach nach Ziff. V 8 AVB. Die rechgliche Bedeutung die 
Klausel ist nach Ansicht des Referenten nicht die ie F 
zeichnung, sondern die einer Klarstellung, daß die Befugni 
gem. Zik. V AVB ausschließlich der Wahrnehmung eiget 
Interessen des EVU dienen, gas allein den Umfang der K 
trollen bestimmt. > Si 


Anders stellt sich die Rechtslage ke wenn das EVU & 
später Schaden stiftenden. Fehler zwar festgestellt, ihn « 
Abnehmer aber nicht angezeigt hat. Hier dürfte zumindes 
Mösglichkeit einer Heine en EVU grundsätzlich zu Io 
sein; denn innerhalb des Versorgungsverttabes muß der T: 
gedanke dazu führen, eine Mitteilungspflicht ‚dann zu bejah 
wenn der fachkundige Vertragspartner einen für den anc 
Vertragspartner, der Laie ist, gefahrendrohenden Zustand. 
kannt hat. Von dieser Trenepiche für die Kauf- und Mietrei 
Parallelen bieten, dürfte Ziff. V8 AVB das EVU nicht befre 
Auch der Eirtwand, der prüfende Angestellte des EVU ‚seini 
dessen Biere ehile i.'S. des $ 278 BGB, ist ein Sche 
argument; wenn "nämlich eine Mitteilungspflicht besteht, 
auch der Angestellte, der eine Anlage überprüft, in die Erf 


Jung dieser Pflicht eingeschaltet. Daraus folgt, daß das E\ 


en festgestellten Verstoß gegen die öchnischen Vorschrif 


den Abnehmer uhverzüglich mitteilen muß. Bei einer akut 


Gefahrenlage wird man, wie auch Burze dies fordert'), das E\ 
darüber hirasis für werpflichtei halten müssen, den Anschlul 


verweigern oder die Versorgung zu unterbrechen. & 


Die in Konzessionsverträgen noch weithin formularmäl 


“übliche Bestimmung, das EyU sei zur Ausführung seiner 4 


lagen „nach den jeweils maßgebenden technischen Vorschei 
verpflichtet, ist praktisch kaum mehr bedeutsam. Eine Pfli 
des EVU, früher errichtete Anlagen auf neue technische Norm 
umzustellen, bevor ihre Tebensdauer: erschöpft ist, kann m 
ihr nicht entiehnien, Die weitere Frage, ob darin ein dritt 
günstigender Vertrag zugunsten jener Einwohner der Geme 
de enthalten sei, die nicht schon durch Versorgungsvertti 
mit dem EVU Terbinden sind, ist in Anbetracht von $ 
RHaftpflG ebenfalls wohl nicht von akutem Interesse, Imm 
hin sei daran erinnert, daß das Reichsgericht in einer Entsch 
dung aus dem Jahr 1942 einer Gemeinde das Recht zuerkat 
hat, gewissermaßen als 'Treuhänderin ihrer Bürger schail 
ersatz im Dritt-Interesse zu liquidieren (RGZ 170, 246). 


Aupkrertiagliche aeakeiarberande ü 


a) Hier ist zunächst von $ 1a RHaftpflG auszugehen. Nur 
zweite der beiden dort genannten Tatbestandsgruppen ist € 
schlägig; für sie wird dr Merkmal der Ordnungsmäßigl 
einer Energieanlage, das über den Eintritt der Gefährdun 
haftung entscheidet, wie folgt bestimmt: „Ordnungsmäßig 
eine Anlage, solange sie den anerkannten Regel RE Tec 


1) Blekerizitätswirtschaft Bd. 58 ee S. 389° 
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ehr und Aiserscher ist“ (Ss 1a 13 RHaftpflG). Hierzu 
die Meinung vertreten, Ordnungsmäßigkeit sei stets dann 
yen, wenn die (unwerschrte) Anlage den VDE-oder DVGW- 
nmungen entspreche. Dem wird man folgen müssen; 
$ 1a I 2 RHaftpflG ist — im Gegensatz zu $1aI1 — 
‚ein Fall echter Gefährdungshaftung, sondern eine Haf- 
auf Grund unwiderleglich vermuteten Verschuldens bei 
richtung und Unterhaltung der Anlage. Auch dann ent- 
die Haftung, wenn die technischen Bestimmungen sich 
irrichtung der Anlage geändert haben. Für die Ordnungs- 
gkeit muß es genügen, daß die zur Zeit der Firichtung 
‚eblichen erhaischeh Vorschriften befolgt worden sind, 
;päter ein Unterhaltungsfehler nicht unterlaufen und die 
ze zur Zeit.der Schädigung nicht versehtt ist. 


Allgemein für die außervertraglichen Tatbestände bedeut- 
st die Frage: Läßt sich sagen, daß die Beachtung der an- 
ınten Regeln der Technik die Rechtswidrigkeit eines 
altens ausschließe? In einer zu $ 831 BGB ergangenen 
-heidung hat der. Große Zivilsenat des BGH bekanntlich 
:sprochen, daß das verkehrsrichtige (ordnungsgemäße) 
alten des Verrichtungsgehilfen die Rechtswidtigkeit einer 
‚nen- oder Sachbeschädigung im Straßen- oder Eisenbahn- 
hr ausschließe, wobei die Beweislast für die Verkehrs- 
gkeit allerdings der Geschäftsherr trage?). Der Referent 
es für zu weitgehend, wollte man diesen einstweilen auf 
Verkehrsrecht beschränkten Grundsatz auf das Energie- 
‚ausdehnen, etwa in dem Sinne, daß eine von einer Ener- 
lage ausgehende Schädigung dann nicht rechtswidrig sei, 
ı der Verrichtungsgehilfe des EVU bei ihrer Errichtung, 
ıng oder Unterhaltung die anerkannten Regeln der Tech- 
eachtet habe. Angesichts des Tempos der technischen Ent- 


lung erscheint es nämlich unmöglich, für alle technischen | 


leme des Einzelfalls mit seinen jeweils besonderen örtlichen, 
tischen und geologischen Bedingungen vorweg in tech- 
en Normen und Richtlinien vorzusorgen. Nach dem Be- 
ß des BGH aber entfällt die Widerrechtlichkeit selbst dann, 
‚nach der konkreten Sachlage einmal ein mehr als nur der 
chrift entsprechendes Verhalten geboten war. Damit wird 
pielraum verantwortlichen Handelns des einzelnen sicht- 
ingeengt. In unserem Zusammenhang sollte man lieber an 
\uffassung festhalten, daß eine den VDE- oder DVGW- 
hriften entsprechende Behandlung von Energieanlagen 
im Rahmen des $ 831 BGB prima facie zur Entlastung 
icht. 


Die Rechtsprechung hat in den letzten Jahren die Tatbe- 
e außervertraglicher Haftung erheblich erweitert, so z.B. 
er Grundlage der Allgemeinen Verkehtssicherungspflicht 
Jesonderer Verkehrssicherungspflichten. Sie wirken sich 
auf die haftungsrechtliche Bedeutung technischer Vor- 
ten im Energierecht aus. Der Hersteller oder Ausbesserer 
maschinellen Geräts ist für verpflichtet gehalten worden, 
den Grundsätzen des Rechts der unerlaubten Handlung 
en Schaden aufzukommen, der infolge von technischen 
tn oder Materialmängeln entsteht?). Die Parallele zur Haf- 
eines Installateurs für .die nicht sachgemäß ausgeführte 
ratur einer Energieanlage liegt auf der Hand. In der 
slehre ist weiter der Grundsatz entwickelt worden, daß 
‚der in einer für den allgemeinen Verkehr bestimmten Tä- 
t hervortritt, die eine besondere Sachkunde oder Fürsorge 
lert, und der diese demgemäß zu versprechen scheint, für 
utch Mangel an Sachkunde oder Sorgfalt hervorgerufenen 
len einzustehen habe. Man denke z.B. an den Fall eines 
rohändlers, der noch Geräte in den Verkehr bringt, deren 
ügende Sicherheit inzwischen zu einer Änderung der ein- 
jigen technischen Bestimmungen geführt hat. Ihm wird 
da er als Fachhändler das besondere Vertrauen des Publi- 
‚für sich in Anspruch nimmt, selbst die Unkenntnis der 
rung nicht als Entlastung anrechnen, sofern es sich nicht 
ım eine erst kürzlich vorgenommene, auf neuesten Erfah- 
n beruhende Änderung; handelt. 
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d) Noch erheblich weiter würde der Haftungsrahmen ge- 
steckt, wenn die technischen Vorschriften der zwei maßgeben- 
den Verbände ipso facto als Schutzgesetz i.8. von $ 823 II 
BGB anzusehen wären. Das wird allerdings nur vereinzelt ver- 
treten und ist in dieser Allgemeinheit auch nicht haltbar; denn, 
einmal kann ein Normenwerk als ganzes niemals ne Kr 
sein, und zweitens fehlt es den technischen Vorschriften als sol- . ae 
Eh an dem Charakter als Rechtsnorm. Soweit sie in Rechts- _ 
verordnungen wie bau- oder gewerbepolizeiliche Vorschriften - Hr 
eingegangen sind, können sie fraglos Schutzgesetz sein. Frei- = GR 
lich kommen immer nur einzelne Bestimmungen als Schutzge-_ Fr 
setze in Betracht. Fraglich ist der Schutzgesetzcharakter von 
Ziff. V1 AVB; diese Rechtsvorschrift könnte immerhinsover- 
standen werden, daß sie den Schutz aller der Personen be- 
zwecke, die mit den betreffenden Energieverbtauchsgeräten 
zu tun haben 


Umstritten, aber nach Ansicht des Referenten zu bejahen, ist 
die Schutzgesetzeigenschaft von Unfallverhütungsvorschriften. - 
Hingegen kann man die Normenwerke der beiden Verbände 
nicht schon auf Grund des$ 13 ITEnWG i.V. mit $1der2.und 
$1der4.DVO als Rechtsnormenbetrachten. Für die VDE-Vor- . 
schriften ist das wohl nicht zweifelhaft, weil $1der 2. DVOdeut- 
lich erkennen läßt, daß damit nur die tatsächliche Überein- 
stimmung der VDE-Vorschriften mit den „anerkannten Re- 
geln der Technik“ klargestelltwerden soll; $ 1 schließt also nicht 
aus, daß auch eine von VDE-Vorschriften abweichende Aus- 
führung technisch ordnungsgemäß sein kann. Bei den Vor- 
schriften des DVGW erschwert das in $ 1 der 4. DVO normierte - 
Erfordernis besonderer „Genehmigung“ die rechtliche Beur- 
teilung. Obwohl die Genehmigung keine Rechtsverordnung, 
sondern Verwaltungsakt ist, könnte die Meinung auFkone : 
daß die genehmigende Behörde den technischen Vorschriften _ 
die Verbindlichkeit eines Schutzgesetzes habe beilegen wollen, 
Der Referent hielt es für zweckmäßig, bei den zuständigen Lan- 
desbehörden auf eine Fassung des Genehmigungsvermerks 
hinzuwirken, der völlig außer Ze setzt, daß die Genehmi =. 
gung keine änd&x Bedeutung als die einer Feststellung tatsäch- 
licher Übereinstimmung mit den anerkannten Regeln der Gas- - 
technik hat. — In der Frage der Schutzgesetze wie auch sonst 
sollte man jedenfalls besareh: sein zu: Trade daß techni- nr 
sche a aneeh in einer Weise rechtlich erstarren, dieeigen- 
verantwortlichen Entscheidungen nicht mehr zuließe. IrE 


x 


In der Diskussion brachten die Teilnehmer am Kollo- _ 
quium zahlreiche Beispiele bei, die die praktische Bedeutung 
der im Referat behandelten Probleme unterstrichen. An recht- 
lichen Gesichtspunkten wurden sowohl solche erörtert, die für 
vertragliche und außervertragliche Haftung gleichermaßen 
wichtig sind (alte Anlagen, Sorgfaltsmaßstab), als auch Fragen, 
die besonders die Haftung aus dem Versorgungsvertrag oder | 
aus unerlaubter Handidas: betreffen. 


Lebhaft wurde die Frage behandelt, ob-und wann alte Ener- 
gieanlagen neuen hnischen Bestimmungen anzupassen seien. 
Als Kriterium hierfür wurde der Gesichtspunkt der Betriebs- OR: 
bewährung vorgeschlagen. Ein Redner wies daraufhin, daßeine - 
alte Anlage jedenfalls dank umzustellen sei, wenn von ihr an- _ 
dernfalls eine akute Gefahr für Leib und Leben oder eine akute 
Brandgefahr ausgehe. Zweifelhaft erschien einem Teilnehmer 
die Rechtslage im Fall einer inzwischen verbotenen Abnehmer-, 
anlage, die nach den zur Zeit ihrer Errichtung geltenden Be- 
stimmungen zwar erlaubt, aber ‚zu vermeiden‘ gewesen war. Ss: 


Bedeutet die Beachtung der maßgebenden technischen Vor- _ 
schriften stets auch die Wahrung derith Verkehr erforderlichen, was 
Sorgfalt ($ 276 I BGB)? Der Referent führte hierzu aus, dß 
eineschematische Entsprechung nicht in Betracht Komme. Ab- 
geschen davon, daß die technischen Vorschriften nicht Rechts- 
norm seien, könnten sie nie alle denkbaren Fälle regeln. Ihrer- 
Beobachtung könne daher immer nur ein Hinweis auf dsFeh- 
len einer Fahrlässigkeit entnommen werden, möge sich beides Bi: 


praktisch auch in den meisten Fällen decken. Ne 
Zu V 8 AVB wurde der Ansicht des Referenten widerspröo ..° 
chen, daß es sich hier nicht um eine echte Freizeichnungsklau AR 


je % WM - >, 75 gi nn. N 
v Pi d et » Ar .‘ r 
o u 


108 


sel handele. Für die EVU, so wurde geltend gemacht, sei es 
praktisch so schwierig, technische Mängel an Abnehmeranla- 
gen festzustellen, daß nur ein Festhalten am echten Freizeich- 
nungscharakter der Bestimmung eine Gewähr gegen dem EVU 
nicht zumutbare Haftpflichtansprüche biete. Das schließe, wie 
_ ein anderer Redner feststellte, nicht aus, daß ein Versorgungs- 
‚unternehmen im Einzelfall dann ersatzpflichtig sei, wenn ein 
. entdeckter Fehler nicht gemeldet worden sei und einen Scha- 
den verursacht habe; diese Haftung des EVU folge dann aus 
positiver Vertragsverletzung, nicht aus einem Verstoß gegen 
die AVB. Deren Abschn. V vielmehr befuge das EVU zu Prü- 
fungen allein im eigenen Interesse, so daß, wie weiter hervorge- 
hoben wurde, der Prüfer des EVU sich auch auf die Kontrolle 
ER, ee Teile der Abnehmeranlage beschränken dürfe. 


Ein anderer Sprecher meinte, auf Grund der Prüfung von 
 Abnehmeranlagen könne das Versorgungsunteräehmen unter 
Umständen nicht nur aus dem Versorgungsvertrag, sondern 
. aus unerlaubter Handlung auch Dritten gegenüber ersatzpflich- 
tig werden, denen gegenüber Rechtspflichten aus vorangegan- 
.  genem Tun bestünden. Dem entgegnete der Referent, daß eine 
u Solche Rechtspflicht Dritten gegenüber nicht gegeben sei; es 

bleibe nur die Möglichkeit, auf die im Vortrag dargelegten all- 
einäinch Ener agen zurückzugreifen, etwa die, daß 
cn sich besonderer Sachkunde rühme, womit die Delikts- 
 haftung. allerdings bedenklich ausgeweitet würde. 


Zur Frage der Schutzgesetzeigenschaft technischer Vor- 
er schriften wurde die Ansicht geäußert, daß $ 823 II BGB einen 
R y Verstoß gegen ein zwingendes, allgemein verbindliches Verbot 
 erfordere. Die VDE-Vorschriften und auch andere technische 
ns "Richtlinien müßten hier ausscheiden, da sie nicht Rechtsnor- 
men seien. Mitähnlicher Beerunduns. wandte ein weiterer Red- 
ner sich dagegen, den vom BGH wickeien Grundsatz des 
a sr kneknigen Verhaltens auf die technischen Vorschriften 
IN . der Energiewirtschaft zu übertragen; denn der Ausschluß der 
-Widerrechtlichkeit orientiere sich <bentlls an der Befolgung 
zwingender Rechtsvotschriften des Verkehrsrechts, zu denen 


 ‚diein der Energieversorgung zu beachtenden technischen Vor- 
schriften keine Parälleie böten. FH. Schüler-Springorum 
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_ Argentinisches Elektrizitätsgesetz 


Ein Elektrizitätsgesetz gab es bisher in Argentinien nicht. 
Die Regierung hat jetzt dem Parlament den Er wuet eines ent- 
sprechenden Gesetzes vorgelegt. Es legt i im einzelnen die DE 


Ausnutzung der aus Wasserkraft- und Wärmekraftanlagen ge- 
en wonnenen Energie erteilt werden sollen. Der Staat u wie 
die Neue Zürcher Zeitung kürzlich meldete, ein ziemlich weit- 
ende Aufsichtsrecht über die sich in öffentlicher Hand be- 


£: Zur Durchführung des Gesetzes soll ein „Bundesrat für elek- 
3 in ke ins Leben gerufen und dem SEAISEISE EIER 


un 


ook CE seinen Einnahmen, zu een U.2. BR ein nee 
von 0,1 Peso je verkaufte kWh beitragen soll, sollen 80 v.H. 


verwendet und 20 v.H. dem Elektrizitätsentwicklungsfonds 
der Provinzen- und Gemeindeverwaltungen zur Verfügung ge- 
stellt werden. 


Zu den Aufgaben der Regierung gehören nach dem Entwurf 
auch die Festsetzung der Elektrizitätstarife auf Grund der Ge- 
. stehungskosten und die Regelung der Stromein- und -ausfuhr. 
Die Äußerung der Dia sehattiehen Elektrizitätsindustrie 
zu dem Entwurf steht noch aus. Nach einer VWD-Meldung 
‚aus Buenos Aires vom 2. Februar 1960 wird er übrigens auch 
von den Provinzialregierungen wegen seiner Zentralistischen 
"Ausrichtung lebhaft keltisiert, Nach den in dem Gesetz vorge- 
sehenen Bestimmungen würde die Entscheidung über Aue 
. Duschführung von Kraftwerkprojekten letzten Be immer 
bei der Bundesregierung liegen, wogegen die Provinzialregie- 
Be rungen ihr Serlassunp&maßikes Selbsthestimmungsrecht ER 
0.0. tend machen. Überdies befürchtet man, daß Buenos Aires bei 
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dem Ausbau der Stromversorgung bevorzugt bekandan 
die dortige Wirtschaftskonzentration noch weiter verstäf 
wird. 


Auf staatlicher Seite wird die Zentralisierung des Energ 
wesens damit begründet, daß die für Großprojekte erforder 
chen Mittel im allgemeinen doch nur von der Bundesregieru 
aufgebracht ae könnten. Da allerdings auch hier zur 
die Finanzierungsmittel für solche Zwecke sehr knapp siı 
hält man es für möglich, daß sich bei den argentinischen 
gieplänen auch noch privatwirtschaftliche Interessen einsc 
werden. Der Gesetzentwurf sieht, wie erwähnt, die Möglic 
der Konzessionserteilung vor, so daß man offenbar an eine 
teiligung privaten — vornehmlich ausländischen — Kapit 
denkt. 


DK 791.43.05::659.2:621.3 > 
Grundsätze und Möglichkeiten der 
Public Relations 


Die dafür gebräuchlichen deutschen Worte „Pflege der 
ziehungen zur Öffentlichkeit‘‘ oder ‚„Vertrauenswerbung‘d 
ten zwar wesentliche Aufgaben an, umreißen sie aber 
nicht in vollem Umfang. Man kann vielleicht so sagen: 
Relations sollen ‚auf der Grundlage von Wahrhaftigkeit u 
Aufrichtigkeit das Verständnis zwischen den Menschen sche fi 
und fördern“. 


Um den Public Relations-Gedanken zu klären, den E 
tungsaustausch zu pflegen und dem Nachwuchs beratend 
Seite zu stehen, wurde Anfang Dezember 1958 die Deutsc 
Public-Relations-Gesellschaft (DPRG) gegründet. Ihrer erst 
gemeinsam mit dem Haus der Technik, Essen, am 5. Mai 19 
durchgeführten Tagung über das Gesamtthema ‚Public Re 
tions als Aufgabe der Industrie“ folgte am 11. Dezember 1 
in Frankfurt am Main eine Vortragsveranstaltung, in der; 
Zusammenhänge zwischen Public Relations und Indust 
Presse und Film näher untersucht wurden. Für die Vortt 
hatten sich Dr. Hans C. Boden, Vorsitzer des Vorstandes ı 
AEG (Industrie), Dr. Sven von Müller, zweiter Vorsitzender‘ 
veranstaltenden Gesellschaft (Presse), und Dr.-Ing. Fried 
Mörtzsch, Vorsitzender der Arbeitsgruppe „Industrie- 3 
Dokumentarfilm“ im BDI (Film), zur Verfügung gestellt. 

Die Tagung stand unter der Leitung des ersten Vorsitz 
den des Vorstands der Deutschen Public-Relations-Ges 
schaft, Prof. Dr. C'. Hundhausen, Essen. Ein Bericht ersche 
voraussichtlich in der im Juni 1959 begonnenen Schriftenre 
der Gesellschaft (Nr. 1 enthielt den Wortlaut der En 
träge). 

Eine det wichtigsten Aufgaben der DPRG ist, dem Zuge 
Zeit folgend, die Aueklarune und Unterricheime der b 
Öffentlichkeit über alle Fagen wirtschaftlicher und industfi 
ler Art. Der Film hat sich als eines der besten Information 
tel erwiesen!). Nach dem Krieg sind in Deutschland rd. ‘ 
Industriefilme erschienen, et im Jahr 1959 etwa 200 Fil 
und in den beiden Torherschenden Jahren etwa je 180. 1 
Mörtzsch führte zwei preisgekrönte Filme vor: Der erste, 
Auftrag der Badischen Anilin- und Sodafabriken, Ludwi 5 
fen, von der Gesellschaft für bildende Filme, München, he 
stellte Film „Das magische Band‘ schildert in ganz her 
gender Weise die Entwicklung des Tonbandes bis zu den 
dernsten Anwendungsgebieten wie Flugsicherung, Buchu 
maschinen oder als Befehlsgeber für automatische Maschi 
Als letzte Entwicklung ist die elektrische Aufzeichnun 
Magnetband dargestellt. Der zweite, in die Gruppe der a 
meinen Information gehörende Film „Form und Funktic 
wurde im Auftrag der ARG gedreht und zeigt in Gegenüb 
stellungen „alt“ und „neu“ die Entwicklung der Du 
Formgebung in den letzten 50 Jahren. 


Neben diesen beiden Filmen verdient ein weiterer besond 
Erwähnung, der von der Filmbeurteilungsstelle der Länder! 


1) DER neue FILM, eine der großen Filmfachzeitungen imBu 
gebiet, gibt seit dem November 1959 eine Sonderbeilage „‚Indu t 
film — Wirtschaftsfilm — Dokumentarfilm“ heraus, die zweimal t 
natlich erscheint 
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Prädikat „besonders wertvoll“ ausgezeichnet wurde und 
ı Titel voll verdient. Es handelt sich um den auf einer 
erveranstaltung für die Presse am 10. Dezember 1959 in 
Kart am Main vorgeführten, von der Gesellschaft für bil- 
® Filme, München, gestalteten Dokumentarfilm des Hau- 


en „Lmpuls unseter Zeit‘, der das Phänomen Elektro- 
ik in repräsentativer Form darstellt. Der Film verwendet 
‚ellungsformen, die bisher nicht möglich oder zumindest 
a waren. Die Fahrt durch eine arbeitende Fernschteib- 
ine, die das Zusammenwirken von vielen hunderten von 
teilen zeigt, ist ein kleines Wunderwerk an Mechanik und 
sion. Der Versuch, Elektronenströme sichtbar zu machen, 
EB: zum erstenmal gehunpen, Man sieht in einer Aufnahme, 
inerhalb eines Elektronenmikroskops entstand, wie Elek- 
2 aus der Oberfläche einer Kathode herauusgeschleudert 
en. Auf ähnliche Weise entstand eine Szene, die zum er- 
Male die Umwandlung von Kristallmolekülen miterleben 
Andere Aufnahmen zeigen Fertigungsvorgänge, die an 
tenze zwischen Physik und Chemie stehen: Die Verarbei- 
‚von Quarzen, mit denen elektrische Schwingungen höch- 
Zonstanz erzeugt werden; die Gewinnung von Halbleiter- 
ı und ihre Terarbeiing zu winzigen Trankkore, die 
"in der Serienfertigung unter der Lupe zusammengesetzt 
en, \ 
chi in der Vertonung geht der Film „Impuls unserer Zeit“ 
ie Wege: Elektronische Klänge begleiten den Bildstreifen, 


ge, die in der Erzeugung wie in der Wirkung auf Ss 


ws der modernen Nachrichtentechnik gewonnenen Er- 
nisse etwas völlig Neues darstellen. 


3} neben Fernsehen, Rundfunk und Film auch der Buch- 
‚einige Worte mitzusprechen hat, wenn sie in ansprechen- 
nd gefälliger Form dargeboten werden, beweist eine kürz- 
von der Vereinigte Blu kizikiteweeke Mestalen AG her- 
gebene Schrift mit dem Titel „Energie“. Die VEW ha- 
iiermit den sehr begrüßenswerten Versuch unternommen, 
ı neuen Weg in der Vertrauenswerbung zu bescheeiten: 
e, allgemein gehaltene Texte wecken das Interesse des 
ts für die Energieversorgung an Hand von ganz- und 
elseitigen Bildern, auf deren Qualität besonderer Wert ge- 
worden ist. Bild und Text zeigen zur Verdeutlichung der 
meinen Aussagenspezielle Beispiele aus dem VEW-Bereich. 
hnik im Bild‘ ist manchmal eine wirksamere Unterrich- 
des Betrachters als ein gelehrtes Buch. K. 


1.2:659.2:621.31(73) 
lic-Relations-Fragen über die 
ktrizitätswirtschaft der USA 


elften Male gibt das Edison Electric Institute, New 
‚eine kleine Broschüre heraus, in der nach dem Stand vom 
58 eine Reihe von Fragen kurz beantwortet wird. Es 
t sich um Fragen, die immer wieder von Einzelpersonen 
BE aisstionen oder Institutionen gestellt werden, und 
1 Beantwortung einen allgemeinen Überblick über die 
tdnungen in der amerikanischen Eilcktrizitätsversor- 
eben soll. Die Broschüre ist ein gutes Beispiel für Public 
(ons, indem sie die an sich nüchternen statistischen Zahlen 
Frage- und Antwortspiel mit allgemeinverständlichen 
en kleidet. 
eben die USA in der Weltproduktion von elektrischem Strom? 


ohl die USA nur 6 v.H. der Weltbevölkerung umfassen, 
len auf das Land im Jahr 1958 rd. 38,7 v.H. der Strom- 
ktion der Welt; das sind rd. 724,0 Mrd kWh vor der 
SR mit 232,8 Mrd kWh (12,4 v.H.), dem Vereinigten Kö- 
ich mit 113,1 Mrd kWh (6,0 v.H.), Kanada mit 96,74 Mrd 
‚(5,2 v.H.) und der Bundesrepublik Deutschland mit 94,2 
kWh (5,0 v.H.). Der Verbrauch je Kopf der Bevölkerung 
gin den USA rd. 4140 kWh, in der UdSSR rd. 1115 kWh. 
je rasch wachsen Erzeugung und Leistung? 
58 stieg die installierte Leistung auf 149,45 Mio kW. Der 
ıchs gegenüber dem Vorjahr von 14 Mio kW ist der bisher 
te in der Geschichte der Elektrizitätsversorgung der USA. 


Mio $ BEN sind baureif; drei von ihnen sind Bee abg ge-. 
‚schlossen. 
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(Der Zuwachs im Jahr 1959 wird auf 14,3 Mio kW geschätzt.) 
Der Leistung von 149,45 Mio kW stehen 644,76 Mio für die 
öffentliche Versorgung erzeugte kWh gegenüber. Die entspre- 
chenden Zahlen für das Jahr 1938 lauten 113,8 Mrd kWh und 
37,5 Mio kW, für das Jahr 1948 282,7 Mrd kWh und 57, 3kW. 
Rür 1959 wird eine Erzeugung von rd. 695 Mrd kWh (öffent- ps 
liche Versorgung) erwartet. Die installierte Leistung für 1958 
verteilt sich mit 75,8 v.H. auf die privaten EVU, mit 0,7v.H. 
auf Genossenschaften und mit 23,5 v.H. auf Bundes-, Landes- f 
und kommunale Unternehmen. Etwa die gleichen Anteile gel 

ten auch für die Stromerzeugung (644,76 Mio kWh). 


3.W Br = sichten en ‚für die nächsten RA ? 


Jahre liegen bereits Projekte für mehr als 22 Mio kW neu in- 
Kalkiärter Leistung vor. Um einen geschätzten Bedarf von über 
1300 Mrd kWh im Jahr 1968 decken zu können, müssen von 
1960 bis 1968 jährlich im Mittel rd. 20 Mio kW hinzukommen; 
damit würde 1968 eine installierte Leistung von über 290 Mio 
kW gegenüber 149 Mio kW im Jahr 1958 vorhanden sein. _ = 


; ' i 
4. Wie sieht es mit der Finanzierung des Banprogrammsans? 


Die privaten EVU haben in den letzten 25 Jahren 39,2 Mrd £, 
für den Bau von Versorgungsanlagen ausgegeben. Von diesem‘ # 
Betrag entfallen rd. 29 Mrd $ auf die Zeit von 1950 bis 1959, 
Die 1959 ausgeworfene Summe von 3,56 Mrd $ (1958: 3, 76 
Mrd $) yerteilt sich mit 1,6 Mrd $ auf Erzeugungsanlagen, 
617 Mio $ auf Übertragungsanlagen, 1,19 Mrd $ auf Vertei 
lungsanlagen und 155 Mio $ auf Sonstiges. 


5. Wie verhalten sich diese Ausgaben zu denen anderer Wirtschafts“ Ir 
zweige? ee 


Die unter Punkt 4 aufgeführten Aufwendungen von. 3,50 
Mrd $ sind höher als 1957, ‚ während sich in 98 Gesamtheit der 


17, Br v.H. bei den Ausgaben für. neue Anlagen Eu. Es y 
Die 3,76 Mrd $ für 1958 NE 12 > Vv. H. der Gesal 


gewendet, die Eisenbahnen 754 Mio $, die Papier- Yen G Pappe 
ndshnie 578 Mio $, die Kraftfahrzeug- und -ausrüstungsindu- 
strie 558 Mio $ und die Ecktrotechnik (elektrische Bra 
nebst Ausrüstung) 459 Mio $. 


6. Strom aus Kernspaltung? FAR Ri 


Die USA haben zwar große Vorräte an verhältnismäßig ash ei 20 
ligen Brennstoffen, aber sie sind nicht unerschöpflich. Destät BRAlR: 
kan es bei dem steigenden Energiebedarf eines Tages wün 
schenswert sein, über eine neue Energiequelle — die Kernener 
gie — zu verfügen, die billigere Brennstoffkosten gewährlei- 
stet, als sie in vielen Teilen des Landes bei konventioneller 
Energieerzeugung aufgewendet werden müssen. Im Juni 1959 
waren 131 Elektrizitätsgesellschaften an mehr als 27 Projekten 
beteiligt. 16 Projekte, die einen Aufwand von mehr als 570 


7. Wie Bi ar sich der Fe, von elektrischem Strom? 


Mrd kWh). Für 1959 wird ein Verkauf von 618 Mrd Wh er- Gr 
wartet. Die Steigerung des Haushaltstromabsatzes betrug 1958 
rd. 8,2 v.H. gegenüber dem Vorjahr. Mit einem Zuwachs von 
rd. 1 Mio stieg die Zahl der Letztverbraucher 1958 auf über 
56 Mio. Hiervon sind 85,0 v.H. Tarifabnehmer, 11,2 v.H. 
entfallen auf Handel und Handwerk, 0,6v.H.aufdas Gewerbet) Ya 
und 3,2 v.H. auf sonstige Abnehmer. 1 Dr 


&. Wer verbraucht wieviel? 


Von den 569,2 Mrd kWh (siehe Punkt 7) wurden 275,0 VEN 
kWh an die Industrie (48 v.H.), 159,1 Mrd kWh an Haushal- 
abnehmer (28 v.H.), 101,2 Mrd kWh an gewerbliche Ver- as 


Y) Die Bezeichnung „Gewerbe“ umfaßt entsprechend dem bei un- 
serem Statistischen Bundesamt üblichen Sprachgebrauch die Zweige 
Handwerk und Industrie 
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- braucher (18 v.H.) und 33,9 Mrd kWh an Sonstige (Bahnen, 


Fernstraßen und Straßenbeleuchtung u.a.) verkauft (6 v.H.). 
Obwohl die industriellen Abnehmer nur mit weniger als1 v.H. 
an der Gesamtzahl der Abnehmer beteiligt sind (siehe Punkt 7), 
war ihr Verbrauch um 73 v.H. größer als der der Tarifabneh- 
merundrd. 172 v.H. höher als der Verbrauch der gewerblichen 
Abnehmer. Die Tarifabnehmer konnten in der Zeit von 1948 
bis 1958 ihren Verbrauch verdreifachen und ihren Anteil am 
Gesamtverkauf von kWh von 21 v.H. auf die genannten 28v.H. 


steigern. 
2.9. Was kostet die Haushalt-RW’h? 


Während die je Haushalt verbrauchte Menge von im Mittel 
1563 kWh im Jahr 1948 auf 3366 kWh im Jahr 1958 stieg, ging 
im gleichen Zeitabschnitt der mittlere Preis für die kWh von 
3,01 cts auf 2,53 cts zurück. Die Jahresstromverbrauchsrech- 
nung betrug 1958 je Haushalt rd. 85,2 $. Seit 1933 ist der Strom- 
verbrauch um das 5,5fache (von 600 auf 3366 kWh), die Jahres- 


rechnung nur um das 2,5fache (von 33,1 auf 85,2 $) gestiegen. 


10. Welche Geräte arbeiten für die US- Familie? 
Die meisten Haushalte haben mindestens 12 verschiedene, 


- 5 manche bis zu 20 Geräte. 43 Mio Familien haben sich seit 1948 


ein Fernsehgerät zugelegt. Ende 1958 verfügten 49,2 Mio Haus- 


halte (1948: 37,6) über Rundfunk, 48,2 Mio (27,0) über Kühl- 
 ..schränke, 44,9 Mio (23,7) über eine elektrische Waschmaschine, 
44,0 Mio (32,0) über el. Bügeleisen, 35,0 Mio (18,2) über Staub- 


‚sauger, 16,7 Mio (5,8) über den Elektroherd. In 5,7 Mio Haus- 


KRS halten ist eine Klimaanlage anzutreften. \_ 


Mr 


© 11. Wie verhalten sich die Ausgaben für Stromverbrauch zum Polens: 


 haltungsindex ? 


haltungsindex um 23,5 Punkte; er lag damit um 3, 3 Punkte über 
"dem Wert von 1957. Der Blektrizieitsinder stieg nur auf 
108,2 v.H. (1,3 Punkte über dem Votjahr liegend). 1957 gab 


‘ der Amerikaner 21,8 v.H. des er Terbrauchere et 


koömmens für Lebensmittel aus, 8,1 v.H. für Kleidung und 


- Schuhzeug, aber nur 1,3 v.H. für elektrischen Strom. 
2 a Welchen Verbrauch hat die Landwirtschaft? 


_ Ende 1958 waren 4,6 Mio Farmen (97 v.H. der nach der Be- 


| RR von 1954 vorhandenen 4,8 Mio Anwesen) an 
das Verteilungsnetz angeschlossen. Östlich vom 100. Längen- 
grad wurden je Farm 4428 kWh bei einer Jahresrechnung von 


.115,6:$ verbraucht, westlich des 100. Längengrades infolge 


©. besserer Elcektrifizierung (z.B. Feldberegnung) 8435 kWh mit 
einer Jahresrechnung von 162,0 $, Die Kilowattstunde kostet 
-. also 2,61 bzw. 1,92 cents. 


13. Mit welchen Verbrauchszahlen kann die Industrie aufwarten? 
- . Am Gesamtverbrauch der Fertigungsindustrie im Jahr 1954 


von 247,7 Mrd kWh (1939: 70,8 Mrd kWh) waren die Eisen- 
“und Stahlindustrie mit 71,7 
"61,2 Mrd kWh in erster Linie beteiligt. 1957 verbrauchte die 
Industrie 323,2 Mrd kWh?) bei einer Beschäftigung von rd. 

712,9 Mio Werktätigen; der mittlere Verbrauch je ee lag 


Mrd kWh und die Chemie mit 


also bei25030k Wh. Rechnetimän! daß ein Arbeiter bei jährlich 240 
achtstündigen Arbeitstagen mit seinen Händen die Arbeit von 
rd.67 kWh leistet, so ist die elektrische Arbeit von 25030 kWh 
der Handarbeitsleistung von 374 Männern gleich, die dem Ar- 
„beiter ein ganzes Jahr Mithelfer wären. 

Geht man wieder von der Basis 1947/49 = 100 aus (vgl. 
bin 11), dann kommt man für 1958 auf einen Produktions- 
index der Fertigungsindustrie von 136 gegenüber 145 im Jahr 
1957. 1920 war Ast gleiche Index 39; bis 1940 stieg er auf 66. 
ze ‚Punkt des Brddukeonäudez wurden 1957 1,61 kWh ver- 
braucht. Bei 26,7 Mrd geleisteten Arbeiterstunden und einem 
Stromverbrauch von 242, 2 Mrd kWh?) betrug der spez. Strom- 


2) Einschließlich des Verbrauchs für die Aluminium- und Magne- | 
 siumproduktion und für die Zwecke der Atomenergie-Kommission. 


3) Ausschließlich des in Fußnote 2 genannten Verbrauchs. Die Alu- 


minium- und Magnesiumproduktion erfordert einen sehr hohen 


Strombedarf bei scht wenigen Arbeiterstunden. Diese Anmerkung 
gilt auch für die Ermittlung des Verbrauchs von 1,61 kWh je Punkt 
- des Produktionsindex 
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- Auf den Zeitraum 1947/49 = 100 RR stieg der Lebens- 


EA RE TE RE AN Er 


Elektizititewirtse h 

i 
verbrauch 9,1 kWh j je Arbeiterstunde gegenüber 1,21 im Ja 
1920 und 4,62 im Jahr 1940. 


nen = 


14. Was wird in der Elektrizitätsindustrie EEE, 


Bei den privaten Elektrizitätsversorgungsunternehmen war 
1958 rd. 315 600 Werktätige beschäftigt. Der Beschäftigung 
grad war in den letzten Tehece frei von jahreszeitlichen Ei 
flüssen. Der durchschnittliche Verdienst hat sich. von 97,06 
im Jahr 1957 auf 101,68 $ im Jahr 1958 erhöht. Er liegt dan 
um 21 v.H. über dem für die gesamte Fertigungsindustt 
geltenden Satz von 83,71 $ in der Woche. (1957: 82,39 $).] 
den letzten Jahren ist der Verdienst in der Elektrizitätsindustt 
um 57 v.H. (von 61,70 auf 97,06 $) gestiegen gegenüber 53 
v.H. (von 54,14 auf 82,39 $) bei der Fertigungsindustrie. 


% 


15. Welche Einnahmen hat die Elektrizitätsindustrie und wie wei # 
sie verwendet? 


96 v.H. aller Einnahmen rührten im Jahr 1958 vom Stroh 
verkauf her. Er erbrachte 8,178 Mrd $ aus der Abgabe an Letz 
verbraucher (Haushalt, Handel und Handwerk, Gewerbe). Ai 
weiteren Einnahmequellen (darunter z.B. Gas- und Wassera 
gabe) kamen rd. 500 Mio $ dazu, so daß die Gesamteinnahm 
den Betrag von 8,678 Mrd $ erreichten. Zu den Einna mi 
trugen die Tarifabnehmer mit 37 v.H. bei, die Industrie m 
27 v.H., Handel und Handwerk mit 26 v.H., Straßenbeleud 
tung, öffentliche Einrichtungen, Eisenbahnen usw. mit 10 B: 


Aus den Einnahmen von 8,678 Mrd $ wurden bestritten r 
Steuern mit 1,963 Mrd $ (23 v.H.), Löhne und Gehälter 1 
1,494 Mrd $ (18 v.H.), Brennstoffe mit 1,341 Mrd $ (16 v.E 
Abschreibung und Tilgung mit 915 Mio $, Vorräte mit & 
Mio $, Verbindlichkeiteh mit 615 Mio $ und Dividenden n 
1,145 Mrd $. EEE Fi 


16. Wem gehören die ee : h: 


Die Zahl der Aktionäre wurde für 1958 auf 3,8 Mio geschä i 
Darüber hinaus ist fast jeder Ametikaner >Mitiähahet® d 
privaten EVU. Etwa 124 Mio Einwohner des Landes (das sit 
etwa 70 v.H. der Bevölkerung) sind als Inhaber einer L 
bensversicherungspolice dadurch mittelbar an den EVU inte 
essiert, daß die Versicherungsgesellschaften einen nicht gel ei 
gen Teil ihres Kapitals in Blekttizitätswerfeh angelegt habe 
nämlich etwa 16 Mrd $ in Obligationen entsprechend 15 v. 
ihrer Vermögenswerte; dazu orten etwa 1,5 Mrd $% 
Aktien. N die 22,3 Mio Einleger bei Sparkassen haben u 


finanzielles Interesse an den Hlekerizitätsoesellschafien, Nach 
Erhebungen sind die Sparkassen in 17 PBundeskaden mi 
Mrd $ „im Geschäft“, E 
17. Und nun die Steuern... Fi 
Die privaten EVU vuhlköh 1958 die Ser von rd. 2 Mid 
an Steuern (100 Mio $ mehr als im Vorjahr). 1148 nn 


schluckte der Bund, und 815 Mio $ füllten Bundesstaatlit 
und Gemeindekälsch: 1933 stellten die Steuern einen Wert \ v 


Ferse 0 


13 v.H. der Betriebseinnahmen dar, 1958 waren es bei Einna 


men von rd. 8,6 Mrd $ rd. 23 v.H. Am heutigen Stand d 
Steuern gemessen, wird in den nächsten zehn Jahren mit eine 


- Steueraufkommen der privaten Elektrizitätsversorgung vont 


28 Mrd $ gerechnet. Die 20 v.H. der staatlichen Elektrizitä 
versorgung der USA sind von der Einkommensteuer befreit, 


Einige weitere Fragen geben noch Auskunft z.B. über d 
Brennstoffbedarf der Kraftwerke, den Anteil der Wärme- u 
Wasserkraftwerkean Leistung dınd Erzeugung usw. Im übrige 
darauf mag hier es werden, wird in der Broschi 
wiederholt: erwähnt, daß es sich bei den Zahlen für das Jahr19 
verschiedentlich a insbesondere für die zukünftigen Jahre u 
geschätzte Werte handelt. Ay 


Weiter sei darauf hingewiesen, daß die oben angeführt 
Zahlen in der Broschüre. jeweils in Zahlentafeln zusammen? 
stellt sind, die hier nicht gebracht werden könfen. Dadut: 
gewinnt die Broschüre an Übersichtlichkeit. Auf der erst 
Seite werden sechs Kurvendarstellungen geboten. Sie erlaube 
einen raschen Blick auf 30 Jahre Wachstum (1928 bis 1958) i 
amerikanischen Elektrizitätsversorgung zu werfen. 


izitätewirtschaft e Ir R 
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ö Buchbesprechung 


| Anspruch von Unternehmen mit Eigenanlagen auf 
eserve- und Zusatzversorgung nach $ 26 II des Gesetzes 
‚gen Wettbewerbsbeschränkungen. — Von Prof. Dr. H. 
asch. DIN A 5, 26 S.. Vereinigung Industrielle Kraftwirt- 
‚haft, Essen 1960. Broschiert 4,50 DM. 


ch befaßt sich in seinem im Auftrag der Vereinigung In- 
tielle Kraftwirtschaft erstatteten Reieuachten ein- 
nd mit der Frage, ob und inwieweit $ 6 EnergG und die 
vergangene 5, DurchführungsVO durch $ 26 Abs. 2 GWB 
nateriell aufgehoben oder geändert oder sonstwie berührt 
‚sehen ist, und kommt zu dem Ergebnis, daß Unternehmen 
Bigenanlagen auf Grund des $ 26 Abs. 2 GWB in Verbin- 


3 mit 635 GWB in der Regel einen Anspruch auf Reserve- und. 


Izversorgung haben unter den gleichen Voraussetzungen und zu den 
ven Bedingungen wie die übrigen Abnehmer des EV U, das ein be- 
mtes Gebiet versorgt. Dieser Anspruch kann im Rechts- , 
t etwa nur im Aufsichtswege. geltend gemacht werden. 


er Verfasser, der auf dem Gebiet des Kartellrechts einen 
ıen hat, befaßt sich mit diesem Gutachten — soweit dem 
nsenten bekannt ist — erstmalig mit dem Energiewirt- 
ftsgesetz und seiner Problematik. Im Ergebnis bleibt leider 


zustellen, daß die Auslegung, die Rasch den untersuchten - 
im wesent- 


schriften des EnergG und der 5. DVO gibt, 
°n unzutreffend ist. Die darauf beruhende Anwendung des 
Abs. 2 GWB mit dem oben erwähnten Ergebnis Fon da- 
nicht überraschen. 


asch stellt mehrfach im Verlauf seiner Untersuchungen die 
auptung auf: „‚...die entscheidenden Kriterien der $$ 5 und 


5. DVO“ seien „nicht durch die technischen Gegeben- 


n der Feigieversörgung bedingt, sondern durch die Ab- 
t, eine unerwünschte Entwicklung. der Eigenanlagen zu 
en der EVU zu verhindern.“ Oder: „Die $$ 5 und 6 der 
VO dienen vielmehr der Regelung des Wettbewerbs zwi- 
n EVU und Unternehmen mit Eigenanlagen, und zwar... 
'h Beschränkung der wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit 
Unternehmen, die Eigenanlagen betreiben.‘ 

ichts hat dem Gesetzgeber bei Erlaß der 5. DVO ferner 
sen als die Vornahme einer Regelung des Wettbewerbs 
chen EVU und Betrieben mit Eigenanlagen (der, wie Rasch 
bt, gar nicht besteht). Ebensowenig sollte die wirtschaft- 
: Bewegungsfreiheit der Unternehmen, die Eigenanlagen 
iben, beschränkt oder gar, wie Rasch an anderer Stelle 
ıt, die Entwicklung der Eigenanlagen zugunsten der EVU 
ingcehalten werden. Bereits ein Vergleich der Zunahme der 
azität in der Zeit von 1933 bis 1939 ergibt bei den EVU 
.H. gegenüber 65 v.H. bei den Betrieben mit Eigenanlagen 
beweist schon von der Statistik her die Unrichtigkeit der 
stellungen des gesetzgeberischen Zweckes der 5. DVO. 


; kann unter diesen Umständen nicht verwundern, wenn 
ham Schluß seines Gutachtens unter anderem zu folgenden 
stellungen kommt: 


Die Vorschriften der $$ 5 und 6 der 5. DV zum EnergG 
nicht durch die technischen Gegebenheiten der Energie- 
rgung bedingt, sondern von der Absieht getragen, eineim 
ten Kriegsjahr unerwünschte Entwicklung der Eigenan- 
ı zu Lasten der EnVU zu verhindern. 


.uo.. 


„Gleichartige‘‘ Unternehmen im Sinne des $ 26 II GWB 
Unternehmen mit gleichen Anschluß- und Abnahmever- 
issen. Der Besitz einer Bigenanlage berührt die Gleich- 
keit eines Unternehmens im Verhältnis zu einem anderen 
dann, wenn ersteres in wesentlichem Umfang Strom an 
€ abgibt. 


Der „übliche Geschäftsverkehr‘ im Sinne des $ 26 IIGWB 
für die Energiewirtschaft durch das Ordnungsprinzip der 
meinen Anschluß- und Versorgungspflicht bestimmt. 


5. Gegenüber dem Behinderungs- und Diskriminierungsver- 
bot des $ 26 II GWB können sich EnVU, die ein bestimmtes 
Gebiet versorgen, nicht darauf berufen, die Gewährung von 
Reserve- und Zusatzstrom sei ihnen nur unter den in $$ 5 und 
6 der 5. DV zum EnergG genannten Voraussetzungen und Be- 
dingungen ‚„‚zumutbar‘“. 


6. Die $$ 5 und 6 der 5. DV zum.EnergG sind durch $ 26 II 
GWB materiell aufgehoben, soweit es sich um marktbeherr- 


schende EnVU handelt. Ob man auch die der 5. DV zugrunde 


liegende Vorschrift des $ 6 III EnergG selbst als aufgehoben an- - 
sieht, ist ohne Bedeutung. 


7. Unternehmen mit Eigenanlagen haben in aller Regel. einen 
im, Rechtsweg geltend zu machenden Anspruch auf Reserve- 


und Zusatzversorgung unter den gleichen Voraussetzungen ° 


und zu den gleichen Bedingungen wie die übrigen Abnehmer 
des Geblktäye ersorgungsunternehmens. 


Aufgabe einer kurzen Buchbesprechung kann es nicht sein, 
auf dicke Feststellungen im einzelnen einzugehen. Es ist wohl 


mit Sicherheit anzunehmen, daß sie nicht unwidersprochen 
G. Pabst 


bleiben. 


Aus der Arbeit der VDEW 


Neuregelung von Leitungskreuzungen mit nichtbun- 


deseigenen Eisenbahnen ; 


Zwischen dem Verband Deutscher Nichtbundeseigener Bi- 
senbahnen e.V. (VDNE), Köln, und der VDEW ist I Grund 


"ST, 


einer Vereinbarung vom 28. 12. 1959/8. 1. 1960 die Einfuhrung = 


neuer „Richtlinien über Kreuzungen von Starkstromleitungen - 


eines Unternehmens der öffentlichen Blekerieiditeveikorsna ns 


(EVU) mit Gelände- oder Starkstromleitungen der nichtbun- ei 


deseigenen Eisenbahnen (NE) — NE-Stromkteuzungs-Richtli- 


nien— “in der Fassung vom 1. Januar 1960 beschlossen worden. 


Die Vereinbarung hat im einzelnen folgenden Wortlaut: 


1. DieNE- rohen Richtlinien sind von VDNE und ER; 


VDEW gemeinsam aufgestellt worden. 


2. VDNE und VDEW empfehlen ihren Mitgliedern, die NE- : 


Stromkreuzungs-Richtlinien den Verträgen über Ke 
von EVU-Starkstromleitungen mit NE-Gelände oder NE-" 


Starkstromleitungen aetundernleo&t, EEE 


3. VDNE und VDEW sind sich darüber einig, daß die NE- 
Stromkreuzungs-Richtlinien nach Möglichkeit auch auf die 
bereits bestchesden un el Anwendung fin- 
den sollen. ? 

4. Die Einführung der NE-Stromkreuzungs-Richtlinien schließt 
nicht aus, daß im Einzelfall über eine Kreuzung, insbesondere 


im Zusammenhang mit sonstigen Vertragsregelungen, ab- 


weichende Tersinhafingen‘e getroffen werden können. 


5. VDNE und VDEW werden ihre Erfahrungen bei der Anz. ! 


wendung der Stromkreuzungs-Richtlinien Fetehianee aus-- 


tauschen und im gegenseitigen Einvernehmen auswerten. 


Den Mitgliedswerken der VDEW, die Leitungskreuzungen 
mit nichtbundeseigenen Eisenbahnen unterhalten oder neu er- 


richten, wird empfohlen, zur Regelung der Kreuzungsverhält- 


nisse Kreuzungsverträge nach Maßgabe der NE-Stromkreu- 
zungs-Richtlinien abzuschließen. Die Richtlinien werden in 
Kürze als Druckschrift von der Verlags- und Wirtschaftsge- 


sellschaft der Elektrizitätswerke mbH (VWEW) herausgege- 2 
ben. Außerdem wird auf den in diesem Heft abgedruckten 5 
Aufsatz „Die NE-Stromkreuzungs-Richtlinien“ von Dr. G; 


Butze verwiesen, von dem bei der Verlags- und Wirtschaftsge- 
sellschaft Sonderdrucke bezogen werden können. 


Monatliche Schnellstatistik der VDEW, Januar 1960 
Bundesrepublik einschließlich Saarland SER, 
In den Kraftwerken des Berichtskreises (rd. 98 v.H. der 


öffentlichen Versorgung) wurden im Januar 1960 6,04 Mrd 


kWh erzeugt. Die gesamte Erzeugung erhöhte sich, normalar- 
Keitstägfich‘ gerechnet, um 17,8 v.H. gegenüber Januar 1959 
und Errehhe damit die Höchste Steigerungsrate seit 1956; ge- | 


# 
. 


Bi: . 
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genüber Dezember 1959 blieb sie aller-- Zahlentafel 1. Erzeugung in öffentlichen Kraftwerken der Bundesrepul 
dines um 3,1 v.H. zurück. Hierbei weisen einschließlich des Saarlandes (Teilerhebung, rd. 98 v.H.) und West-Berlins’ | 


die Wärmekraftwerke eine erhöhte Verän- 
derungstate in der jeweiligen Richtung auf, 


samterhebung) im Januar 1960 


—— 


= % ihre Erzeugung stieg gegenüber dem Vor- Änderung (nom 
jahrsmonatum 25,1 v.H. und verminder- Jah Monat Monat arbeitstäglich)) 
te sich gegenüber dem Vormonat um 6,3 Bundesrepublik 1959 |Dezember| Januar | gegen Vorjahrs 
v.H. Verbesserte Wasserverhältnisse er- a . 1959 1960 |Dezember | Ja 
möglichten es den Wasserkraftwerken ihre ee 1959 1 
Erzeugung um 28,9 v.H. gegenüber De- 8 
zember 1959 zu steigern; die Höhe des er z 
Vorjahrsmonats konnte aber noch nicht 1. Brutto-Erzeugung 
erreicht werden. Gegenüber Januar 1959 a) Wärmekraftwerke 3243,11 6A 35 SI IT 25 
blieb die Erzeugung der Wasserkraftwerke b) Wasserkraftwerke 9191,0 | 560,4 7249 | — 28,9 
‚um 17,7 v.H. zurück. Insgesamt 62434,1 | 6204,7 | 6035,8 | + 15,8 
An der Gesamterzeugung waren betei- 2, Netto-Erzeugung 58524,1 | 58112 | 56508 | I 155 
list die Wärmekraftwerke mit 88,0 v.H. ns ; 
2 nnae 1959 82,7. v,H.)"und die Wässer: 3. Industrie-Einspeisung 12539,9 1205,9 1244,55 | + 14,6 
En krafiwerke mit 12,0 v.H. (Januar 1959 4. Bezug von außerhalb des : 
IET3 SCH). Bundesgebietes (+) 4302,9 228,1 157,0 
Im Austausch über dieGrenzen des Bun- 5. Abgabe nach außerhalb des : 
 desgebietes einschließlich Saarland ergab Bundesgebietes (—) 1705,2 225,7: 205,9 
sich, der Jahreszeit entsprechend, ein Aus- Austausch-Saldo +2597,8 + 24 | — 48,9 . x 
“ fuhrsaldo von 49 Mio kWh. Im Vergleichs- 6, Arbeitsaufwand der ie BR 
monat Januar 1959 war durch besonders Pumpspeicherwerke 1387,2 133,5 | 94,4 Y 
.. günstige Wasserverhältnisse in den Alpen- en arg 


. ländern ein Impottsaldo von 12 Mio kWh 
zu verzeichnen gewesen. 


7. Verbrauch einschl. Über- 
tragungsverluste ohne : 
Pumpstromaufwand 72.274,6 6946,0 6752,0 | + 15,7 


Be 


Die Einspeisung aus Eigenanlagen der 9 


. Engpaßleistung am3. Mittw.. MW») MW 


Industrie in das Netz des Berichtskreises 


malarbeitstäglich lag sie um 13,8 v.H. über 
dem Vorjahrsmonat, blieb allerdings ge- 
genüber Dezember 1959 um 2,1 v.H. zu- 
rück. 


West-Berlin 


1. Brutto-Erzeugung 


betrug im Januar 1960 1245 Mio kWh, nor- a) Wärmekraftwerke 12653 | 12653 
b) Wasserkraftwerke 2742 2742 


Der normalarbeitstägliche Bruttover- a) in Wärmekraftwerken 2313,5 244,1 


GWh GWh 


brauch aus dem Netz der öffentlichen Ver- 


öffentlichen Versorgung mit 81,6 v.H. und 
die Industriekraftwerke mit 18,4 v.H. be- 1) Dezember 1959 — 


" zu Lasten der öffentlichen Kraftwerke ver- 

rechnet wurden. (Im Januar 1959 betrugen die entsprechenden 
IN Werte 81,2 v.H. und 18,6 v.H., außerdem wurden 0,2 v.H. 
durch Import gedeckt.) 

Der Nettozugang an Engpaßleistung betrug im Berichtsmo- 
nat 10 MW in Wärmekraftwerken und 12 MW in Wasserktaft- 
 werken. 


_ West-Berlin 


 teiligt, wobei der Exportsaldo und der 1,7 GWh aus Einspeisung der Industrie, die an sich für den Zeitraum Ih! 1958 bis Jun 
- Arbeitsaufwand der Pumpspeicherwerke gilt — Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen 5 


sorgung wies auch im Januar 1960 eine N 2168,9 229,1 

- ähnlich hohe Zuwachsrate auf wie in den 4. Bezug von außerhalb 

 Vormonaten, er lag um 15,5 v.H. über West-Berlins 0,9 0,2 

dem des Januar 195. Der saisonbedingte 7, Verbrauch SR : Fi 

. Rückgang gegenüber Dezember 1959 be _ Übertragungsverluste 2171,5)| 2293 | 222,0 | + 109.| +8 
‚trug 3,2 v.H. An der Deckung des Strom- 2 # 

 verbrauchs aus dem öffentlichen Netz wa- 9. Engpaßleistung am3. Mittw. MW?) MW MW MW N 
. ren im Berichtsmonat die Kraftwerke der a) in Wärmekraftwerken 658° 658 658 U2.55 


—?) Normalarbeitstage Januar 1960: 27,82 (Vorjahr 28,12)—) Da 


Anstieg von 8,9 v.H., gegenüber dem Vormonat Deze 
1959 einen Rückeans um 3,6 v.H. Die Ener 
unverändett. 


Zahlentafel 2. Zwölfmonatswerte (Änderung der Sum 
den’Zwölfmonats-Abschnitt, endend mit dem Berichts 


# 

Die Brutto-Erzeugung der West-Berliner Kraftwerke betrug = r 
im Januar 1960 237 Mio kWh, sie erhöhte sich, auf Normalar- se = N Scan mA 

beitstage bezogen, um 9,2 v.H. gegenüber dem Votjahrsmonat, Februat 1958 bis Januar 1959 Bundesrepublik | West-Be 

} ac sie gegenüber Dezember 1959 um 3,3 v.H. zurück- Ne ne : EN 4% 

blieb. RER Industrie-Einspeisung = 2 215,6 E 3; 

Der Brutto-Verbrauch belief sich auf 222 Mio kWh. Normal- _ Einfuhrsaldo 192 Br 

. arbeitstäglich gerechnet, zeigte er gegenüber Januar 1959 einen Brutto-Verbrauch 2 ES 
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Schütz mit Relais i/ Gehäuse 7 Drucktaster m/Glimmlampe 
DIZL 0a1-5,5 kW-500 V AK24GL 


Nockenschalter für Aufbau Motorschutzschalter PKZ 
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Federband-Luftvorwärmer 
Endbundklemmen für Kupfer System Dr. Schöll — DB-Patente 


und Aluminium Neuartiger Regenerativ- 
Wärmeaustauscher für Dampfkessel 


Periodenlose 
Arbeitsweise 
im Gegenstrom 


Höchste Wärmeleistung 


Kleine Heizfläche 


Niedriges Gewicht 


Geringer Raumbedarf 


Niedriger 
Zug- und Druckverlust 
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